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Aus der mediecinischen Klinik zu München. 
Die „Steinträger -Lähmung“. 


Eine Form der combinirten Armnerven- oder Bra- 
chialplexus-Lähmung. 


Von Dr. Hermann Rieder, Privatdocent und Assistent der 
medieinischen Klinik. 


Während die peripheren Armlähmungen gewöhnlich nur 
als partielle, d. h. nur einen bestimmten Nerven betreffende 
Lähmungen in die Erscheinung treten, werden eombinirte Läh- 
mungen der Armnerven, sowie Totallähmungen des Plexus bra- 
chialis weniger häufig beobachtet. 

Zu den eombinirten Armlähmungen ist der Oberarm- und 
Unterarm-Typus Remak’s, sowie die sogenannte Entbindungs- 
lähmung, endlich die nach ihrem Entdecker benannte Erb’sche 
Lähmung zu rechnen. 

Als anatomischer Sitz der letztgenannten Lähmungsformen, 
die gewöhnlich durch Traumen am Halse verursacht werden, 
gelten nach Erb!) der 6. Halsnerv, welcher zwischen den Sea- 
lenis verläuft, nach Ferrier und Yeo?®) aber der 5. und 6. 
Halsnerv. 

Wenn nun die oberflächliche Lage einzelner Theile des 
Plexus brachialis in der Supraclavieular-Grube es mit sich bringt, 
dass traumatische Einwirkungen auf diese Gegend zu beson- 
deren Lähmungsformen Veranlassung geben, so macht der Ver- 
lauf des Plexus brachialis, welcher dieht neben dem Schulter- 
gelenke verläuft, es erklärlich, dass Dislocationen bei Knochen- 


.brüchen und Luxationen und hiedurch bedingte Compression 


des Nerven-Plexus, Quetschung der Scehulter-Gegend, Fall oder 
Stoss auf dieselbe, eine Läsion der Nervensubstanz und damit 
die Entstehung einer Leitungsunterbrechung des ganzen Plexus 
brachialis verursachen können. 

Dass aber schon ein relativ geringfügiger Druck mitunter 
Lähmungs-Erscheinungen in gewissen Nervengebieten der Ober- 
extremität bewirken kann, beweisen die sogenannten Schlaf- und 
Krückenlähmungen, die gewöhnlich im Gebiete des Radialis, 
seltener des Medianus, beobachtet werden. 

Auch die gewöhnliche Berufsbeschäftigung kann derartige 
schlimme Folgen nach sich ziehen und so zum Auftreten einer 
wirklichen Berufskrankheit führen. So beobachtete Eichhorst?) 
eine combinirte Arm-Nervenlähmung bei einem jungen Land- 
mann, der sich bei dem Aufladen von Heu mehrere Stunden 
überanstrengt hatte. Interessant ist noch der Umstand, dass 
schon zwei Jahre zuvor bei derselben Gelegenheit dieselbe Läh- 
mung aufgetreten war. 

Mit den nachfolgenden Zeilen beabsichtige ich nun, die 


y v. Ziemssen’s Handbuch 1876, 2. Auflage. Bd. XII. 1. Hälfte. 
S. 528 u. 529. 

2) Proc. Roy. Soc. 21. März 1881. 

3) Handbuch der speciellen Pathologie und Therapie, III. Band, 
4. Auflage, 1891. S. 43. 





bisher nicht berücksichtigt worden zu sein scheint, nämlich auf 
die plexuslähmende Wirkung schwerer, gleichzeitig auf beide 
Schultern wirkender Lasten. Dass das blosse Tragen schwerer 
Lasten auf den Schultern zu Lähmungen führen kann, ist ja 
bekannt. Ich erinnere an die Serratus-Lähmung bei Zimmer- 
leuten in Folge des Balkentragens, bei Packträgern in Folge 
Riemendruckes beim Klaviertragen u. A. 


Die nachstehenden Fälle zeichnen sich dadurch aus, dass 
die ‚Lähmung entstand durch den Druck der hölzernen 
Armträger an den sogenannten Ziegelsteinkraxen der 
Maurer (siehe Abbildung). 
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Fall 1. Otto W., 24 Jahre alt, Taglöhner (Juni 1889). Patient 
beschäftigt sich, obwohl von Natur aus schwächlich, aus Mangel an 
anderer Beschäftigung seit 3 Wochen mit Steintragen bei Neubauten. 
Die Belastung seiner Holzkraxe soll 10—17 Ziegelsteine, ä 4 Kilo, 
betragen haben. Seit 14 Tagen bestehen Parästhesien in der linken 
Hand, zu denen sich seit 8 Tagen eine allmählich zunehmende 
Schwäche des ganzen linken Armes gesellte, so dass Patient die 
Arbeit aussetzen musste. 

Graciles, ziemlich schwächliches Individuum, die Musculatur der 
ganzen linken Oberextremität, besonders des Oberarms, ist etwas atro- 
phisch und fühlt sich schlaffer an als die der rechten Extremität. Alle 
Bewegungen sind ausführbar, aber völlig kraftlos. Der linke Arm kann 
kaum bis zur Horizontalen erhoben werden und sinkt bei fehlender 
Unterstützung rasch wieder herab. Passiven Beuge- und Streckbewe- 
gungen im Ellbogengelenke kann nur minimaler Widerstand ent- 
gegengesetzt werden. Patient ist nicht im Stande, andere als ganz 
leichte Gegenstände zu fassen oder vom Boden aufzuheben. Der Hände- 
druck ist links minimal, rechts normal. Sensibilitätsstörungen sind 
nicht nachzuweisen, nur ist die Gegend des Plexus brachialis und 
der Supraclaviculargrube druckempfindlich. Die Nerven und Muskeln 
reagiren auf constanten und faradischen Strom, doch ist die elektrische 
Erregbarkeit in geringem Grade herabgesetzt im Vergleich mit der 
rechten Seite. 

Durch Elektrieität, Massage, Bäder konnte in 4 Wochen fast 
vollständige Heilung erzielt werden. 

Patient gab das Steintragen auf, erfreute sich in der Folge guter 
Gesundheit und leistet seither Dienst als Ausgeher. Noch nach Mo- 
naten konnte ein geringer Muskelschwund an der linken Oberextre- 
mität constatirt werden, doch ergab die letzt’ vorgenommene dynamo- 
metrische Messung (Patient ist Rechtshänder) R=32, L=29 Kilo. 

Fall 2. Rudolf A., 19 Jahre alt, Taglöhner, will als gestern, 
15. April 1891, noch gesund seine Arbeit als Taglöhner aufgenommen 
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haben, habe aber heute seine mit Steinen beladene Kraxe nicht mehr 
allein auf die Schulter heben und auch nicht mehr von der Schulter 
abheben können. Die Bewegungsstörung betreffe beide Arme. Schmer- 
zen seien nicht vorhanden, wohl aber ein Gefühl von Pelzigsein in 
den Fingern. Erkältung oder Ueberarbeitung negirt Patient. Früher 
will er stets gesund gewesen sein. Die Belastung soll 68 Kilo (= 17 
Ziegelsteine) betragen haben. 

Kräftig entwickelte Musculatur. Active Hebung der Arme im 
Schultergelenk unmöglich; beim Versuche dazu wird nur die Scapula 
durch die Wirkung des Cucullaris vorgeschoben. Deltoideus fühlt 
sich schwach an, auch Biceps, Triceps und Brachialis internus sind 
paretisch. Grobe Kraft des Öberarmes und auch des Unterarmes 
verringert, Parese hier besonders im Radialisgebiet. Pelziges, kitzeln- 
des Gefühl in beiden Händen. Cucullaris, Pectoralis major und minor, 
Serratus anticus major sind intact. Die Nervenstämme, besonders an 
der Innenseite des Oberarmes und in der Supraclaviculargrube beider- 
seits sehr druckemfindlich. Vasomotorische Störungen (Cyanose, Kälte- 
gefühl) nicht zu beobachten. Der Plexus brachialis sowohl als die 
von der Lähmung vorwiegend ergriffenen Muskeln (Deltoideus, Biceps 
u.s. w.) reagiren faradisch und galvanisch vollkommen normal. Dyna- 
mometermessung ergiebt L=12!/a, R=11 Kilo. 

Therapie: Ruhe, Derivantien auf die Haut, elektrische Be- 
handlung. 

Nach 6 Tagen: Rechte Oberextremität kann bis zur Horizon- 
talen, linke noch etwas höher — aber nur für kurze Zeit — activ 
gehoben werden; dabei werden die Schultermuskeln in abnormer 
Weise als Hülfsmuskeln herangezogen. Bei längerem Erheben tritt 
Tremor ein. Händedruck hat an Kraft beiderseits, besonders links, 
bedeutend zugenommen. 

Nach 1 Tagen: Die active Bewegung der Arme ist bedeutend 
gebessert, auch hat die Kraft zugenommen. Dynamometermessung 
ergiebtt R=15, L=19 Kilo. 

Besserung anhaltend, nach weiteren 10 Tagen nimmt Patient 
leichtere Arbeit wieder auf, hat den ganzen Winter etwas leichtere Be- 
schäftigung, verspürt aber stets eine gewisse Schwäche im linken ‘Arm. 

Als Patient im Sommer 92 seine alte Beschäftigung als Stein- 
träger wieder aufnehmen will, verspürte er sofort Pelzigwerden der 
Finger der linken Hand, und da er seine Arbeit nicht einstellte, kam 
es nach mehreren Tagen zu starken Bewegungsstörungen im linken 
Arme. Linker Arm hängt schlaff herab. Deltoideus, Biceps, Triceps, 
Brachialis internus functioniren schlecht. Sensibilitätsstörungen nicht 
vorhanden. Elektrische Reaction normal. Nach mehrtägiger Behand- 
lung Besserung. Die Arbeitsbeschränkung dauert 4 Wochen. Patient 
wird veranlasst, sich nach anderweitiger Beschäftigung umzusehen. 

Am 18. December 92 klagt Patient, der seit 2 Wochen wieder 
mit Steintragen beschäftigt ist, wieder über pelziges Gefühl in der 
linken Hand. Objectivbefund negativ. Die dynamometrische Messung 
(Patient ist rechtshändig) ergiebt R=33, L=29 Kilo. 


Fall 3. Joseph M., 24 Jahre alt, Taglöhner, giebt an (10. Juni 92), 
dass die Kraft seines linken Armes seit 14 Tagen abgenommen habe, 
dass er denselben nicht mehr so gut heben könne wie früher, und 
dass das Gefühl, namentlich in der Vorderarmgegend herabgesetzt 
sei. Auch bestehe grosse Neigung zur Ermüdbarkeit des betreffenden 
Armes, die sich besonders bei der Arbeit fühlbar mache, sowie (zeit- 
weise auftretendes) pelziges Gefühl in den Fingern. 

Sein Leiden führt Patient auf seine Beschättigung zurück. Er ist 
von Beruf Bäcker, hat sich aber des grösseren Verdienstes halber in 
letzterer Zeit mit Steintragen bei Neubauten beschäftigt. Er will 
auf einer Kraxe 17 Ziegelsteine, deren jeder ca. 31/2 Kilo wog, ge- 
tragen haben und hiebei gewöhnlich den Schwerpunkt auf die linke 
Seite verlegt haben. 

Die Inspection ergiebt nichts Abnormes. 

Die rohe Kraft des linken Armes ist sehr herabgesetzt. Messung 
mit dem Dynamometer von Ullmann ergiebt L=0, R=352 Kilo. 
Alle Bewegungen sind ausführbar, nur die Erhebung des Armes über 
die Horizontale ist unmöglich, auch lässt Patient kurze Zeit nach 
Hebung des Armes denselben wieder kraftlos sinken. Plexus brachialis 
in der Supraclaviculargrube (Erb’scher Punkt) links etwas druckem- 
pfindlich; Periost- und Sehnenreflexe der linken Oberextremität etwas 
herabgesetzt. 

Feine und feinste Berührungen werden an der ganzen linken 
Oberextremität ebenso prompt signalisirt als rechts, nur giebt Patient 
an, dass er links bei Berührungen ein etwas dumpferes Gefühl em- 
pfinde als rechts. 

Elektrische Erregbarkeit der Nerven und Muskeln vollständig 
normal. 

Durch Galvanisation (Anode auf dem Plexus), Massage, warme 
Bäder tritt erhebliche Besserung ein. 

8 Tage nach eingeleiteter Behandlung: Rohe Kraft bedeutend 
gebessert, Händedruck kräftiger, Dynamometer: L=7, R= 30 Kilo. 
Der linke Arm kann (wenn auch nur für kurze Zeit) wieder vertical 
erhoben werden. Parästhesien noch vorhanden. Druckempfindlichkeit 
des Plexus brachialis sin. minimal, doch besteht heute auch leichte 
Druckempfindlichkeit des Nervus radialis an der Umschlagstelle am 
Öberarme. Elektrische Erregbarkeit normal. 

14 Tage nach eingeleiteter Behandlung: Dynamometermessung 
ergiebt R=30, L ohne Unterstützung der Hand = 10, mit Unter- 
stützung = 18 Kilo. An den linken Fingerspitzen werden bei 7 mm 


Entfernung noch 2 Stiche als gesondert empfunden, R bei 5 mm, 
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doch besteht noch pelziges Gefühl an den Fingern der linken Hanl. 
Der linke Arm kann gut über die Horizontale erhoben werden. 

Die Extensoren des linken Vorderarmes sind ziemlich schwach, 
ebenso die Beuger. Eine Abmagerung ist nicht zu constatiren. Die 
elektrische Erregbarkeit vollständig normal. 

Verlauf: Wesentliche Besserung innerhalb der nächsten drei 
Wochen. Patient unterzieht sich in der Folge leichter Arbeit (als 
Erdarbeiter), doch besteht noch längere Zeit Kraftlosigkeit linker- 
seits, ferner pelziges Gefühl vom linken Ellbogen bis zu den Fingern 
herab und bei anhaltender Arbeit Schmerz an der Ulnarseite des 
linken Vorderarmes, endlich bei kalter Witterung Frostgefühl in den 
Fingern der linken Hand. 

18.X11.92. Normaler Befund an beiden Oberextremitäten. Dyna- 
mometrische Messung (Patient ist linkshändig) ergiebt R=30, I, 
=34 Kilo. 

Wenn wir die oben skizzirten Fälle überblicken, so er- 
sehen wir, dass sämmtliche Kranke jugendliche Individuen 
waren, die durch Einwirkung starken Druckes auf den Plexus 
brachialis eine allseitige Armnervenlähmung leichtesten Grades 
erworben hatten. 

Die paretischen Erscheinungen manifestirten sich in folgen- 
den Symptomen: 

Die Nervenstämme in der Supraclavieulargegend, zuweilen 
auch an der Innen- und Aussenseite des betreffenden Ober- 
armes waren druckempfindlich. Stets waren Parästhesien vor- 
handen, auch einmal Hypästhesie, dagegen bestand niemals, 
im Gegensatze zu anderen Armnervenlähmungen, Anästhesie, 
niemals Schmerzgefühl. 

Vasomotorische Störungen konnten nicht constatirt 
werden, ebenso wenig erheblichere Atrophie (nur in sehr ge- 
ringem Grade in Fall I) der Museulatur, wie solehe so häufig 
bei anderen Läsionen des Plexus beobachtet wird, oder irophi- 
sche Störungen -der Haut. 

Was die Motilität anlangt, so zeigte sich eine (zuweilen 
plötzlich auftretende) Schwäche der ganzen Öberextremität, 
eine sehr erhebliche Herabsetzung der rohen Kraft auf der 
befallenen Seite (wie Händedruck und dynamometrische Mes- 
sung ergaben), sowie eine in distaler Richtung gewöhnlich an 
Intensität abnehmende active Beweglichkeit; so waren Beuge- 
und Streckbewegungen im Ellbogengelenke erschwert, active 
Hebung des Armes im Schultergelenke häufig unmöglich oder 
doch nur für kurze Zeit und unter Tremor möglich. Ein 
Befallensein der Schulter- und Brustmuseulatur (Cueullaris, 
Pectorales u. s. w.) war nie zu beobachten. Auch der Serra- 
tus anticus major, dessen Erkrankung durch direeten Druck 
auf den Nervus thoracieus longus am Halse oder starke Muskel- 
anstrengungen oft genug beobachtet wird, wurde hier stets 
intact befunden. 

Was die Reflexe betrifft, so zeigten sich sowohl Periost- 
als Sehnenreflexe auf der betroffenen Seite herabgesetzt. 

Die elektrische Erregbarkeit der Nerven und Mus- 
keln war, entsprechend der geringgradigen Parese, normal, nur 
einmal (in Fall 1) wurde leichte Herabsetzung der direeten 
und indireeten Erregbarkeit gegen faradischen und galvani- 
schen Strom constatirt. 

Erscheinungen von Sympathieuslähmung, wie solche bei 
Plexusaffeetionen häufig genug vorkommen (Seeligmüller u. 
Andere) waren nicht nachzuweisen. 

Der Umstand, dass die Erkrankung trotz doppelseitiger 
Einwirkung des Druckes gewöhnlich nur einseitig ist, hat wohl 
darin seinen Grund, dass der Schwerpunkt beim Tragen von 
den meisten Lastträgern auf eine Seite verlegt wird. Der 
Umstand, dass die besagte Lähmung stets linksseitig (nur 
in Fall 2 war sie doppelseitig) zu beobachten war, ist wohl 
darauf zurückzuführen, dass die Führung des Stockes beim 
Tragen mit der rechten Hand, die Unterstützung der Kraxe, 
um diese vor dem Abgleiten zu bewahren, mit der linken 
Hand geschieht, wodurch der Schwerpunkt und damit der 
grössere Theil der Last auf die linke Seite verlegt wird. 

Die Prognose konnte, entsprechend dem geringen Grade 
der Lähmung, stets günstig gestellt werden, doch wurde in den 
beiden letztgenannten Fällen wegen langdauernder Arbeits- 
unfähigkeit (und wegen mehrmaliger Erkrankung in Fall 3) 
ein Wechsel in der Beschäftigung nöthig. 








14. Februar 1893. 
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Die in den einzelnen Fällen getroffenen therapeutischen 
Maassnahmen, wie Ruhe, resp. Arbeitsenthaltung, Elektrisa- 
tion, (stabile Galvanisation), Massage, warme Bäder, Derivan- 
tien auf die Haut, führten in allen Fällen rasch zu dem 
erstrebten Ziele. 

Die Beobachtung obengenannter Fälle gab mir Veran- 
lassung, 

1) über die Beschaffenheit der Holzkraxe, wie sie von 
Steinträgern bei Neubauten benützt wird, und über die Häufig- 
keit der beschriebenen Erkrankung mich zu orientiren, 

2) die Art und Weise zu eruiren, wie derartige Läh- 
mungen zu Stande kommen. 

ad 1) Die bei den Neubauten in München verwendete Holz- 
kraxe zum Transport von Ziegelsteinen (s. Abbildung) muss, wenn 
sie allen Anforderungen entsprechen soll, (nach den Ausführungen 
eines beschäftigten Bauführers, den ich hierüber zu Rathe zog) 
in der Weise eonstruirt sein, dass die ganze Breite der Kraxe 
28--30 em, die Entfernung der Armträger mindestens 14 bis 
15 cm beträgt; die letzteren sollen mit guter Polsterung ver- 
sehen sein. 

Den mir bekannten praktischen Aerzten war die genannte 
irkrankung unbekannt; dagegen äusserte obengenannter Bau- 
führer auf Befragen, dass er dieselbe unter seinen Leuten 
sowohl in Nürnberg als in München manchmal beobachtet 
habe, aber nur bei schlechter Construction der Holzkraxe und 
zwar besonders dann, wenn die Entfernung der Armträger 
weniger als 14—15 cm betrug (der Druck also nahe der 
Artieulatio sternoclavieularis einwirkte) und die Belastung der 
Kraxe (welche bei Akkordarbeiten bisweilen 144 Kilo, d. h. 
36 Ziegelsteine betragen soll) das Normalgewicht von 64 bis 
72 Kilo überstieg. 

Es wäre interessant zu erfahren, ob bei den im Gebirge, 
z. B. an der bayerisch-österreichischen Grenze verkehrenden 
Schmugglern, welehe oft enorm belastete Kraxen tragen, ähn- 
liche Lähmungen beobachtet werden; doch erscheint mir dies 
unwahrscheinlich, da die Lastvertheilung hier durch die den 
Thorax umschliessenden Gurte und durch Uebernahme eines 
Theiles der Last durch den Kopf eine bessere ist. 

ad 2) Es existiren 2 Möglichkeiten, die für die Entsteh- 
ung der Lähmung in Betracht gezogen werden könnten: Ent- 
weder es könnte durch die grosse Last, besonders wenn dieselbe 
durch ungeeignete Körperhaltung vorwiegend auf eine Seite 
wirkt, die Oberextremität nach vorne, die Clavieula nach unten 
verschoben werden, so dass in der Supraclavieulargrube ein 
grösserer von Weichtheilen umschlossener Hohlraum gebildet 
wird. Der Druck auf die unterhalb dieses Hohlraumes ge- 
legenen Weichtheile würde in diesem Falle vielleieht vermittelt 
durch die Polsterung der Armträger, und so eine Wirkung 
auf die infraclavieularen Partien des Plexus brachialis ermög- 
licht werden. 

Auf diese Weise wäre es erklärlich, warum nur die langen, 
d. h. die dem Infraclavieulargeflechte angehörigen Aeste bei 
dieserLähmung befallen sind, dagegen die vom Supraelavieular- 
geflechte entspringenden Aeste (Nervus thoraeicus anterior, poste- 
rior, longus, Nervus subscapularis, Nervus suprascapularis und 
die Nerven für die Scaleni, für den Longus colli, den Latissi- 
mus dorsi, den Teres major) frei bleiben. 

Die Läsionsstelle entspräche — nach den klinischen Er- 
scheinungen zu schliessen —- jener Partie des Plexus brachia- 
lis, wo der Nervus subscapularis und der den Musculus teres 
major versorgende Nerv den Radialis bereits verlassen hat und 
auch der Nervus eutaneus brachii internus und medius bereits 
abgegangen sind, also ungefähr der Stelle, wo der Nervus eir- 
eumflexus humeri (N. axillaris) vom Radialis abzweigt. 

Eine andere Möglichkeit, und diese erscheint von vornherein 
plausibler, besteht darin, dass eine Druekwirkung nur mittelbar 
stattfindet und zwar durch Vermittlung der Clavieula, welche 
bei jugendlichen Individuen — und nur solche kommen bei 
derartigen schweren Arbeitsleistungen in Frage — einer ge- 
wissen Biegsamkeit, resp. Nachgiebigkeit noch fähig sein dürfte. 
An entkleideten Arbeitern, die ich mit Ziegelsteinen schwer 
beladene Kraxen tragen liess, nachdem Clavicula und Scapula 





mit Blaustift angezeichnet waren, war beim Tragen keine Dis- 
location dieser Knochen zu bemerken, wohl aber war zu 
ersehen, dass die Richtung der Kraft senkrecht auf die Längs- 
achse der Clavieula wirkte und dass die Supraelavieulargruben 
frei blieben von der Polsterung, dass also auf dieselben der 
Druck nicht wirken kann. 

Es scheint demnach. dass das Schlüsselbein, wenn es noch 


nachgiebig ist, durch die grosse Last in seinen mittleren 
Partien eingedrückt und direet auf den Plexus, resp. die 


zwischen dem Supra- und Infraclavieulargeflechte befindlichen 
Nervenstränge aufgedrückt wird. 

Wir müssen somit bei Berücksichtigung obiger Krank- 
heitserscheinungen die Steinträgerlähmung als mechanische 
Leitungsunterbrechung mit seeundärer traumatischer Neuritis 
bezeichnen, verursacht durch Verletzung, resp. Compression des 
Plexus brachialis in besagter Region. Von den drei mächtigen 
Stämmen, die aus dem Plexus brachialis hervorgehen (dem 
oberen, unteren und hinteren) ist gerade der Truncus posterior, 
der aus den hinteren Aesten der drei primären Stämme ge- 
bildet wird*) und den Nervus axillaris und radialis liefert, bei 
der Steinträgerlähmung am meisten befallen. 

- Der Umstand, dass das Radialisgebiet gewöhnlich stärker 
befallen war, als dasjenige der anderen Handnerven, findet 
wahrscheinlich — abgesehen von den gleichfalls in Betracht kom- 
menden topographisch-anatomischen Verhältnissen — seine Er- 
klärung in der grösseren Vulnerabilität des genannten Nerven, 
dessen Lähmung bei combinirten Armnervenlähmungen sowohl 
als bei multipler Neuritis gewöhnlich überwiegt. Doch ist zu 
bemerken, dass ich auch bei Plexuslähmungen, die durch Tra- 
gen schwerer Lasten (Säcke) auf der Schulter hervorgerufen 
waren, vorwiegende Betheiligung des Ulnaris gesehen habe. 

Dass die sensiblen Fasern in allen oben angeführten Fällen 
weniger betheiligt waren, als die motorischen, rührt wohl daher, 
dass die ersteren überhaupt widerstandsfähiger sind. 

Was schliesslich die für derartige Lähmungen allgemein 
übliche Bezeichnung „Neuritis* als Grundlage einer traumati- 
schen Läsion anlangt, so ist dieselbe eigentlich nicht berech- 
tigt, und zwar insofern, als die Krankheitserscheinungen sicher 
nicht durch entzündliche Vorgänge veranlasst sind, sondern 
durch secundäre Degeneration, die als Ausdruck feiner Molecular- 
veränderungen und hiedurch bedingter Leitungsunterbrechung 
im Nerven betrachtet werden kann. 


Ueber Pneumothorax im Kindesalter. ') 
Von Hofrath Dr. Cnopf in Nürnberg. 


Der Pneumothorax, dessen Aetiologie ich besprechen möchte, 
ist eine nicht gerade häufige Erkrankung, die aber durch ihre 
frappanten Erscheinungen die Aufmerksamkeit und das Interesse 
der Aerzte in hohem Grad erregt. Diesem Umstand ist es zu- 
zuschreiben, dass die Casuistik eine grosse, die Erfahrung des 
einzelnen Arztes eine beschränkte ist. 

Letztere zu erweitern und zu vervollständigen ist nur der 
Sammelforschung möglich. 

So Hat Biach in der Wiener med. Wochenschrift eine 
Zusammenstellung von 918 aus den drei grossen Spitälern 
Wien’s in den letzten 38 Jahren gesammelten Fällen in Be- 
ziehung auf ihre Aetiologie gegeben. 

Es waren veranlasst: 


Durch Tubereulose d. Lungen 715 Durch Echinococceus der Lunge i 
» Gangrän der Lunge . 65 „  $pulwürmer der Pleura 2 
„ Empyem . x . 45 »  Thoracocentese 2 
-„ Trauma i i . 32 » Durchbruch eines abge- 
„ Bronchiektasie . . 10 sackt. Peritonealexsud. 1 
„  Lungenabsces . . 10 „ Perforation eines Ma- 
»  Emphysem . : a. ; gengeschwüres . 4 
»„  Verjauchung hämor- » Perforat.desOesophagus 2 
rhagischer Infarete . 4 »  P. einer Bronchialdrüse 1 


4) Hoffmann und Rauber, Lehrbuch der Anatomie des Men- 
schen. Erlangen, 1886. 

I) Vortrag, gehalten im ärztlichen Localverein Nürnberg am 
17. November 1892. 
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Durch Fistel zwischen Pleura- Durch Caries der Rippen 1 
höhle und dem Colon . „  desSternum's. 1 
durch Leber und Dia- „  Abscess der Brustdrüse 1 
phragma in Folge von Unbestimmt . : . 14 
Hydatiden . - ed 


Durch diese Zusammenstellung ist vor Allem die That- 
sache eonstatirt, dass das weitaus häufigste ätiologische Moment 
des Pneumothorax die Tubereulose sei. 

Zu einem gleichen Ergebniss kommt West in seiner Mit- 
theilung über die Pathologie des Pneumothorax, der sämmt- 
liche innerhalb 27 Jahren in dem Londoner Stadthospital für 
Brustkranke beobachteten Fälle von Pneumothorax, 101 an der 
Zahl, registrirt. Er kommt zu dem Resultat, dass 90 Proc. 
aller Fälle von Pneumothorax auf Phthise zurückzuführen sei. 

Dieser die Aetiologie des Pneumothorax so ziemlich er- 
schöpfenden Statistik Biach’s wären nur noch die Beobachtungen 
Cossy’s anzureihen, der sich mit den Formen des Pneumo- 
thorax, welche durch Communication mit den Baucheingeweiden 
entstanden sind, beschäftigt hat und unter Anderm den falschen 
Pneumothorax, den Pyopneumothorax subphrenie. (Leyden) be- 
spricht. In letzterem Fall sammeln sich die ausgetretenen Gase 
in einer durch peritonitische Pseudomembranen gebildeten Höhle 
im oberen Theil des Abdomens an. Die bisher gemachten Be- 
obachtungen haben ergeben, dass Perforation des Duodenums, 
des Processus vermiformis, des Coecums, des Magens, des Colon 
die Veranlassung zu seiner Entstehung abgeben kann. 

Der Vollständigkeit halber muss sich hieran noch der 
Pyopneumothorax, der seine Entstehung der Entwicklung von 
Gasen aus den sich zersetzenden Exsudaten verdankt, anreihen. 
Seine Existenz wird von manchen Seiten bestritten, aber seine 
Möglichkeit durch das Vorkommen des Pyopneumopericardiums 
bewiesen. 

Diesen bisher besprochenen Beobachtungen über die Aetio- 
logie des Pneumothorax müssen andere gegenüber gestellt wer- 
den, die, da meist Genesung erfolgte, der Aufklärung durch 
die Seetion entbehren. 

Als prädisponirende Momente figuriren das Emphysem, oder 
nach Oppolzer die Ausdehnung eines einzigen Lungenbläschens 
durch verstärkten Luftdruck und dadurch bedingter Atrophie 
der Wandungen derselben und der Pleura. Derartig disponirte 
Individuen können spontan, wie dies Fräntzel, Buhl, Binge, 
Oppolzer, Rheder oder wie dies $S. Wilks beobachtete, durch 
Hinzutritt einer traumatischen Einwirkung, z. B. heftigen Hu- 
sten, Pneumothorax aequiriren. 

Traumatische Einwirkungen anderer Art. wie 
(Juetschungen, oder Erschütterungen der Brust können bei an- 
scheinend gesunden Lungen die Entstehung von Pneumothorax 
bewirken, wobei nach Gosselin von wesentlichster Bedeutung 
ist, dass der Larynx im Moment des traumatischen Insultes 
Traube beobachtete bei einem Reiter durch 
das Pariren seines im Sturz begriffenen Pferdes, A. Senft, 8. 
Wilks, Trentham Butlin durch einen Sturz auf den Rücken, 
A. Vogel und Ferrari durch das Tragen oder Abheben einer 
schweren Last, endlich A. Renauld durch wiederholt ausge- 
übten Coitus die Entstehung von Pneumothorax. 

In der Kinderwelt ist sein Vorkommen noch viel seltener. 
Es erklärt sich dadurch, dass verschiedene und gute Compen- 
dien der Pädiatrik dies Thema mit Stillsechweigen übergehen. 
Eine eingehendere Besprechung der Aetiologie des Pneumo- 
thorax findet sich nur in Gerhardt’s Sammelwerk, in der 
Dissertation von Maximilian Lentz und vor Allem in der Klinik 
der Kinderkrankeiten von A. Steffen. 

Max Lentz hat in der Literatur 35 Fälle gesammelt und 
ist dadurch zu dem Resultat gekommen, dass 


geschlossen sei. 


Durch Tuberculose . 14mal Durch Rippenfractur l mal 
»„ Lungengangrän . 11 „ „ Empyem . = 2% 
” Emphysem u „ „ hämorrhag.Infaret 1 „ 
»  Lungenapoplexie 3 Bronchiektasie er 


Pneumothorax entstanden sei. 


Zu einem ähnlichen Resultat kommt auch Steffen, dem 
nach seinen eigenen und den in der Literatur niedergelegten 
Beobachtungen 16 Fälle zur Verfügung stehen. Die Erfahrung 
lehrt nun, dass sich die den Pneumothorax bedingenden Vor- 


heftige | 


| Breschet, Boyer und Gosselin. 





gänge in 2 Hauptgruppen scheiden lassen. In die erste Cate- 
gorie gehören alle die Processe, die an der Peripherie des 
Lungengewebes verlaufen und zur Perforation desselben, also 
zu einem Durchbruch in centrifugaler Richtung führen. In die 
zweite Categorie sind dagegen alle die Vorgänge zu rechnen, 
welche die Perforation von Aussen nach Innen, also in centri- 
petaler Richtung bewirken. 

Eine Hauptrolle in der ersten Rubrik spielen die Tuber- 
eulose und lobärpneumonischen Herde, wenn in ihnen Erwei- 
ehungs- und Schmelzungsprocesse stattfinden, worüber Beob- 
achtungen von Steffen, Berg, Sevestre und Heiberg vor- 
liegen. Hierher sind ferner die Bronchieetasien zu rechnen, 
wenn durch Zersetzungsvorgänge in dem sich anhäufenden 
Secret Gangraen und Perforation des Lungengewebes bewirkt 
wird, worüber Barthez und Rilliet, Brüniche, A. Hütten- 
brenner, M. Lentz und Venninger Beobachtungen gemacht 
haben. Schliesslich hat noch nach den Beobachtungen Bar- 
rier’s die Lungenapoplexie, nach den Beobachtungen W. Gel- 
mo’s, Barthez und Rilliet und Steffen Emphysem zur 
Ruptur des Lungengewebes und der Pleura geführt. 

Die zweite Rubrik wird fast nur von dem Empyem mit 
seinen Rückwirkungen auf seine Umgebung in Anspruch ge- 
nommen, die wie Steffen, Barthez und Rilliet und Ven- 
ninger beobachteten, in Perforation der Pleura und des Lungen- 
gewebes bestehen, oder nach den Beobachtungen Otto Seifert’s 
zur spontanen oder artifieiellen Continuitätstrennung der Thorax- 
wandungen führen können, oder endlich durch Gasentwicklung 
aus dem sich zersetzenden eitrigen oder jauchigen Erguss die 
Entstehung des Pneumothorax herbeiführen, worüber Beob- 
achtungen von Gerhardt und Hennig vorliegen. 

Gegenüber dem Vorkommen bei Erwachsenen sind bei 
Kindern entfernter liegende Organe nur selten die Veranlassung 
zur Entstehung des Pneumothorax. Den Beobachtungen zu- 
folge wären hier nur die Bronchialdrüsen und nach Bednar 
die Erweichungszustände des Oesophagus und Magens zu nennen. 

Dass traumatische Einwirkungen, wie penetrirende Brust- 
wunden oder Verletzungen der Lunge durch scharfe Bruchenden 
auch bei Kindern die Entstehung eines Pneumothorax zur Folge 
haben, ist wohl selbstverständlich. Bemerkenswerth dagegen 
ist, dass bei dem elastischen kindlichen Thorax durch Contu- 
sionen und Quetschungen, z. B. bei Ueberfahren Pneumothorax 
entstehen kann, ohne dass eine Verletzung der Weichtheile 
oder knöchernen Theile der Brust zu ermitteln ist. So beschreibt 
A. Malinowsky das Entstehen und den günstigen Verlauf 
eines rechtsseitigen Pneumothorax bei einem 4jährigen, an 
Keuchhusten leidenden Mädehen, das während eines Anfalles 
überfahren wurde. Aehnliche Beobachtungen finden sich be- 
sonders zahlreich in der französischen Literatur mitgetheilt durch 
Arthur Sce, Saussier, den Engländer Hewson, endlich durch 
Von denselben hat letzterer 
gezeigt, dass die Zerreissung sowohl am Ort der Contusion, 
wie auch an einem entfernten entstehen kann, wesshalb er eine 
direete und indireete Zerreissung der Lunge durch contre coup 
unterscheidet und seine Ansicht durch 8 Beobachtungen be- 
gründet. 

So eursorisch ich auch die Aetiologie des Pneumothorax 
bisher besprochen habe, so fürchte ich doch, Ihre Aufmerksam- 
keit mehr als genügend in Anspruch genommen zu haben und 
möchte mich desshalb meinem eigentlichen Thema zuwenden. 
Eine kurze Krankengeschichte und Sectionsbefund dürfte die 
Besprechung desselben am besten einleiten. 

Am 1. Januar 1892 wird ein diphtheriekrankes, kräftiges, gut 
genährtes Kind im Alter von 24 Jahr im Stadium asphyceticum und 
den Symptomen höchster Athemnoth in das Kinderspital gebracht. 

Die Erkrankung hatte vor 3 Tagen mit Fieber begonnen, zu dem 
sich am nächsten Tag Heiserkeit und klangloser Husten gesellte, der 
jedoch das Kind wenig belästigte und das Bett aufzusuchen nicht 
veranlasste. Erst am dritten Tag steigerten sich die Erscheinungen. 


Gegen Abend bekam das Kind Dyspnoö, die bis gegen Morgen den 
so sehr bedrohlichen Charakter angenommen hatte. Da eine grosse 


Glandula thyreoidea vorhanden ist, wird sofort ohne Narkose theils 
mit dem Messer theils mit dem Paquelin die Tracheotomia inferior 
rasch ausgeführt. Aus der eröffneten Trachea werden Membranfetzen 
und reichliche Mengen eiterigen Schleimes ausgestossen. 














14. Februar 1893. 
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Die unmittelbar nach der Operation vorgenommene Untersuchung 
ergab die Rückkehr eines wenn auch verschärften doch schlürfenden 
Inspiriums und damit die Gewähr einer richtig durchgeführten Ope- 
ration. 

Besorgniss erregte nur der Zustand allgemeiner Erschöpfung, der 
anfänglich mit wenig Erfolg mit Aetherinjection bekämpft wurde. 
Am Abend hatte sich das Kind wieder so weit erholt, dass es auf- 
sitzt, spielt und ruhig athmet. Auch die Nacht verlief ruhig, es 
wurde wenig und meist trocken gehustet, aber gegen Morgen wurde 
der kleine Patient ohne alle Veranlassung wieder dyspnoisch, ob- 
gleich aus der Abendtemperatur, 38,5 im After gemessen, auf eine 
beginnende intensivere und umfangreiche Entzündung nicht ge- 
schlossen werden konnte. 

Bei der Morgenvisite war das Ergebniss der Untersuchung ein 
überraschendes, das mit dem des Abends vorher wesentlich contra- 
stirte. Das Kind athmete beschleunigt und mühsam mit ausgespro- 
chenen Aspirationserscheinungen am Scrobiculum cordis und den 
Intercostalräumen. Der Percussionston besonders am Dorsaltheil des 
Thorax war hell und voll bis herab zur untersten Lungengrenze, da- 
bei war das schlürfende Inspirium theils vollständig verschwunden, 
theils unbestimmt geworden. Kurz das Bild der physikalischen Unter- 
suchung war der Art, wie man es bei hochgradiger Laryngostenose 
findet und doch ergab die Untersuchung der Canüle, dass sie voll- 
ständig frei sei. Um Nichts versäumt zu haben, wurde auch noch 
die Canüle ganz entfernt, die Wunde eröffnet und versucht, durch 
Einführung des Bronchiallöffels etwa vorliegende, die Luftwege ver- 
stopfende Membranen zu entfernen. Auch diese Manipulation blieb 
ohne allen Erfolg. Bei Fortdauer der Dyspno& wurde das Kind mehr 
und mehr cyanotisch und starb am Nachmittag desselben Tages. 

Die Section sollte des Räthsels Lösung bringen, aber in ganz 
anderer Weise, als es erwartet wurde. 

Gleich bei Eröffnung der Brusthöhle durch vorsichtiges Abnehmen 
des Sternum war die Lage der Brusteingeweide eine höchst auffal- 
lende. Obwohl das Lungengewebe im Allgemeinen als ein durchweg 
luftreiches bezeichnet werden musste, waren beide Lungenränder, 
wie auseinander gedrängt, dadurch das Mediastinum anticum unge- 
mein weit, so dass das mehr central gelagerte Herz mit seinen beiden 
Hälften und den von ihm abgehenden grossen Gefässen von der 
Lunge vollständig unbedeckt war. Die Basis beider Lungen war von 
dem Diaphragma ca. 4 Finger breit abgehoben und nach aufwärts 
gerückt. 

Da nun die Pleura beiderseits dünn und zart war, beide Pleura- 
säcke nicht die geringste Spur einer tropfbaren Flüssigkeit enthielten, 
so war die einzige Erklärung der vorhandenen Lageveränderung nur 
durch die Annahme eines doppelseitigen Pneumothorax möglich. 

Obgleich das Lungengewebe durchweg sehr luftreich, zwar 
schaumig durchfeuchtet, aber nirgends weder atelektatisch, noch 
lobulär pneumonisch infiltrirt war, finden sich an der Basis beider- 


seits etwa entsprechend dem Centrum tendineum des Diaphragma 


mehrere apoplektische Herde von dem Umfang eines gem von Keil- 
form, deren Spitze nach einwärts, deren Basis nach abwärts, das 
heisst, der Pleura zugekehrt war. Sie schienen dem Verlauf grösserer 
Gefässe zu folgen, doch waren auch in ihrer Umgebung d. h. sub- 
pleural stark erfüllte Gefässe bemerklich. Ueber einem derselben 
an der Basis der rechten Lunge war die überliegende Pleura haar- 
fein eingerissen, etwa in dem Umfang eines Centimeters, und in dem 
Riss ein frisches Coagulum. In diesen Herden war das Lungengewebe 
zertrümmert, dunkelblauroth, breiig weich. Obgleich an der Basis 
der linken Lunge sich fast symmetrisch ähnliche Apoplexien vor- 
fanden, so war es doch nicht möglich, eine Ruptur der Pleura, die 
unter den gegebenen Verhältnissen sehr wahrscheinlich war, zu finden. 

Die Ihnen vielleicht schon aufgefallene Thatsache, dass die 
Lungen beiderseits nicht vollständig, wie es zu erwarten gewesen 
wäre, retrahirt waren, erklärt sich erstens wohl daraus, dass der 
ganze rechte Oberlappen vielfach zellig und der linke Unterlappen 
durch einen derben, bindegewebigen Strang an die Costalpleura an- 
geheftet war, zweitens aber aus dem Umstand, dass die Lungen- 
elastieität wohl kaum im Stande war, die Schwierigkeiten zu über- 
winden, welche der diphtheritische Vorgang auf den gröberen und 
kleineren Luftwegen der austretenden Luft machte. 

Die Diphtherie hatte sich nämlich abgesehen von der Pharynı- 
schleimhaut, mit deren Beschreibung ich Sie nicht belästigen will, 
vor Allem auf der Schleimhaut der luftzuführenden Wege etablirt. 
Die Schleimhaut der Epiglottis, das Innere des Kehlkopfes, die ganze 
Trachea bis über die Bifurcation hinaus waren in continuo von einer 
ziemlich derben der unterliegenden Schleimhaut innig anhängenden 
Membran ausgekleidet, die nur von der Tracheotomiewunde — vom 
2,—5. Trachealring — unterbrochen war. Die Exsudation erstreckte 
sich aber auch noch auf die Schleimhäute der Bronchien III. und 
IV. Ordnung, war aber daselbst lockerer und den unterliegenden 
Schleimhäuten weniger anhaftend. 


Von der Beschreibung der übrigen Organe kann ich wohl 
absehen, da sie nichts Wissenswerthes darboten. ° Bemerkens- 
werth für uns ist nur die Thatsache, dass die ursprünglich 
vermuthete Verstopfung der Hauptbronchien durch aufgerollte 
und hinabgedrängte Membranen durch die Section ihre Bestä- 
tigung nicht fand, dass demnach die gefundenen physikalischen 





Symptome lediglich auf den spontan in der Nacht entstandenen 
Pneumothorax zurückzuführen waren. 

Bemerkenswerth ist ferner der eigenthümliche Sitz des 
Risses. West fand in ?/, seiner 101 Fälle die Perforations- 
öffnung und bezeichnete nieselbe meist als eine runde, 2 bis 
3 Linien im Durchmesser betragende, die aber zuweilen gross 
werden und den Durchmesser von einem Zoll und darüber 
erreichen kann. Ihm zufolge ist ihr Lieblingssitz der obere 
Lappen, wo sie sich 2mal so oft findet, als anderswo und 
zwar in der mittleren und seitlichen Partie. Rheder be- 
obachtete bei Emphysem einen haarfeinen Riss in der vorderen 
Wand .der linken Lunge. 

Der eigenthümliche Sitz der Pleuraruptur in unserem Fall, 
die Zeit, in der sie erfolgte, nämlich während des Schlafes, 
nachdem sich das Kind von seiner Athemnoth wieder erholt 
hatte, weist mit Nothwendigkeit auf die Lungenblutung als 
ursächliches Moment der erfolgten Pleuraruptur hin. Den Grund 
der Lungenblutung haben wir sicher in den Rückwirkungen 
zu suchen, welche die Laryngostenose auf das Lungengewebe 
haben muss. 

Es würde mich zu weit führen, wollte ich nun eingehen- 
der die Laryngostenose mit ihren Rückwirkungen auf die Ath- 
mungsbewegung und den Lungenkreislauf besprechen. Es mag 
genügen, Sie an die mühsamen Inspirationsanstrengungen mit 
Zuhülfenahme aller auxiliärer Muskeln, die durch das Inspira- 
tionshinderniss bedingte Verdünnung der Thoraxluft, besonders 
in den oberen Abschnitten der Brust, die damit in Zusammen- 
hang stehenden Aspirationserscheinungen, es mag genügen, Sie 
an das elastische Zurückschnellen in eine Exspirationsstellung 
des auf der Inspirationshöhe angelangten Thorax, endlich noch 
an die exspiratorische Nachhülfe der Bauchmuseulatur zu erin- 
nern, um Ihnen klar zu machen, wie Recht Bartels hat, 
wenn er sagt, dass der die bedeutende Dehnung und Blähung 
der vorderen, oberen Lungenabschnitte bedingende intraalveoläre 
Druck die Gefässe hier comprimiren und anämisch machen muss. 
Hiedurch wird aber zugleich der Seitendruck in den hinteren 
unteren, unter einem geringeren Atmosphärendruck stehenden 
oder desselben ganz entbehrenden Lungenabschnitten wachsen, 
das Blut in diese Abschnitte ausweichen und in das Gewebe 
derselben zum Theil transsudiren müssen. 

Die Anämie in den peripheren und oberen Theilen beider 
Lungen, die dadurch bedingte Stauung in den unteren und 
hinteren Theilen derselben haben also in unserem Fall zu der 
so verhängnissvollen Apoplexie des Lungengewebes und Ruptur 
der Pleura geführt. 

(Schluss folgt.) 


Ein Beitrag zur Lösung der Schulbankfrage. 
Von Dr. Stöcker, prakt. Arzt in Tauberbischofsheim. 


Je mehr wir Heilmittel gegen eine Krankheit angepriesen 
finden, desto misstrauischer pflegen wir ein jedes derselben zu 
betrachten, und gewiss mit Recht. Denn wozu diese Menge 
der oft grundverschiedensten Mittel, wenn schon eines derselben 
Wunder wirken soll? 

Auf demselben skeptischen Standpunkte stehen wir auch 
in Betreff der Schulbankfrage. 

Wir haben es nun glücklich zu der stattlichen Anzahl 
von über 30 Schulbanksystemen gebracht, welche alle mit 
mehr oder weniger Glück die Lösung der Schulbankfrage ver- 
sucht haben; aber wirklich gelöst hat dieselbe noch kein ein- 
ziges dieser vielen Systeme, trotz des grossen Scharfsinnes, 
welcher hierbei oft aufgewendet worden ist. 

Wenn ich mir nun erlauben möchte, die Aufmerksamkeit 
der Leser dieser Wochenschrift auf ein der jüngsten Vergangen- 
heit entstammendes Schulbanksystem zu lenken, ja, dasselbe 
sogar dringend ihrer Beachtung empfehle, so thue ich dies, 
einmal, weil ich der festen Ueberzeugung bin, dass wir hier 
wirklich die glückliche Lösung der Schulbankfrage vor uns 
haben, dann, weil dieses System trotz der ungemein grossen 
Beachtung, welche es in industriellen Kreisen und industriellen 
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Fachblättern so wie in der pädagogischen Literatur fand, meines 
Wissens noch in keiner medieinischen Zeitschrift die verdiente 
Würdigung erfahren hat. — 

Die Erfinder dieses Systems sind die Herren Ramminger 
und Stetter in Tauberbischofsheim, beide früher Lehrer, nun 
Besitzer einer Dampfschreinerei, welche jetzt in eine Schulbank- 
fabrik grossen Styles umgewandelt ist. Sie haben ihrer Bank 
den Namen „Columbus“ gegeben und dieselbe unter dieser 
Bezeiehnung in den Handel gebracht. Diese Bank „Columbus“ 
vereinigt jene 3 Eigenschaften in sich, die eine Schulbank in 
sich vereinigen muss, wenn man die Schulbankfrage als durch 
sie gelöst betrachten will, d. h. sie wird den sich diametral 
gegenüberstehenden Forderungen des Arztes, des Lehrers, und 
des Gemeinderechners zugleich gerecht. 

Bekanntlich ist bei einer Schulbank des Arztes Forderung: 
„Minusdistanz*, des Lehrers Verlangen: „Plusdistanz*, des Ge- 
meindereehners Wunsch: „Billigkeit*. Der Arzt legt den Schwer- 
punkt auf eine richtige Haltung, der Lehrer verlangt vor allem 
die ungehinderte Ermöglichung des Aufstehens, sowie des Ein- 
und Austretens des Schülers, der Gemeinderechner hat nur 
einen möglichst niedrigen Preis im Auge, wenn es sich um 
Neuanschaffung von Subsellien handelt. 

Ich gehe nun gleich zur Beschreibung der Bank über, 
indem ich zugleich eine Abbildung folgen lasse, aus welcher 
die Construetion der Bank sofort ersichtlich ist. 

Die Bank „Columbus“ wurde von ihren Erfindern, die 
wie schon oben bemerkt Beide selbst Pädagogen von Fach 
sind, unter Berücksichtigung der Vorschriften unserer bekann- 
testen Schulhygieniker eonstruirt. Sie unterscheidet sich von 
den Schulbänken anderer Systeme nur durch die ebenso ein- 
fach als glücklich erdachte Construction des Sitzes, 





Die Bank wirdfsowohl ganz in Holz als auch mit eisernen 
Seitentheilen (die Figur zeigt letztere) gefertigt und zwar lin 
6 verschiedenen Grössen, mit 2, 3 bis 6 Sitzen und mit oder 
ohne Rücklehne)). 

Das Sitzbrett, jeweils einen Einzelsitz für einen Schüler 
bildend, ist auf eine Minusdistanz von 2—3 cm construirt. Es 





I) Die Firma Ramminger und Stetter in Tauberbischofsheim 
und Stuttgart, oder deren Socius Ü. A. Kapferer in Frankfurt a. M., 
sowie die Licenzfabrik Karl Müller & Cie., Leipzig, stellen ein- 
gehende Prospecte und Kostenvoranschläge jederzeit gratis und franco 
zur Verfügung und sind auch zu jeder gewünschten weiteren Auskuntt, 
sowie zur Abgabe von Probebänken gerne bereit. 











ist der Länge nach in der Mitte in 2 Platten getheilt, welche 
durch einen mit durchgehenden Eisenschienen befestigten und 
extra stark gewobenen Hanfgurt unter sich derart verbunden 
sind, dass dadurch eine winklige Knickung des Sitzes nach 
oben, dureh dachartiges Zusammenschieben desselben, ermög- 
licht wird. Die Verbindung durch Hanfgurte wurde deshalb 


gewählt, weil Scharniere sich rasch abnützen und auch stets 


Geräusch verursachen würden. Die hintere Platte des Sitzes 
dagegen ist mit eigens für diesen Zweck ceonstruirten Schar- 
nieren und Mutterschrauben an die Bank befestigt. 

Erhebt sich nun der Schüler von seinem Sitze, so schiebt 
er durch die einfache Streekbewegung seiner Ober- und Unter- 
schenkel, ohne weiteres Hinzuthun seinerseits, ja, ohne dass 
er sich dessen überhaupt nur bewusst wird, spielend den 
doppelbeweglichen Sitz zurück, so dass derselbe sich dachför- 
mig aufstell. Der Schüler gewinnt so einen Abstand vom 
Tisch von 12 em, d. h. die bisherige Minusdistanz von 2 em 
ist nun in eine Plusdistanz von 12cm verwandelt. Beim Nieder- 
sitzen nimmt das Sitzbrett, durch sein Eigengewicht selbstthätig 
vorgleitend, wiederum ohne das geringste Zuthun von Seiten des 
Schülers, die frühere Ruhelage wieder ein, d. h. aus der Plus- 
distanz von 12 cm ist wieder die Minusdistanz von 2 em entstanden. 

Jedes Klappern, jede Ablenkung der Aufmerksamkeit sowohl 
des aufstehenden Schülers selbst, wie seiner Umgebung, kommt 
vermöge dieser sinnreichen Construction in Wegfall und es ist 
so mit den einfachsten Mitteln auf das Vollkommenste das 
erreicht, was dem umständlichsten Mechanismus vorher zu er- 
reichen einfach unmöglich war. 

Ein Einklemmen der Kleider oder der Finger des Schü- 
lers zwischen den 2 Platten des Sitzes ist absolut unmöglich, 
auch wenn man dies absichtlich wollte, und das Eintreten in 
die Bank sowie das Verlassen derselben vollzieht 
sich ebenfalls in der leichtesten Weise, indem 
dureh das Anstreifen der Beine des Schülers am 
Sitze der letztere sich, fast automatisch, dach- 
förmig aufstellt. 

Die Bank wird, wie schon bemerkt, mit oder 
ohne Rückenlehne geliefert. Die zur Bank ge- 
lieferte Lehne ist eine combinirte Lehne, eine 
Kreuzlenden-Schulterlehne, d. h. der untere Theil 
der Lehne, bis zur Mitte der Lendenhöhlung der 
Wirbelsäule, steht senkrecht und ist mit einem 
Lendenbausche versehen; der obere bis zu den 
Schultern reichende Schultertheil der Lehne ist, 
von dem hervorragendsten Punkte des Lenden- 
bausches anfangend, um 10—15 Grade nach rück- 
wärts geneigt. 

Sollte die Bank ohne Lehne gewünscht wer- 
den, was aus Gründen der Raum- oder Geld- 
ersparniss oder auch aus beiden Gründen häufig 
der Fall ist, so wird die Vorderwand einer jeden 
Bank nach den eben für die Lehne angegebenen 
Prineipien derart hergestellt, dass sie die Lehne 
für die vor ihr stehende Bank bildet; natürlich 
muss die hintere Bank immer eine besondere 
Lehne haben (s. d. Abbildung). 

Da die Bank „Columbus“ keine Fussbretter 
und keine Zwischendoggen braucht, so ist auch 
die Reinigung der Schulzimmer rasch und leicht 
zu®bewerkstelligen, was ebenfalls als Annehmlich- 
keit erwähnt werden muss. (Die Bank ist jedoch so eonstruirt, 
dass jederzeit auch Fussbretter an derselben angebracht werden 
können, falls solehe besonders gewünscht werden.) 


Was den Kostenpunkt anbelangt, so ist die Bank auch 
sehr billig, in Anbetracht ihrer Vorzüge überhaupt viel billiger 
als jede andere. Der Preis übersteigt nur um ein geringes 
den der alten Bänke mit festen Sitzen. Um jedoch ärmeren 
Gemeinden, welche bereits Bänke mit festen Sitzen haben, die 
Vortheile der neuen Construction zugänglich zu machen, wer- 
den auch die fertigen Sitze allein geliefert, nur mit den Wangen 
zum Einsetzen versehen, so dass sie von jedem beliebigen 
Schreiner in alte Schulbänke leicht eingesetzt werden können, 
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Ein weiterer Vortheil der Bank besteht noch darin, dass 
durch die solide Construction der Sitze Reparaturen bei nor- 
malem Gebrauche kaum je nöthig sein werden, sowie dass 
durch die eigenartige Construction derselben eine wesentliche 
Platzersparniss in der Tiefe, auf den einzelnen Schüler berech- 
net, ermöglicht ist. 

Vielleicht liesse sich diese, eine so bedeutende Raumerspar- 
niss ermöglichende, Sitzeonstruetion auch noch anderwärts, in 
Theatern, Concertsälen, u. s. w. verwenden. 


Bemerkungen zu dem Aufsatze Prof. Wagner’s „Ueber 
Krämpfe und Amnesie nach Wiederbelebung Erhängter“. 
Von P. J. Möbius. 


Als ich den Aufsatz Jul. Wagner’s in Nr. 5 dieser Wo- 
chenschrift gelesen hatte, erschrack ich und ich beruhigte mich 
erst wieder, als ich meinen eigenen Aufsatz „über die Seelen- 
störungen nach Selbstmordversuchen“ noch einmal durchgelesen 
hatte. In der That empfängt man durch Wagner’s Darstel- 
lung den Eindruck, als wäre meine Beweisführung recht mangel- 
haft gewesen. Da ich nun nicht erwarten kann, dass alle Leser 
meine Arbeit noch einmal vornehmen, möchte ich noch ein 
paar Bemerkungen den Ausführungen Wagner’s entgegen- 
stellen. 

Meine Thesis war und ist folgende: „dass es sich in einem 
Theile der Fälle (von Wiederbelebung bei Erhängten) um trau- 
matische Hysterie zu handeln scheine“. Die fraglichen Er- 
scheinungen sind 1) die bei den Wiederbelebten auftretenden 
Krämpfe, 2) die Amnesie. 

1) Ich hatte gesagt, „es steht fest, dass in einem Theile der 
Fälle die Krämpfe der wiederbelebten Erhängten nicht epilep- 
tische waren“. Wagner sagt, „ich will zeigen, dass die nach 
Wiederbelebung Erhängter auftretenden Krampfanfälle nicht 
hysterische seien.“ Wir bedienen uns verneinender Aussagen, 
doch schliessen unsere Urtheile einander wirklich aus. Denn 
wenn auch Wagner meine Eintheilung der Krampfanfälle in 
epileptische, d. h. durch physische Gehirnreizung entstandene, 
und hysterische, d. h. seelisch vermittelte, verwirft!), so be- 
hauptet er doch, dass die fraglichen Krämpfe durch physische 
Gehirnreizung entstanden seien, es ist daher ganz gleichgiltig, 
ob das Wort epileptisch benützt wird oder nicht. 

Wagner schickt seiner Beweisführung folgende Bemer- 
kung voraus: „Ich werde dabei von Möbius’ Argumenten nur 
so viel reprodueiren, als für meine Beweisführung nothwendig 
ist.“ Damit macht er sich allerdings die Sache leichter. Er 
erwähnt nämlich mein Hauptargument gar nicht, dass in man- 
chen Fällen zweifellos hysterische Krämpfe beobachtet worden 
sind. In Terrien’s Falle handelte es sich um einen grossen 
hysterischen Anfall: Are de cerele u. s. w. Er erwähnt nicht, 
dass Hemianalgesie und Einschränkung des Gesichtsfeldes be- 
obachtet worden sind. 

Wagner’s Gründe gegen die hysterische Natur der Krämpfe 
sind: a) Viele Erhängte haben nach der Wiederbelebung Krämpfe 
(er fand sie bei 17 von 26 erwähnt), „es ist aber nicht wahr- 
scheinlich, dass unter diesen 26 Wiederbelebten mindestens 
17 hysterische Individuen gewesen sein sollten.“ Es dürfte 
Wagner bekannt sein, dass bei den Unfallnervenkranken mit 
schwerer traumatischer Hysterie, von denen nicht wenige un- 
mittelbar nach dem Unfalle einen Krampfanfall gehabt haben, 
gewöhnlich keine hysterischen Symptome vor dem Unfalle be- 
standen haben. Er weiss ebenso gut wie ich, dass geistig 
Normale mit seltenen Ausnahmen sich nicht tödten, dass fast 
alle Selbstmörder vor der That entweder geradezu geistig krank 
oder doch aus dem Gleichgewicht gebracht, des&quilibres sind. 
Ja, es wird kaum einen Zustand geben, der der Entstehung 
hysterischer Zufälle so günstig wäre, wie die geistige Verfassung 
unmittelbar vor dem Selbstmorde. Uebrigens ist bei verschie- 


1) Diese Eintheilung sei ungenügend, denn man könne z. B. „die 
Krämpfe der Tetanie“ bei ihr nicht unterbringen. Ja, die Waden- 
krämpfe auch nicht! 
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| denen Wiederbelebten das Vorausgehen hysterischer Symptome 


erwähnt, so bei der ersten Kranken Wagner’s. 


b) „Es müsste ferner erwartet werden, dass diese Anfälle, 
wenn sie hysterische wären, doch auch gleich andern hyste- 
rischen Anfällen die Neigung zeigen müssten, sich zu wieder- 
holen.“ Auch hier verleugnet Wagner seine Kenntniss der 
Hysterie. Er weiss ja doch, dass sehr oft vereinzelte hysterische 
Anfälle vorkommen, dass bei wiederkehrenden Anfällen sehr 
oft Monate oder Jahre zwischen den einzelnen liegen. Wie 
lange sind denn die Wiederbelebten beobachtet worden? Wer 
kann denn sagen, ob sie später nie wieder einen Anfall gehabt 
haben? Ueberdem ist es nicht richtig, dass in keinem Falle 
Wiederkehr der Krämpfe erwähnt sei. Wagner selbst eitirt 
in seiner ersten Arbeit den Fall Kussmaul’s, in dem ein 
Mädchen, das man vom Strange abgeschnitten und mit Mühe 
wieder zum Leben gebracht hatte, wochenlang von heftigen 
„fallsüchtigen Anfällen“ heimgesucht wurde. 

ec) Die Krämpfe seien immer nur zu der Zeit eingetreten, 
als das Bewusstsein noch nicht wiedergekehrt war. Diese Be- 
hauptung weise ich geradezu zurück. Es möchte Wagner 
schwer werden, sie zu beweisen. In der Regel ist der Beob- 
achter bei den Krämpfen nicht zugegen gewesen. Wagner 
z. B. hat die Krämpfe der von ihm beschriebenen Kranken 
nicht gesehen. Nun wird ja thatsächlich der Ausdruck Bewusst- 
losigkeit oft gebraucht, er bezeichnet dann aber nicht den Zu- 
stand, in dem keine geistigen Vorgänge vorhanden sind, son- 
dern die Unfähigkeit, mit der Aussenwelt in gewöhnlicher Weise 
zu verkehren. In dem Falle von Fer& und Breda z. B. sagen 
die Autoren von der in einem Stuhle sitzenden, schwer athmen- 
den Wiederbelebten: La malade est absolument inconsciente; 
elle ne s’oeeupe en aucune facon de se qui se passe autour 
d’elle, ne röpondant pas aux questions, qui lui sont faites. 
War diese Kranke in Wagner’s Sinne bewusstlos? Anderer- 
seits, weiss Wagner nicht, dass Hysterische, wenn sie durch 
einen Schreck oder sonstwie ohnmächtig werden, sehr oft in 
Krämpfe verfallen, ehe das „Bewusstsein“ wiedergekehrt ist? 


d) Endlich treten bei erwürgten und wiederbelebten Thieren 
Krämpfe ein, die nicht hysterisch sind. Dies it Wagner’s 
Hauptbeweis, ich bedauere jedoch, sagen zu müssen, dass er 
mir noch weniger als die andern zu leisten scheint. Die Frage, 
ob es bei den höher stehenden Thieren Erscheinungen giebt, 
die denen gleichen, die wir hysterisch nennen, ist nicht ohne 
weiteres zu entscheiden. Wir wissen es nieht. Wir wissen 
schon vom Menschen recht wenig, vom Thiere noch weniger 
und die Erklärung ignoti per ignotius führt nicht weit. Aber 
angenommen, was ich selbst glaube, die von Wagner beschrie- 
benen Thierkrämpfe seien nicht hysterisch, sondern durch phy- 
sische Gehirnreizung entstanden, was beweist denn das? Etwa, 
dass beim Menschen auch nur das vorkomme, was bei Katzen 
und Kaninchen vorkommt? Dass auch beim Menschen nach 
Erstiekung, Erdrosselung, Erhenkung in dem von mir definirten 
Sinne epileptische Krämpfe vorkommen können, hat ja kein 
Mensch bestritten und mein Bestreben ging nur dahin, zu zei- 
gen, dass damit die Sache nicht erledigt sei. Wagner aber 
schliesst, dass, weil die erwürgten Katzen nach der Wieder- 
belebung epileptische Krämpfe bekommen, auch der Mensch 
nur solche bekomme. Im Vergleiche zum Menschengehirn ist 
ein Katzen- oder gar ein Kaninchengehirn ein sehr rohes Werk- 
zeug. Ich will dem Thierversuche seinen Werth nicht bestreiten, 
aber wenn man in der Psychiatrie an die Stelle der klinischen 
“Untersuchungen den Versuch am Kaninchen setzen wollte, so 
würde man damit nicht erleuchten, sondern verdunkeln. 


Wagner schliesst: „ich glaube keine „„plumpe Voreilig- 
keit““ begangen zu haben, wenn ich diesen Krämpfen eine 
„„grobmechanische Erklärung““ zu Grunde gelegt habe und 
ihre hysterische Natur leugne.* Diese Worte erwecken die 
Meinung, als hätte ich Wagner plumpe Voreiligkeit vorge- 
worfen. Ich habe aber gesagt, es wäre plumpe Voreiligkeit, 
die Vorgänge im Gehirne beim hysterischen Anfalle denen beim 
epileptischen Anfalle gleichzustellen. Das hat Wagner meines 
Wissens nie gethan, wenn er es aber gethan hätte, würde ich 
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den starken Ausdruck in einem gegen ihn gerichteten Aufsatze 
nieht gebraucht haben. 

2) „Wir bewegen uns bei der Discussion über die Amnesie 
auf einem weniger festen Boden, da uns hierbei das Thier- 
experiment, das über die Natur der Krämpfe so entscheidenden 
Aufschluss zu geben im Stande ist, im Stiche lässt.“ Ich 
denke, der Boden, auf dem wir uns bewegen sollen und den 
wir nicht ohne Noth verlassen sollen, ist der der Klinik. Wenn 
wir selbst so gering von der klinischen Untersuchung denken, 
dann dürfen wir uns niebt wundern, wenn die Theoretiker sich 
für bessere Menschen halten und wohl gar wissenschaftliche 
Arbeiten und klinische Arbeiten unterscheiden. 

Wagner sagt a) es liegen Gründe vor, die die Amnesie 
auch ohne Annahme der Hysterie erklärlich machen und b) die 
von mir vorgebrachten Gründe für diese Annahme seien nicht 
stichhaltig. 

a) Die „Asphyxie* und der „Verschluss der Carotiden*, 
die dadurch hervorgerufene „Anämie des Gehirns“, die nach 
der Wiederbelebung eintretende „enorme Hirnhyperämie“ kön- 
nen nach Wagner die Amnesie (er lässt das Wort „retro- 
active“ weg) erklären. Das will ich nicht bestreiten, dass 
physische Schädigungen des Gehirns Amnesie bewirken können. 
Nur über das Wie wissen wir gar nichts. Auch darüber wissen 
wir nichts, ob nicht etwa die Anämie und die enorme Hyperämie 
nur in der Phantasie existiren. Ich komme auf diese Dinge 
noch zurück. 

b) Wagner hatte in seinem früheren Aufsatze behauptet, 
die Amnesie nach Erhängen gleiche der nach heftigen Ge- 
müthserschütterungen und der nach anderen Arten des Selbst- 
mordes nicht. Ich habe bewiesen, dass die Behauptung nicht 
zutrifft. denn der von mir eitirte Fall Charcot’s, in dem ein 
Schreek die denkbar stärkste retroactive Amnesie bewirkte, 
und meine eigene Beobachtung von retroaetiver Amnesie nach 
Selbstmordversuch durch Erschiessen sind unanfechtbare That- 
sachen. Die Beobachtung Chareot’s. die für unsere ganze 
Erörterung von der höchsten Bedeutung ist, erwähnt Wagner 
nieht mit einem Worte. In Beziehung auf die anderen Formen 
des Selbstmordes sagt er, retroactive Amnesie scheine hier nach 
seiner Erfahrung „denn doch eine recht seltene Erscheinung 
zu sein“. Nun, selten oder nicht, die Frage war, ob sie vor- 
komme. Gegen meinen Fall wendet er ein, dieser sei „jeder 
Beweiskraft baar“, denn der Mann habe sich in den Kopf ge- 
schossen und die materielle Gehirnverletzung sei da natürlich 
die Hauptsache. Hätte ich einen Fall von Halsabschneiden 
vorgebracht, so wäre wahrscheinlich der Blutverlust die Haupt- 
sache. Ich habe, um zu zeigen, dass auch schon vor mir die 
retroactive Amnesie nach Selbstmordversuchen, abgesehen vom 
Erhängen, beobachtet worden ist, einen Fall Westphal’s er- 
wähnt, in dem eine melancholische Frau sich und ihre Kinder 
dureh Schnitte zu tödten versuchte und dann retroactive Am- 
nesie zeigte. Darauf bezieht sich wahrscheinlich Wagner’s 
Bemerkung: „Auch bezüglich des Raptus melancholieus kann 
ich die Berechtigung nicht zugeben, dass man eine Gemüths- 
erschütterung allein als Ursache aller damit verbundenen Er- 
scheinungen für erwiesen ansieht.“ Das ist einfach, nach dieser 
Methode braucht man nur die Berechtigung fremder Ansichten 
nicht zuzugeben. Im Ernste gesprochen, so leicht hätte sich 
Wagner die Sache nicht machen sollen. 

Es ist also festzuhalten, dass ich durch Beispiele gezeigt 
habe, dass sowohl allgemeine Krämpfe mit Verwirrtheit als 


retroactive Amnesie in ganz gleicher Weise sowohl nach ein- 


facher Gemüthserschütterung, als nach Erhängen, als nach an- 
derweitigen Selbstmordversuchen vorkommen können. Da das 
klinische Bild bis in die kleinsten Umstände hinein dasselbe 
ist, da.die Veränderung. die im einen Falle zweifellos die Ur- 
sache war, in den beiden anderen Classen ebenfalls vorhanden 
war, so ist es mehr oder weniger wahrscheinlich, dass auch 
bei ihnen die gleiche Veränderung (d. h. die Gemüthserschüt- 
terung) Ursache war, nicht einer der anderen vorhandenen 
Umstände. 

Um aus der Wahrscheinliehkeit Gewissheit zu machen, ist 
noch Weiteres nöthig. Wir haben in den letzten Jahren ge- 





lernt, dass die seelisch vermittelte, d. h. hysterische Amnesie 
nieht aus einer Zerstörung der Erinnerungen hervorgeht, son- 
dern daraus, dass der Eintritt der Erinnerungen in das Be- 
wusstsein gehemmt wird, dass ferner bei einer Veränderung 
des Bewusstseinzustandes die verloren geglaubten Erinnerungen 
wieder auftauchen. Wir haben gelernt, diese Veränderung des 
Bewusstseins absichtlich hervorzurufen durch Hypnotisirung. 
und wissen, dass sie oft auch auf natürlichem Wege während 
des Schlafes eintritt. In Charcot’s Falle konnte durch Be- 
seitigung der Amnesie im somnambulen Zustande und durch 
Beobachtung der Traumäusserungen bewiesen werden, dass die 
Amnesie hysterisch war. Bei meinem Kranken gelang mir der 
Beweis nicht, weil der somnambule Zustand nicht erreicht 
wurde.?2) Wohl aber gelang es, durch die Hypnotisirung zu 
beweisen, dass der Kranke hysterisch war, ein sehr wichtiger 
Umstand, der die Wahrscheinlichkeit der hysterischen Art der 
Amnesie wesentlich vergrössert. 

Hier also handelt es sich um klinische Methoden und um 
wirkliche Beweise, nicht um Vermuthungen, die aus Versuchen 
an Katzen und Kaninchen abgeleitet werden. Aber Wagner 
scheint nichts davon wissen zu wollen. Dass ich die hysterische 
Geistesbeschaffenheit des Mannes, der sich in den Mund ge- 
schossen hatte, bewiesen habe, das erwähnt er gar nicht. Er 
wendet sich kühl mit folgender Bemerkung ab: er brauche 
„die Beweiskraft dieses Argumentes (Beseitigung der Amnesie 
in der Hypnose) nicht zu diseutiren, denn in den Fällen von 
Amnesie nach Wiederbelebung Erhängter ist dieser Beweis kein 
einziges Mal erbracht worden“. Ja hat man es denn versucht? 
Man hat es nicht gethan, weil man die Methode nicht kannte, 
und deshalb heisst es bei den früheren Fällen non liquet. Ich 
habe aber meine Auseinandersetzungen gerade darum veröffent- 
licht, um für künftige Fälle auf den Weg hinzuweisen, den 
der Beobachter einzuschlagen hat. 

Die Frage, ob nicht aus der retroaetiven Amnesie an sich 
ein Schluss zu ziehen sei, habe ich in meiner Arbeit nicht be- 
rührt, weil ich über das Vorkommen jener zu wenig weiss. 
Die Erfahrung des Einzelnen reicht nicht aus, und was ich in 
den Lehrbüchern darüber gefunden habe, ist in hohem Grade 
ungenügend, dürftig und widerspruchsvoll. 

Ich könnte, nachdem ich Wagner’s Ausführungen bis 
zum Ende nachgegangen bin und ihre Beweiskraft geprüft habe, 
schliessen, aber die Sache ist so wichtig, der scheinbar sich 
um Finessen bewegende Streit deutet auf eine so tief gehende 
Verschiedenheit der Denkart, dass ich noch einige Bemerkungen 
anknüpfen möchte. 

Wo euer Schatz ist, da ist auch euer Herz. Wagner 
gehört offenbar zu den Psychiatern, die eine aufrichtige ana- 
tomisch-physiologische Begeisterung hegen und Alles auf physio- 
logische Weise deuten möchten. Das ist wohl der tiefere Grund 
dafür, dass er meine Darlegungen so ganz und gar zurückweist 
und von der Hysterie nichts wissen will.) Ich dagegen bin 
der Ueberzeugung, dass die Durchsetzung der klinischen An- 
gelegenheiten mit anatomisch-physiologischen Vorstellungen und 
Ausdrücken, wie die Meynert’sche Richtung es betreibt, die 
Erkenntniss nicht fördere, dass es unsere Aufgabe sei, einmal 
die Selbständigkeit der Klinik zu wahren, und andererseits dem 
seelischen Faetor sein Recht zu verschaffen. Die Frage des 
Erhängens scheint mir ein gutes Beispiel zu sein, um zu zeigen, 
wie ich es meine. 

Wagner erklärt, bei dem Erhängen kommen 2 Umstände 


2) Ich füge hinzu, dass mich fortgesetzte Versuche nicht weiter 
geführt haben, dass vielmehr der Kranke später nicht einmal in 
Hypotaxie versetzt werden konnte und von der Hypnotisirung über- 
haupt nichts mehr wissen wollte (Fremdsuggestionen?). 

3) Wie weit seine Abneigung gegen die Hysterie geht, zeigt fol- 
gendes Beispiel. In seiner ersten Abhandlung erwähnt er eine Er- 
zählung Tardieu’s, worin dieser nach Hardy von einer Panik in 
einem Saale voll Fabrikarbeiterinnen berichtet. Die Mädchen drängten 
nach der Thüre, wurden gedrückt und gestossen und zum Theil be- 
wusstlos weggetragen. Bei mehreren von ihnen wurde traumatische 
Hysterie: Krämpfe, Analgesie, Amnesie u. s. w., beobachtet. Tardieu 
nennt die Zufälle schlechtweg Hysterie; Wagner aber meint, es 
handle sich hier gerade wie bei Erhenkten um Folgen der Asphyxie. 
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in Betracht, die Asphyxie und der Verschluss der Carotiden. 
Ich glaube, dass er damit zu viel und zu wenig sagt. Wir 
wissen, dass ein Erhängter Wärme im Kopfe fühlt, Rauschen 
vor den Ohren, Leuchten vor den Augen, dass gewöhnlich 
sehon nach wenigen Secunden blitzartig Bewusstlosigkeit ein- 
tritt, dass dann Krämpfe im Gesichte und im ganzen Körper 
folgen, dass endlich rasch, gewöhnlich nach 8— 10 Minuten, der 
Tod eintritt. Dass an diesen Erscheinungen der Verschluss 
der Carotiden Schuld sei, ist doch zum Mindesten zweifelhaft. 
Die Verletzung der Arterien ist ein seltenes Vorkommniss und 
Tardieu sagt geradezu: La eireulation ceerebrale n’est pas 
sensiblement troubl&ee. Dass Asphyxie eintritt, ist ja sicher, 
aber Asphyxie kommt auf sehr verschiedene Weise zu Stande 
und je nach dem Modus sind sowohl die klinischen als die 
anatomischen Veränderungen andere. Ist es zweckmässig, mit 
dem Worte Asphyxie ganz verschiedene Dinge, Erhängen, Er- 
würgen, Ertränken, durch Gift Ersticken u. s. f., in einen Topf 
zu werfen? Das eigenartige Bild des Todes durch Erhängen 
kennen wir nur durch die klinische Erfahrung und die Aus- 
drücke Carotidenverschluss und Asphyxie lehren uns nichts, 
bringen aber unsichere Theorien. Wer beweist denn, dass 
nicht noch andere physiologische Vorgänge in Betracht kommen? 
Vertritt nicht Brown-Sequard eine eigene geistreiche Theorie? 

Wagner folgert theoretisch, dass nach Aufhebung der bei 
der Erhängung wirkenden Schädlichkeiten eine enorme Hyper- 
ämie im Gehirne eintrete, und stellt sich vor, was diese für 
Folgen haben müsse. Es kann ja sein, dass das Gehirn hyper- 
ämisch wird, wir wissen nichts, rein gar nichts davon. Ueber 
die Symptome der Gehirnhyperämie zu reden. setzt Mutlı voraus, 
denn es ist uns ungefähr so viel davon bekannt, wie von den 
Mondbewohnern. Die Vorgänge im Gehirne während der Wieder- 
belebung sind wahrscheinlich so complieirt, dass sie kein physio- 
logisches Schlagwort, auch kein Gesetz von der Reaction der 
terminalen Nervensubstanzen deckt. Während nun Wagner 
sich mit dem gänzlich Unerwiesenen beschäftigt, lässt er das, 
was sicher ist, ausser Betracht. Kein Wort verliert er über 
die Bedeutung des Geisteszustandes yor dem Selbstmordversuche. 
Wir wissen ja von vorneherein nicht, welchen Einfluss dieser 
haben wird; aber dass er einen wichtigen Einfluss haben muss, 
kann man doch erwarten. Der Wille zum Leben regiert alles 
Lebendige; ehe es dahin kommt, dass der Tod gewählt wird, 
müssen tiefe Erregungen durchgemacht sein, und ehe das Be- 
wusstsein verloren wird, hat, ob klar oder unklar, der Mensch 
das Gefühl der Lebensvernichtung empfunden. Wenn es nur 
auf eine Schädigung des Gehirns im Ganzen ankäme, die mit 
starken Störungen der Cireulation einhergeht, so müssten doch 
die Krämpfe und die Amnesie viel häufiger beobachtet werden. 
Wir haben sehr oft Gelegenheit, den Fall zu sehen, dass plötz- 
lich durch Druck oder Stoss die Funetion des Gehirns aufge- 
hoben wird, es ist wahrscheinlich dabei Anämie vorhanden und 
Wagner muss bei der Wiederbelebung eine enorme Hyperämie 
erwarten. Ich meine die gewöhnliche Gehirnblutung. Warum 
fehlen nach dieser und überhaupt nach Schlaganfällen die 
Krämpfe und die Amnesie, während sie nicht nur nach Er- 
hängen und nach anderen Selbstmordversuchen, sondern auch 
nach Unfällen (bei der sogenannten „Gehirnerschütterung“) be- 
obachtet werden. Die plötzlichen Erkrankungen treten unver- 
muthet ein, die Unfälle (z. B. Sturz aus der Höhe, Eisenbahnun- 
glück) aber haben das mit den Selbstmordversuchen gemein, dass 
dem Verluste des Bewusstseins die heftigste Gemüthsbewegung 
vorausgeht. Sollte diese also wirklich so gleichgültig sein, dass 
man sie gar nicht zu berücksichtigen braucht? Ich meine, auf 
solehe Erwägungen müsste man kommen, wenn man auch gar 
niehts von der Hysterie wüsste. Dass man nicht darauf kommt, 
liegt meiner unmaassgeblichen Meinung nach an der einseitigen 
Betonung des Anatomisch-Physiologischen, die die Unbefangen- 
heit des Klinikers stört. Nun liegen aber nicht bloss solche 
Erwägungen vor, sondern auch die Thatsachen der Hysterie, 
wahre „Experimente der Natur“, um uns von der Macht des 
Gemüthes zu überzeugen, und sie deuten auf dasselbe Ergebniss 
wie jene Erwägungen. 

Auf die Kraft der Thatsachen der Hysterie setze ich die 

No. 7. 
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Hoffnung. Sie sind jetzt noch neu und was sie lehren, ver- 
stösst vielfach gegen historisch gewordene, vertraute Ueberzeu- 
gungen. Im Grunde aber haben wir Alle nur ein Ziel, die 
ehrliche Beobachtung der Natur, und wenn jene Thatsachen 
sich als zuverlässig erweisen, was ich glaube, so werden auch 
die jetzt getrennten Meinungen durch sie in nicht zu ferner 
Zukunft versöhnt werden. 





Nachtrag zu dem Aufsatze: Ueber Krämpfe und 
Amnesie nach Wiederbelebung Erhängter.') 


Von Prof. Wagner in Graz. 


Durch Prof. Falk in Berlin werde ich aufmerksam ge- 
macht, dass er schon im Jahre 1869 (Virch. Arch. 47. Bd. 
p- 270) Experimente veröffentlichte, in denen aus der Er- 
stickungs- Asphyxie wiederbelebte Thiere Krämpfe bekamen; 
Prof. Falk eitirt am selben Orte auch Rene Bourgeois, 
Althaus und Marchant, die Aehnliches am Menschen beob- 
achtet haben. 





Feuilleton. 
Emil du Bois-Reymond. 


Zu seinem 50jährigen Doctorjubiläum. 


Emil du Bois-Reymond, ordentlicher Professor der 
Physiologie an der Universität zu Berlin, beständiger Secretär 
der dortigen Akademie der Wissenschaften, begeht heute sein 
50jähriges Doctorjubiläun. 

Fast könnte es völlig überflüssig erscheinen, über die Be- 
deutung dieses Heros der Wissenschaft nach irgend einer Rich- 
tung hin etwas zu sagen. Denn sein Geist und Wirken sind 
der Physiologie derartig aufgeprägt. dass es dem Medieiner 
unmöglich ist. auch nur das oberflächlichste Wissen von der 
Muskel- und Nervenlehre sich anzueignen ohne du Bois- 
Reymond’s Schlüssel, Fähnchen, Seitenrheochord, Schlitten- 
apparat. Galvanometer und die Bäusche kennen zu lernen. 
Ferner fühle ich die ‚ungeheure Schwierigkeit, einem solchen 
Forscher in der Würdigung gerecht zu werden. Wenn ich 
dennoch den schüchternen Versuch unternehme, neben den 
äusseren Daten seines Lebens einige Seiten seines geistigen 
Wirkens in Erinnerung zu bringen, so hoffe ich, auf Nachsicht 
rechnen zu dürfen bei meinem Leser; denn ganz verstehen und 
würdigen werden ihn nur die können, die Aehnliches geleistet. 

Man wird es auch begreiflich finden, wenn ich den 
Meister, nicht nur der Naturwissenschaften, sondern auch der 
Sprache, so viel wie möglich selbst sprechen lasse. 

Sein Vater, „den?) in seiner Jugend eine leidenschaftliche 
Neigung für die Erforschung der Natur niederen Kreisen länd- 
lichen Lebens enthob und ihn trotz „Pfeil und Schleudern des 
Geschicks“ zwar spät, aber nicht entmuthigt an die Schwelle 
einer wissenschaftlichen Laufbahn trug“, war ursprünglich ein- 
facher Uhrmacher in Neufchätel, später aber in Berlin Vor- 
stand des Bureau’s für Neuenburger Angelegenheiten und Ge- 
heimer Regierungsrath. 

Er liess sich die Erziehung seines Sohnes mit aller Sorg- 
falt angelegen sein. 

E. du Bois-Reymond wurde am 7. November 1818 
in Berlin geboren. Mit 18 Jahren absolvirte er das Gymna- 
sium und inseribirte sich in die philosophische Faeultät. Dabei 
hörte er auch den Theologen Neander. Durch Mitscher- 
lich angeregt, betrieb er namentlich die erklärenden Natur- 
wissenschaften, Chemie, Geologie, Physik, Matheinatik. In Folge 
der eingehenden Beschäftigung mit den beiden letzteren unter- 
schied sich seine Vorbildung wesentlich von der anderer 
Physiologen, „die meistens nur die morphologische ärztliche 
und höchstens die chemische Bildung hinter sich“ *) hatten. 
1) Diese Wochenschrift 1893, No. 5. 

1) Untersuchungen über Thierische Elektrieitit. Vorrede $.LV. 
2) Ibid. S. XXX. 
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Nach beendeten Studien wurde er Assistent bei Johannes 
Müller, auf dessen Anregung er sich an die Erforschung der 
thierischen Elektrieität machte. 

Die gestellte Aufgabe, „die in Matteucei’s „Essai sur les 
Phenomönes &leetriques des Animaux“ (Paris 1840), enthaltenen 
Versuche über den Froscehstrom zu wiederholen und womöglich 
weiter fortzuführen“®), löste er glänzend. Schon sehr bald 
erschien von ihm (1842) „Vorläufiger Abriss einer Untersuchung 
über den sogenannten Froschstrom und die elektromotorischen 
Fische* (Pogg. Ann. Bd. 58 8. 1). Ihm folgte die Doctor- 
dissertation „Quae apud veteres de piseibus eleetrieis exstant 
argumenta“. 

Gehen wir jedoch zum Hauptwerk über. „Untersuchungen 
über Thierische Elektrieität“, dessen erster Band 1848 er- 
schien und das einen neuen Zweig exacter physiologischer For- 
schung begründete. 

„Ich weise in allen Theilen des Nervensystemes aller Thiere 
elektrische Ströme nach, welche die Nadel eines empfindlichen 
Multiplikators an die Hemmung zu werfen vermögen. Das- 
selbe ist für alle Muskeln aller Thiere der Fall. Ich zeige, 
dass diese Ströme bestimmte Veränderungen erleiden in dem 
Augenblicke, wo im Nerven der Bewegung und Empfindung 
vermittelnde Vorgang, im Muskel die Zusammenziehung statt- 
findet. Für den Muskelstrom wenigstens bin ich im Stande, 
sein Dasein und das Dasein der nämlichen Veränderung des- 
selben bei der Zusammenziehung auch am lebenden ganz 
unversehrten thierischen Körper darzuthun, ja ich lehre, den 
menschlichen Körper durch Vermittelung eines Kupferdrahtes 
die Magnetnadel in der Ferne nach Willkür bald hierhin, bald 
dorthin ablenken. Ich habe endlich eine Hypothese ersonnen, 
welche von allen diesen und vielen anderen Erscheinungen, 
die der Zitterfische mit inbegriffen, einfache Rechnung abzu- 
legen scheint in dem Sinne, dass die hier nach Aussen be- 
merkbar werdenden elektrischen Veränderungen nicht blos 
gleichgültige Begleitzeichen, sondern die wesentliche Ursache 
sind der inneren Bewegungen, aus denen sich der Vorgang 
in den Nerven bei der Innervation und den Muskeln bei ihrer 
Thätigkeit zusammensetzt.*)“ 

„Dureh meine Untersuchungen wird, wenn ich nicht irre, 
die Lebenskraft abermals vertrieben aus einer ihrer Verschan- 
zungen und zwar nicht der am wenigsten hartnäckigen.?)* 

Soviel aus der Vorrede. 

Die Einleitung giebt uns die Begriffsbestimmung der physio- 
logischen Elektrieität und eine kurze Uebersicht des Thatbestan- 
des physiologisch -elektrischer Erscheinungen an Pflanzen und 
Thieren. 

Es folgt die Geschichte des Froschstromes von den Anfängen 
des Galvanismus an. Klar und deutlich tritt der grosse Kampf 
zwischen Galvani und Volta vor das Auge des Lesers, 
zwischen den Schulen zu Bologna und Pavia, „deren Neben- 
buhlerschaft zu besänftigen, wie es scheint, ein halbes Jahr- 
hundert nicht hinreichend gewesen®).*“ 

„Der Schlag der (Volta’schen) Säule war nicht leicht 
in Abrede zu stellen und der Sieg seiner Ansichtsweise fortan 
entschieden °)“ und „erst durch Oerstedt’s glänzende Entdeck- 
ung 1820 sah sich die Metallelektrieität in Stand gesetzt, 
das Unrecht zu vergüten, dessen sie sich an ihrer zärteren 
Zwillingsschwester der thierischen Elektrieität in früheren Ta- 
gen schuldig gemacht“®). Nobili entdeckte durch seinen 
Multiplieator den Froschstrom im Frosch von den Füssen zum 
Kopfe verlaufend. Der Entdecker aber erkannte das gefundene 
Kleinod nicht, wohl aber Carlo Matteucci. „Diesem hat es 
die organische Physik zu verdanken, dass sie endlich zum 
Bewusstsein des Schatzes gekommen ist, der hier zu heben war“ °). 

Du Bois-Reymond beschreibt nun die Leistungen, aber 
auch die Unklarheiten und Widersprüche des italienischen 
Forschers. 

In der Feststellung einiger Thatsachen hatte Matteucei 
Glück, bezw. er fand dieselben unabhängig von dem deutschen 


3) Ibid. S.I. 4) Vorrede S. XV. °) Ibid. S.L. 9) 8.36, Bd. 1. 
8.9. 9.103. °) 8. 108. 





Gelehrten. Letzterer aber besiegte seinen italienischen Neben- 
buhler vollständig durch die exaktere Fragestellung, die exaktere 
Methodik, die schärfere Präeisirung der Gesetze, vor allem aber 
durch die Entdeckung des Nervenstromes. 

Von den in der Folge beschriebenen Apparaten sei u. a. 
an seinen Multiplicator, an die Zuleitungsgefässe erinnert. 

Bezüglich der in demselben Bande mitgetheilten Gesetze 
vergegenwärtige man sich: 

„Nicht der absolute Werth der Stromdichtigkeit in jedem 
Augenblick ist es, auf den der Bewegungsnerv mit Zuckung 
des zugehörigen Muskels antwortet, sondern die Veränderung 
dieses Werthes von einem Augenblick zum andern, und zwar 
ist die Anregung zur Bewegung, die diesen Veränderungen 
folgt, um so bedeutender, je schneller sie bei gleicher Grösse 
vor sich gingen oder je grösser sie in der Zeiteinheit waren.“ 
Allgemeines Gesetz der Nervenerregung durch den elektrischen 
Strom 10), 

Das Gesetz des ruhenden Muskelstromes, wonach sich ein 
künstlicher Querschnitt negativ elektrisch verhält gegen den 
Längsschnitt des Muskels,!!) gilt noch heute unbestritten. 

Im letzten Abschnitt des ersten Bandes entwickelte er 
seine Theorie der elektrischen Moleeüle und leitete die be 
kannten Erscheinungen daraus ab. Der zweite Band (erste 
Hälfte) bringt die negative Schwankung des Muskelstromes 
und die elektrischen Erscheinungen am Nerven (1849). 

Die zweite Hälfte des zweiten Bandes erschien erst 10 Jahre 
später und das Werk wurde erst 1884 vollendet. 

„Dies allzukeck angelegte Unternehmen gerieth ins 
Stoecken, indem der Gegenstand mir unter den Händen so 
mächtig wuchs und neben mir durch Andere theils auf meinen 
Anstoss, theils von mir unabhängig so rasch gefördert wurde, 
dass ich die bis dahin geübte Art der Veröffentlichung meiner 
Ergebnisse aufgeben musste. Neue Methoden machten es noth- 
wendig, fast das ganze schon einmal durchmessene Gebiet noch 
einmal abzusuchen und die durch diese Methoden ermöglichte 
Art der Behandlung stimmte schlecht mit der ursprünglichen 
nur auf qualitative Ermittelung berechneten Anlage des Ganzen. 
Bei mehr und mehr beschränkter Musse und durch meine 
Stellung als Akademiker zu periodischen Bekanntmachungen 
gezwungen musste ich fortan den allgemein gebräuchlichen 
Weg einschlagen, das einigermaassen Sichergestellte und vor- 
läufig Abgeschlossene in einzelnen Abhandlungen herauszu- 
geben“ 12). 

Diese Abhandlungen erschienen später 1875 und 1877 
gesammelt, ohne dass sie einen Abschluss für die stetige Thätig- 
keit des Forschers gebildet hätten. 

Es sei gestattet, aus denselben zwei Specialuntersuchungen 
besonders zu betonen. 

Lenkt man durch eine gewöhnliche Boussole einen Strom, 
so schlägt die Nadel infolge der erlangten Geschwindigkeit 
weit über ihre definitive Ruhelage hinaus aus, schwingt 
zurück und stellt sich endlich nach mehrmaligem Hin- und 
Herschwingen ein. Durch Anbringung von Metallmasse in der 
Nähe der Magnetnadel gelingt es, diese Nadel zu „dämpfen“, 
sie gewissermaassen in einem widerstrebenden Medium sich be- 
wegen zu lassen, die Zahl der periodischen Schwingungen bis 
zur Einstellung wird dadurch kleiner. Schon Gauss hatte die 
Differentialgleichung für die Bewegung eines solchen Magneten 
aufgestellt und aus derselben die Möglichkeit abgeleitet, die 
Dämpfung der Nadel soweit zu treiben, dass diese einfach ihrer 
definitiven Ruhelage zueilt, ohne periodische Schwingungen zu 
machen. 

Das was Gauss „mit geistigem Auge gesehen“, übersetzte 
du Bois Reymond in die Wirklichkeit. Er erzielte dadurch 
sofortige definitive Ablesung. Gleichzeitig entwickelte er die 
bei Gauss „im Keim vorhandene“ Theorie vollständiger, die 
Theorie also „über die aperiodische Bewegung gedämpfter 
Magnete“ .!?) 








10) $. 258. 11) S. 516. 

12) Gesammelte Abhandlungen zur allgemeinen Muskel- u. Nerven- 
Physiologie. I. Vorrede S. VIII. 

13) ], 8. 284 u. f. 
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"14. Februar 1893. 


Sie bildet den Schluss des ersten Bandes der Gesammelten 
Abhandlungen. 

Am Ende des zweiten lernen wir seine Untersuchungen 
am lebenden Zitterwels kennen. Es sei nur eines hervor- 
gehoben. Um genau stets darüber unterrichtet zu sein, wann 
diese Fische ihre elektrischen Schläge austheilen, bediente er 
sich der sinnreichen Vorrichtung des „Froschweckers“, d.h. 
er liess sich jede Eleetrieitätsbewegung in dem Gefäss, worin 
sich der Fisch befand, mit Hilfe eines Nervenmuskelpräparats 
vom Frosche durch Anschlag an eine Glocke melden. 

Um über verschiedene Probleme bezüglich der elektrischen 
Fische weitere Klarheit zu bekommen, schickte er seinen 
Assistenten Sachs nach dem Inneren Südamerikas und ver- 
öffentliehte die Resultate nach dem unverhofften Tode des- 
selben in „Untersuchungen am Zitteraal. Gymnotus eleetrieus*. 

Die mitgetheilten Thatsachen mögen zur ÖOrientirung und 
Erinnerung an die Bedeutung Du Bois Reymond’s des 
Physiologen“ dienen. 

Von seinen Lebensumständen sei noch einiges nachgeholt. 
1851 wurde er Mitglied der Berliner Akademie, 1858 wurde 
er Nachfolger Johannes Müller’s auf dem Berliner Lehrstuhl. 

Unter seiner Leitung entstand das physiologische Institut 
in Berlin, „ein Prachtbau gegenüber dem „dumpfen Mauerloch* 
les bisherigen Laboratoriums“.'#) 

Seit 1867 ist er beständiger Secretär der Akademie der 
Wissenschaften. Theils in dieser glänzenden Stellung, theils 
bei anderen Anlässen hielt er wiederholt klassische Vorträge, 
in denen er die wichtigsten Fragen auf dem Gebiete des 
akademischen Unterrichts und allgemein philosophischer Pro- 
bleme besprach. 

Nehmen wir aus der Fülle des dargebotenen wieder zwei 
Schriften heraus, die in den weitesten Kreisen grösste Beach- 
tung fanden. 

„Ueber die Grenzen des Naturerkennens“ betitelt sich 
eine Rede, die er in der zweiten öffentlichen Sitzung der 
45. Versammlung deutscher Naturforscher und Aerzte ge- 
halten hat. 

Wie „ein Welteroberer der alten Zeit“ 15) hielt er Rund- 
schau über das, was die Wissenschaft bietet und was sie 
bieten kann. 

„Naturerkennen ist Zurückführen der Veränderungen in der 
Körperwelt auf Bewegungen von Atomen oder Auflösung der 
Naturvorgänge in Mechanik der Atome.“ 16) 

„Ein Geist“, sagt Laplace, „der für einen gegebenen 
Augenblick alle Kräfte kennte — — Zukunft wie Vergangen- 
heit wäre seinem Blicke gegenwärtig.“ 1) 

„Obschon nun der menschliche Geist von dem von La- 
place gedachten Geiste stets weit entfernt bleiben wird, ist er 
doch nur stufenweise davon verschieden.“ 18) 

Aber selbst für den Laplace’schen Geist ist „eine an- 
geblich nicht weiter theilbare Masse, von welcher durch den 
leeren Raum in die Ferne wirkende Kräfte ausgehen, bei näherer 
Betrachtung ein Unding“.!?) 

Und ebenso steht derselbe Geist rathlos beim „Problem 
der Sinnesempfindung“.?) 

„Gegenüber dem Räthsel, was Materie und Kraft seien 
und wie sie zu denken vermögen, muss der Naturforscher ein 
für allemal zu dem Wahrspruch sich entschliessen: 

„Ignorabimus“.“?!) 

Dieses Ignorabimus ist berühmt geworden und wurde viel- 
fach von Männern der Wissenschaft auf das Heftigste bekämpft; 
aber wohl noch mehr Aufsehen erregte die Rede „Goethe 
und kein Ende“, gehalten beim Reectoratsantritt im Jahre 1882 
in allen Schichten des gebildeten Deutschlands. 

„Wir sind an die Fabel des Faust so gewöhnt, dass es 
uns ausnehmend schwer fällt, sie mit frischem Blick zu be- 
trachten. Gelingt dies, so erstaunt man über deren tiefe psycho- 
logische Unwahrheit.* 22) 








14) Der physiologische Unterricht sonst und jetzt. S.24. 15) 8.3, 
= 8.4. m)S5. M)S10. 98.13. 2)8.31. 28.39, 
22) $. 15. 





„Faust’s Ignorabimus hat eigentlich keinen Sinn. Faust 
ist von vornherein überzeugt vom Dasein einer Geisterwelt.“ 

„Undenkbar ist, dass er sage: 

„Die Botschaft hör’ ich wohl, 
Allein mir fehlt der Glaube.“ 
Was bedarf der Geisterseher des Glaubens?“ ?°) 

„Hier liegt ein Widerspruch, der einmal bemerkt den 
Eindruck des Gedichtes stört, wie eine lange übersehene Ver- 
zeichnung ein Gemälde verleidet.“ ?*) 

„Der Begriff der mechanischen Causalität war es, der 
Göthe gänzlich abging. Deshalb blieb seine Farbenlehre ab- 
gesehen von deren subjeetivem Theil trotz der leidenschaftlichen 
Bemühungen eines langen Lebens die todtgeborene Spielerei 
eines autodidaktischen Dilettanten. Deshalb konnte er sich 
mit den Physikern nicht verständigen, deshalb war Newton’s 
Grösse ihm verschlossen und deshalb sah er in der wissen- 
schaftlichen Optik eines Young, eines Fresnel nur eine 
„Katzenpastete“ “.25) 

„Vom Darwinismus hätte Göthe sich schaudernd abge- 
wandt.“ 26) 

Aber trotzdem „der Sänger so vieler beglückender Lieder, 
der Schöpfer so vieler sei’s ernster, sei’s reizender Gestalten, 
— das ist der Göthe, der mit Homer und Shakespeare 
uns nicht von der Seite kommt, an den wir in guten und 
bösen Stunden wie an einen Freund uns halten.“ ?7) 

„dessen Diehtungen auf dem Bücherbrett keines deutschen 
Studenten fehlen sollten.“ 28) 

Die hier mitgetheilten Stellen, an denen irgend eine 
Kritik zu üben nicht meines Amtes ist, dürften geeignet sein, 
das umfassende Denken des Jubilars den Leser ahnen zu 
lassen. Möge es ihm, einem Könige unter den Physiologen, noch 
lange vergönnt sein, zur Förderung der Gesammterkenntniss und 
namentlich auch zur Förderung der Physiologie, der „Königin 
der Wissenschaften“ 1#) thätig zu sein. 

München, 11. Februar 1893. M. Cremer. 


PRER Hirsch. 


Am 17. Februar sind fünfzig Jahre verflossen, seitdem 
unser Epidemiologe Dr. August Hirsch in Berlin mit der 
Dissertation: „De laryngostasi exsudativa vulgo Croup vocata* 
sich die Würde eines Doetor medieinae erwarb. Innerhalb der 
letzten fünf Jahrzehnte hat sich das Arbeitsgebiet, welches der 
Jubilar im Jahre 1848 mit der Veröffentlichung „über die geo- 
graphische Verbreitung von Malariafieber und Lungenschwind- 
sucht und den räumlichen Antagonismus dieser Krankheiten“ 
betrat, ganz gewaltig verändert und erweitert: und dass dies 
geschah, dazu trug Hirsch wohl redlich das Seinige bei. 

Seine Arbeiten vom Jahre 1848 an bis heute sind allen 
Aerzten so wohl bekannt und von denselben so geschätzt, dass 
ich der Mühe überhoben bin, bei dieser Gelegenheit darüber 
weiter zu berichten. Typhus, Ruhr, die indische Pest, der 
schwarze Tod, der Friesel. der Madurafuss, die Cerebrospinal- 
meningitis, die Cholera, Gelbfieber, die grossen Volkskrank- 
heiten des Mittelalters sind in Monographien niedergelegt; zu- 
sammengefasst aber hat er alle Seuchen in dem grossen drei- 
bändigen „Handbuch der historisch-geographischen Pathologie“, 
ein Werk, das der deutschen medieinischen Literatur für alle 
Zeit eine Zierde bleiben wird. Die charakteristische Signatur, 
welche allen Werken Hirsch’s aufgedrückt ist, die Verbindung 
der epidemiologischen Thatsachen mit dem Laufe der Geschichte, 
ist diesem grossen Werke ganz besonders aufgedrückt. Hirsch 
ist nicht nur Epidemiologe, sondern auch ein kenntnissreicher, 
gründlicher medieinischer Historiker und dieser glücklichen Ver- 
bindung ist es zuzuschreiben, dass er von der Einseitigkeit, 
welche unsere hyperbaeilläre Gegenwart zur Schau trägt, be- 
freit geblieben ist. 

Wie sehr der heute gefeierte Mann der Geschichte der 
Mediein kundig ist und welchen Werth er auf das Studium 
derselben und deren Verbreitung unter den Aerzten legt, ist 


23) 5.16. 2) S.20. 25) 8.29. 26) S. 35. 27) 8.36. 28) S.38. 
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wohl daraus zu entnehmen, dass er mit seltenem Eifer und 
gründlicher Sachkenntniss sich um die Herausgabe des „bio- 
graphischen Lexikons der hervorragenden Aerzte aller Zeiten 
und Völker“ unter Gurlt’s Redaetion verdient gemacht hat. 
Seit Albreeht v. Haller’s „Artis medicae prineipes“ (11 Bände). 
Lausannae. 1769, ist ein ähnliches Unternehmen nicht mehr 
gemacht worden. 

Mit grossem Verlangen sehen wir Aerzte der Vollendung 
des Werkes entgegen, welches (ie historische Commission der 
bayerischen Akademie der Wissenschaften vertrauensvoll in die 
Hand des berühmten medieinischen Historikers gelegt hat, die 
„Geschichte der Mediein“. Die Münchener medieinische Wochen- 
schrift drückt ihre Hochachtung für den Altmeister der Epi- 
demiologie und der Geschichte der Heilkunde dadurch aus, 
dass sie dieser Nummer sein Bild beigiebt, um den vielen Ver- 
ehrern des treffliehen Gelehrten ein bleibendes Andenken in 
die Hand zu geben. v. Kerschensteiner. 





Referate u. Bücher-Anzeigen. 
Neueste Archive und Zeitschriften. 


Archiv für @ynäkologie. 43. Band, 2. Heft. 


1) E. Bumm: Ueber die Entwicklung des mütterlichen Blut- 
kreislaufes in der menschlichen Placenta. (Mit 3 Tafeln.) 

Zur Untersuchung dienten Abortiveier aus der ersten Zeit der 
Schwangerschaft, besonders dem Ende des 2. Monats. Das Ergebniss 
ist folgendes: In einzelnen Vorsprüngen und Wülsten der Serotina 
nach innen gegen das Ei zu kommt es zu einer Ausweitung der 
arteriellen Endäste, die streckenweise bis zur cavernösen Umwand- 
lung des Gewebes gedeiht und endlich unter Zerfaserung desselben 
zum Durchbruch des Blutes in’s Gewebe hinein führt; andererseits 
dringen die Zotten in den Einsenkungen der Serotina activ vor und 
gelangen dadurch, dass sie das mütterliche Gewebe anätzen und zur 
Resorption bringen, bis an die flachgestreckten Venensinus in der 
Serotina und endlich in diese hinein. Somit: Ausmündung der Arterien 
auf der Höhe der Serotinavorsprünge und in den Septis der Placenta, 
Ausmündung der Venen in den Thälern zwischen den Serotinavor- 
sprüngen. Von einer wichtigen Rolle der Drüsen für die Placentar- 
entwicklung (Gefässdrüsenbahnen Gottschalk’s) konnte B. nichts 
wahrnehmen. 


2) v. Velits: Kraniotomie oder Kaiserschnitt. 

In einer Besprechung der Arbeit Barsony’s über Kraniotomie 
(Arch. 41, 3) weist v. V. nach, dass die im Ganzen für die Kranio- 
tomien B.'s in Betracht kommende Mortalität nicht 2,1, sondern 10,82 
Proc. beträgt, die Mortalität bei engen Becken lässt sich aus B.'s 
Angaben auf 11,76 berechnen und zwar bei engen Becken I. und II. 
Grades, während solche III. Grades sich günstiger erweisen. Dieses 
merkwürdige Verhalten erklärt sich daraus, dass man in letzterem 
Falle sich früh zur Operation entschliesst, bei geringeren Graden der 
Verengerung (und lebendem Kind) durch Zuwarten die Mutter dem 
Eintritt von Gefahren aussetzt; in diesem Sinn kann die Kraniotomie 
als eine durchaus nicht ungefährliche Operation bezeichnet werden. 
Der zur rechten Zeit von einem, in der Technik und Asepsis bewan- 
derten Fachmann ausgeführte Kaiserschnitt scheint mehr Gewähr zu 
leisten, auch im Interesse der Mutter, als die nach begreiflichem, aber 
gefährlichem Zuwarten gewählte Perforation. 


3) Semb: Ueber das Verhalten der Uterusschleimhaut bei 
Myomen. (Mit 4 Abbild.) 

Als Material dienten 23 zum grossen Theil wegen kleiner Myome 
von Leopold exstirpirte Uteri; die Fälle sind einzeln mitgetheilt, 
und nach dem Sitz der Tumoren geschieden. Obwohl der Schleim- 
hautbefund ein sehr mannigfacher war, so liess sich doch Folgendes 
feststellen: 1) Die Schleimhaut erleidet bei den meisten Fällen von 
Myom eine Hypertrophie, zunächst ohne jegliche entzündliche Vor- 
gänge: diese ist theils eine gleichmässige, sowohl von Stroma als 
Drüsen, theils eine überwiegend glanduläre. 2) Im weiteren Verlaufe 
des Myoms treten oft secundäre Veränderungen der Schleimhaut auf, 
welche durch den Druck des Tumors, hinzutretende Entzündungen 
oder andere Complicationen bedingt sind. Diese können die Hyper- 
trophie ganz rückgängig machen. So erleidet bei den submucösen 
Tumoren die Schleimhaut über dem Tumor regelmässig Druckatrophie. 
Keine der erwähnten Schleimhautveränderungen hatte regelmässig 
Blutungen im Gefolge; dagegen ergab sich, dass in der die Myome 
oft begleitenden Hypertrophie der Uterusmusculatur mit gleichzeitiger 
Gefässhyperplasie die häufigste Ursache der Blutungen zu suchen sei. 
Für die Behandlung der Blutungen ergiebt sich aus dem Gesagten, 
dass die Aussichten einer Ausschabung äusserst verschiedene sind. 
Selten, aber immerhin auch unter den Fällen S.'s constatirt ist eine 
carcinomatöse Entartung der Schleimhaut; bei langdauernden Blu- 
tungen ist auf diese Erscheinung zu achten und eventuell die Total- 
exstirpation vorzunehmen. 





4) Gutzwiller: Ein Fall von gleichzeitiger Extra- und Intra- 
Zusammenstellung und Betrachtung derartiger 

älle. 

Ausser dem selbst beobachteten, makroskopisch und mikroskopisch 
genau untersuchten Falle (erst tubare, dann, aber noch gleichzeitig 
uterine Gravidität) bespricht G. die übrigen (17) in der Literatur 
niedergelegten, im Auszuge mitgetheilten in Bezug auf Art der Extra- 
uterinschwangerschaft, Symptome, Verlauf und Ausgänge, Diagnose, 
Prognose und Therapie. 

5) Gärtner: Beitrag zur Lehre von der septischen und py- 
ämischen Infection des Uterus. 

2 Fälle von puerperalem, 2 von nichtpuerperalem Uterus; die 
Krankengeschichten, Sectionsprotokolle und mikroskopischen Unter- 
suchungen sind in extenso mitgetheilt. Es ergab sich, dass die In- 
fectionswege von (klinisch und anatomisch diagnosticirter) Sepsis 
und Pyämie, nach Infecetion des Uterus puerp. und nicht puerp. mit 
Eitercoccen, völlig gleich sind; dass ferner in allen 4 Fällen sowohl 
Streptoeoccen als Staphylococcen vorkamen, dass also auch die In- 
feetionsträger nicht die ursächlichen Momente für die Entstehung 
von Sepsis oder Pyämie abgeben. Es bleibt somit nur übrig, anzu- 
nehmen, dass es Unterschiede in der chemischen Zusammensetzung 
der Coccen sind, welche die klinisch und anatomisch so verschiedenen, 
durch dieselben Infecetionsträger und auf denselben Infectionswegen 
entstehenden Krankheiten, Sepsis und Pyämie, bedingen. 

6) Drucker: Ein Fall von Harnleiterscheidenfistel, geheilt 
durch Kolpokleisis nach vorheriger Anlegung einer künstlichen 
Blasenscheidenfistel. 

Der Mittheilung des eigenen Falles (Krankengeschichte und spä- 
terer Obductionsbefund) schliesst D. eine Aufzählung der bisher publi- 
eirten (ca. 40) derartigen Fisteln an, und bespricht an der Hand dieses 
Materials die Entstehung, Symptome, Diagnose und Therapie des 
Leidens; in Bezug auf letztere dürfte die Anlegung einer Blasen- 
scheidenfistel und nachheriger Verschluss der Scheide (Kolpokleis. tot. 
oder part.) am meisten zu empfehlen, die Nephrektomie nur als 
ultima ratio zu betrachten sein. (Schluss folgt.) 


Deutsche Zeitschrift für Nervenheilkunde. Bd. III, Heft 4 u. 5. 


1) Kiesselbach: Die galvanische Reaction der Sinnesnerven. 

Der Verfasser bestätigt das Zurechtbestehen des Pflüger’schen 
Gesetzes auch für die höheren Sinnesnerven. Katelektrotonus 
am centralen Theile des Nerven erhöht die Erregbarkeit, Anelektro- 
tonus setzt dieselbe herab. Unter dem Einflusse der Katode ist 
insbesondere am Auge die Erregbarkeit gesteigert für die Farben- 
empfindung, welche durch die kürzesten Aetherwellen hervorgerufen 
wird, für violett, an der Zungenwurzel für sauren Geschmack. Umge- 
kehrt ist das Verhalten beim Anelektrotonus. Eine specifische Reaction 
des Acusticus und Olfactorius konnte nicht festgestellt werden. 

2) Eisenlohr: Beiträge zur Hirnlocalisation. 

3) Steiner: Ueber die Muskelatrophie bei der centralen Hemi- 


plegie. 

Beide Abhandlungen beschäftigen sich mit demselben Gegen- 
stande, mit den trophishen Störungen, die vom Grosshirn 
aus hervorgerufen werden sollen. 

Insbesondere bei Hemiplegien hat man wiederholt rasch nach 
dem Insult eintretende Atrophien hauptsächlich in den Extremitäten- 
muskeln constatirt, die den im Gefolge von Erkrankungen der Vorder- 
hörner einhergehenden degenerativen Atrophien ähnlich waren. Ausser 
der secundären absteigenden Degeneration der betreffenden Pyramiden- 
babn fanden sich aber im Rückenmark dabei nie Veränderungen, spe- 
eiell nicht in den Zellen der Vorderhörner, so dass insbesondere von 
Charcot und seiner Schule die Theorie des cerebralen Ursprungs 
dieser Atrophien aufgestellt worden ist. Joffroy und Achard präci- 
siren dieselbe folgendermaassen: Von dem cerebralen Herde aus 
erfolgt auf dem Wege der Pyramidenhahn eine Beeinflussung der 
Ganglienzellen der spinalen Vorderhörner. Im ersten Stadium der 
cerebralen Hemiplegie besteht eine functionelle Reizung der Ganglien- 
zellen, ihre Folge ist die Contractur. Früher oder später kommt es 
zur Erschöpfung des Reizes, das Resultat ist dann die Atrophie. 

Diese Theorie von der dynamischen Beeinflussung der Ganglien- 
zellen mag plausibel sein, in dieser allgemeinen Fassung aber ist sie 
uncontrolirbar und als solche auch unfruchtbar. Bedeutung scheint 
sie aber zu bekommen, wenn ein bestimmter Abschnitt des Gross- 
hirns mit der Entstehung von secundären Muskelatrophien in Zusam- 
menhang gebracht werden kanp, wie dies in der Eisenlohr’schen 
Arbeit auf Grund von drei anatomisch untersuchten Fällen geschieht, 
wo sich im Anschluss an einen Herd im Thalamus opt. rasch 
Muskelatrophien zu den vorhandenen Lähmungserscheinungen hinzu- 
gesellt hatten, obne dass in den Vorderhörnern zur Erklärung aus- 
reichende Veränderungen zu constatiren waren. In allen Fällen war 
die elektrische Reaction der betreffenden Muskeln quantitativ stark 
herabgesetzt. (Qualitative Veränderungen waren nicht ausgeprägt. 

Steiner bringt eine tabellarische Uebersicht über die bis jetzt 
beschriebenen Fälle und berichtet über einen neuen, bei dem sich 
an eine apoplektisch entstandene linksseitige Hemiplegie eine hoch- 
gradige Atrophie der Armmusculatur rasch anschloss. Das elektrische 
Verhalten wurde nicht geprüft. Der cerebrale Herd war auch hier 
im rechten Thalamus opt., die grauen Vorderhörner normal. 

4) Schultze: Ueber Akroparästhesie. 

Akroparästhesie (#<0oa Spitzen) nennt Schultze einen schon 
früher unter anderen Namen beschriebenen Symptomencomplex, der 
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im Wesentlichen in lästigen, zuweilen auch schmerzhaften Parästhesien 
besonders der Hände und Finger mit einem Gefühl der Steifigkeit in 
den entsprechenden Gelenken besteht. Die Empfindungen ähneln der 
Formication. Die Krankheit kommt am häufigsten bei Frauen vor, 
sie erstreckt sich meist auf Jahre. Als Ursache sind vasomotorische 
Störungen, neuritische Processe etc. angenommen worden. Am meisten 
ähnlich sind die Beschwerden den Neuralgien wie sie bei der alkoho- 
lischen und rheumatischen Neuritis vorkommen. Therapeutisch ist 
besonders die elektrische und die Bäderbehandlung von Vortheil. 

5) Dinkler: Tabes dorsal. incip. mit Meningitis spinal. 
syphilitica. 

Von den Gegnern der Erb’schen Theorie, nach der die Tabes 
als eine postsyphilitische Erkrankung aufzufassen sei, wird als einer 
der Hauptgründe ins Feld geführt, dass Sectionsfälle von Tabes mit 
gleichzeitig manifester Syphilis fehlten. D. stellt nun die bisher 
beobachteten (5) Fälle zusammen und fügt einen neuen hinzu. Neben 
einer deutlichen beginnenden grauen Degeneration der Hinterstränge 
beschreibt er in seinem Falle eine bestehende syphilitische Erkran- 
kung der Meningen des Rückenmarkes in Forın miliarer Gummata 
in den weichen Häuten nebst consecutiver syphilitischer Endarteriitis. 

6) Goldflam: Ein Fall von Bleilähmung. 

Ob der primäre pathologische Process bei der Bleilähmung peri- 
pher oder central localisirt sei, steht noch nicht fest. Goldflam 
berichtet über einen eingehend untersuchten Fall von vorgeschritte- 
ner Bleiläihmung, bei dem sowohl im Rückenmark als auch in den 
peripheren Nerven hochgradige Veränderungen bestanden. Die Er- 
krankung des Rückenmarks beschränkte sich nicht allein auf die 
Vorderhörner, sondern schien wenigstens streckenweise diffus-myeliti- 
scher Natur zu sein. Dr. Chr. Jakob- Erlangen. 





Vereins- und Congress-Berichte. 


Berliner medicinische Gesellschaft. 
(Originalbericht.) 
Sitzung vom 8. Februar 1893. 

Diseussion über den Vortrag von Herrn R. Virchow: 
Ueber die angebliche Entstehung des Typhus durch Riesel- 
wasser, 

Herr P. Guttmann: Herr Virchow hat den Zusammenhang 
zwischen Cholera nostras und Cholera asiatica hervorgehoben und 
daran die Frage geknüpft, ob nicht diejenigen Fälle, welche später 
zu Gesicht kommen und die man für Cholera nostras hält, Cholera 
asiatica sind, indem die Bacterien bereits aus dem Darm verschwun- 
den sind. Es ist bekannt, dass Cholera nostras zu Zeiten, wo Cholera 
asiatica nicht herrscht, selten ist. In unser Krankenhaus (Moabit) 
kommen in cholerafreien Zeiten höchstens 1 oder 2 solche Fälle. Es 
ist ferner bekannt, dass Cholera nostras-Fälle einer Cholera asiatica- 
Epidemie voraufzugehen pflegen. So hatten wir in Moabit von August 
bis October 56 Fälle von typischer Cholera nostras, ferner im Juni 
einen tödtlichen Fall. Auffällig ist ferner Folgendes: Ich habe in 
diesem Winter, im December und Januar, 2 schwere Fälle von Cho- 
lera nostras im Krankenhause gehabt. Am 27.XII wird eine Frau, 
die bis zum vergangenen Abend gesund gewesen war, in der Nacht 
plötzlich von starkem Erbrechen, Durchfall. Wadenkrämpfen befallen. 
Fast pulslos in das Krankenhaus gebracht, bot sie das bekannte Bild 
der Cholera asiatica. Die bakteriologische Untersuchung des erst 
ziemlich spät entleerten Stuhlgangs ergab, dass es Cholera nostras 
war. Einen gleichen, nicht ganz so schweren Fall hatte ich im Januar. 
Beide Frauen sind geheilt. — Wir haben eine grosse Zahl von Cholera 
nostras-Fällen ganz frisch im verflossenen Sommer und Herbst gesehen, 
12—24 Stunden nach der Erkrankung; die bakteriologische Unter- 
suchung wurde jedesmal sofort vorgenommen und in keinem einzigen 
Falle wurde der Kommabacillus constatirt. Andererseits ist es be- 
kannt, dass bei der Cholera asiatica der Bacillus sich mehrere Tage 
in den Dejectionen hält. Wir haben an 10 Fällen von Cholera asiatica 
fortlaufende Untersuchungen gemacht und gefunden, dass frühestens 
am 5. Tage der Bacillus aus den Dejectionen verschwunden war, spä- 
testens am 8. Tage war er noch da. Wenn also beispielsweise erst 
am 6. oder 7. Tage ein Fall zur Untersuchung gelangt, so kann letz- 
tere feststellen, dass es sich um Cholera nostras, während es sich in 
Wirklichkeit um Cholera asiatica handelt. In diesem Punkte muss 
ich Virchow zustimmen. Die Ursache der Cholera nostras ist bis 
jetzt nicht bekannt. Grosses Aufsehen machte seiner Zeit, bald nach 
der Entdeckung des Kommabacillus, die Mittheilung von Finkler 
und Prior, dass sie den Erreger der Cholera nostras in einem Ba- 
eillus gefunden hätten, der dem Kommabacillus sehr ähnlich sei. 
Niemand hat seit dieser Zeit diese Bacillen gesehen; nur ein einziges 
Mal wurden sie gefunden, im Darm eines Gesunden, eines Selbst- 
mörders! Um so auffälliger wirkte die Nachricht, dass man in Niet- 
leben den Finkler-Prior’schen Bacillus gefunden hätte, dass es 
sich dort um eine Cholera nostras-Epidemie handelte. Ich erkläre 
nochmals an öffentlicher Stelle, dass dieser Bacillus mit Cholera 
nostras absolut nichts zu thun hat. Die Untersucher in Niet- 
leben haben sich in einem Irrthum befunden. Sie haben Komma- 


baeillen gesehen und glaubten, es wären Finkler-Prior’sche. Aller- 
dings ist für Jemanden, der nicht geübt ist, die Verwechselung des 








mikroskopischen Präparates leicht möglich. Nicht mehr möglich ist 
dieselbe. wenn man beide vergleicht (in der That besteht ein auf- 
fälliger Unterschied, wie aus den demonstrirten Präparaten hervor- 
geht: der Finkler-Prior ist noch einmal so lang und erheblich 
dicker). Der anffälligste Unterschied aber besteht in den Culturen; 
dazu bedarf es freilich einiger Tage. Der Finkler-Prior wächst sehr 
rasch und hat schon am 3. oder 4. Tage die Gelatine „hosenbeinartie* 
verflüssigt, während die Kommabaeillen-Cultur kaum an einem dünnen 
Strich zu erkennen ist. — Der Forderung von Virchow, dass man 
in Zukunft den Darminhalt auch auf andere Bacterien genau unter- 
suchen und den Befund mit dem bei Cholera asiatica vergleichen 
möge, ist durch eine Arbeit von Frank-Wiesbaden schon Rechnung 
getragen. Er fand in 7 Fällen von Cholera nostras die bekannten 
Darmbacterien und einige andere, welche harmlos waren. Wir kennen 
also bis jetzt die Ursache der Cholera nostras nicht. Dennoch scheint 
es, dass sie mit der Cholera asiatica wegen der energischen Häufung 
zu Cholerazeiten in Beziehung steht. Andererseits ist nicht zn ver- 
gessen, dass ihr spontanes Auftreten zu Zeiten, wo keine Cholera 
asiatica herrscht, vorkommt. 

Herr Schaefer hat seiner Zeit die Behandlung der Typhusfälle, 
die im Herbst 1891 auf den Rieselgütern vorkamen und die Herrn 
Virehow Anlass zu seinem Vortrage gaben, geleitet. Dass es sich 
um Typhus gehandelt habe, stehe ausser Zweifel; 2 Fälle hat 
Prof. Gerhardt in seine Klinik tibernommen und die Diagnose be- 
stätiet. Die Entstehung des Typhus rührt zweifellos von dem Drain- 
wasser her. Rieselwasser zu trinken sei eine allgemeine Gewohnheit 
bei den dortigen Arbeitern. trotz aller Verbote und Belehrungen. 
Der Beweis werde u. A. dadurch erbracht, dass 5 Gärtnerlehrlinge 
erkrankten, die in verschiedenen Ortschaften heimisch waren und 
nur auf den Rieselgütern zusammenkamen. Durch Nachforschungen 
in den statistischen Mittheilungen des Reichszesundheitsamtes hat 
Sch. festeestellt, dass in der Zeit, als jene Erkrankungen auf den 
Rieselfeldern vorkamen, gerade in denjenigen Berliner Stadtbezirken, 
deren Abwässer auf die nördlichen Rieselfelder abgeführt werden, 
Typhusfälle in auffällig gesteigerter Zahl sich ereigneten. Die Mehr- 
zahl dieser Fälle wurde in Privathäusern behandelt, wo also eine 
eeordnete Desinfeetion gewiss oft unterblieben ist. Unter diesen 
Umständen seien Typhuskeime auf die Rieselfelder gekommen und 
zwar noch lebensfähig, weil die Dauer des Transportes der Abgänge 
von den Sammelstellen nach den Rieselfeldern nach den Erfahrungen 
der Bakteriologie nicht genüge, um die Typhusbacillen unschädlich 
zu machen. Endlich bemerkte Sch., dass von den Angestellten auf 
den Rieselfeldern die Einzelvorschriften für die Berieselung oft nicht 
innegehalten werden. Ludwig Friedländer. 

(Schluss folgt.) 


Verein für innere Medicin zu Berlin. 
(Originalbericht.) 
Sitzung vom 6. Februar 1893. 


Vor der Tagesordnung: Herr Oestreieh demonstrirt das 
Präparat einer seltenen Form von Mediastinaltumor bei einem 
78 jährigen Mann, deren Ausgangspunkt ein Thymus persi- 
stens war. 

Herr A. Sehmidt (I. med. Klinik) demonstrirt das Präparat 
von Careinoma oesophagi eines 54 jährigen Mannes. Das 
Bemerkenswerthe an demselben ist die Communieation zwischen 
Oesophagus und Lunge. Während des Lebens wurde dadurch, 
wie Herr Leyden in der Diseussion bemerkte, die Erscheinung 
hervorgerufen, dass der Patient erst schluckte und nach einer 
Weile die geschluckte Flüssigkeit aushustete. Nachzuweisen 
war letzteres dadurch, dass man dem Patienten Milch und eine 
mit Eosin gefärbte Flüssigkeit gab. 

Herr Joseph stellt einen interessanten Fall von acuter 
multipler Hautgangrän (Aectiologie?) vor. 


Es handelt sich um einen seltenen Krankheitsfall bei einem 
27 jährigen Kaufmann, welcher vor 8 Jahren an der linken Hand eine 
Schwefelsäureverbrennung erlitten hatte. Seitdem stellte sich regel- 
mässig alle halben Jahre folgende seltsame Erscheinung ein: central- 
wärts fortschreitend von der Verbrennungsstelle erscheinen narbige 
Gebilde, welche falschen Keloiden gleichen. Letzthin erwachte der 
Patient in einer Nacht plötzlich, bemerkte, dass der rechte Arm ganz 
kalt war und durch kein Mittel warm gemacht werden konnte; nach- 
dem er Licht gemacht hatte, sah er eine 50 Pfennigstück-grosse ganz 
weisse und vollkommen anästhetische Stelle: die Partie war von 
einem rothen Hof umgeben. Es ist das erste Mal, dass ein derartiger 
Zustand, den man öfters bei Frauen sieht und der als „hysterische 
Gangrän“ bezeichnet wird, bei einem Marne beobachtet wird. Der- 
selbe ist im Uebrigen vollkommen gesund, neuropathisch nicht be- 
lastet. Kaposi hat die Krankheit als gangränösen Zoster aufgefasst, 
der atypisch verläuft und reeidivirt. Wichtig ist, dass an der frischen 
Stelle, die jüngst erkrankt ist, keine Blasen zu sehen sind. Ein solcher 
Fall wurde beobachtet, bei dem nach Verlanf eines Jahres ein typi- 
scher Zoster auftrat. — Herr G. Lewin bemerkt hierzu, dass das Miss- 
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verhältniss zwischen der grossen Breite und der mangelhaften Tiefe 
des Geschwürs ihn auf den Gedanken bringt, dass es sich hier eben- 
falls um eine hysterische Form der Gangrän handle, resp. um Simu- 
lation, wie er sie bei mehreren ähnlichen Formen in der Charite be- 
obachtet habe. Er hätte hier den Leuten unauffällig 'suggerirt. dass 
an bestimmten Stellen Geschwüre entstehen würden; das traf auch 
jedes Mal zu. Wenn er aber Stellen suggerirte, wo die Leute mit 
den Händen nicht hin konnten, um zu kratzen, z.B. den Rücken 
zwischen den Schulterblättern, so blieben die Geschwüre aus. Herr 
Joseph wiederholt, dass hier an Hysterie oder Simulation nicht zu 
denken sei. Der Mann hat Stellung und Brot verloren, ist tief un- 
glücklich und setzt Alles daran, wieder gesund zu werden. Eine 
genaue neurologische Untersuchung von fachmännischer Seite hat 
übrigens ergeben, dass auch von Syringomyelie nicht zu reden sei. 
Ludwig Friedländer. 
(Schluss folgt.) 





Aerztlicher Verein in Hamburg. 
(Originalbericht.) 
Sitzung vom 7. Februar 1893. 
Vorsitzender: Herr Eisenlohr. 


I. Demonstrationen. 1) Herr Möller demonstrirt einen 
jungen Mann, an dem Schede wegen luetischen Defeets der 
Nase im Jahre 1888 mehrfach die Rhinoplastik ausgeführt 
hat. Zuerst nahm Sch. einen Lappen aus der Stirn; als dieser 
nekrotisch geworden, einen Wangenlappen mit abgemeisselter 
Knochenplatte vom rechten Oberkiefer. Als auch diese Ope- 
ration misslang, wurde ein dritter Lappen der Oberlippe ent- 
nommen, der erhalten blieb. Die hängende Nase wurde später 
durch eine kleine Nachoperation eorrigirt. Jetzt ist das cos- 
metische Resultat vorzüglich, nur die Luftpassage durch die 
Nase ist nicht ganz frei. (Demonstration des Patienten und 
von Photographien.) 

2) Herr C. Lauenstein demonstrirt eine geheilte 
Schenkelhalsfraetur bei einer 86 jährigen Frau und knüpft 
daran einige Bemerkungen über ein von ihm geübtes Verfahren 
bei solehen Brüchen, das er an 25 Kranken im Spital erprobt 
hat. Hiervon konnte ein 74 jähriger Patient nach 6!/ Wochen, 
ein 81 jähriger nach 11 Wochen ohne Verkürzung geheilt ent- 
lassen werden. Das Verfahren beruht auf dem Prineip, das 
gesunde Bein als Schiene zu benutzen, an welches das verletzte 
Bein ohne jegliche Extension mit Binden und Polstern an- 
bandagirt wird, nachdem die Fraetur reponirt ist. Wenn 
nöthig, legt L. noch eine Aussenschiene an die verletzte Ex- 
tremität. Die Patienten werden auf Wasserkissen gelagert, 
lassen sich leicht im Kreuz heben und können nach der Heilung 
ohne Krücken ete. umhergehen. 

Eine ähnliche Methode ist vor 100 Jahren schon von 
Brünninghausen empfohlen, ganz kürzlich auch von J. Ridlon 
mittels der sog. Thomas-Schiene. (Annals of surg. 1892, 
Juli. Ref. im Centralbl. f. Chir. 1893. Nr. 5.) Die übliche 
Extensionsbehandlung der Schenkelhalsfraeturen verwirft L. bei 
alten Leuten als nutzlos und gefährlich. 

Discussion: Herr Schede fragt, ob Herr Lauenstein gar 
keinen Unterschied zwischen intra- und extracapsulärer Schenkelhals- 
fractur mache? 

Herr Lauenstein hält den vorgestellten Fall zweifellos für 
eine intracapsuläre Fractur. 

Herr Schede glaubt nicht eher an eine knöcherne Consolidation 
einer intracapsulären Fractur, bis ihm die Autopsie diesen Beweis 
geliefert habe. Er erinnert sich, einen Fall von Schenkelhalsbruch, der 
nach 10 Wochen gestorben war, secirt zu haben, wo es sich um eine 
ganz einfache intracapsuläre Rissfractur gehandelt hatte. Die Frag- 
mente lagen tadellos an einander, und doch fehlte jede Spur eines 
knöchernen Callus, ein Beweis, wie wenig Neigung zur Callusbildung 
diese Fracturen haben. 

3) Herr Deutschmann demonstrirt a) einen Fall von 
suphthalmos, rechts nur angedeutet, links sehr ausgesprochen. 
Im Verlauf dieser meist angebornen Affeetion kommt es zur 
völligen Erblindung dureh Optieusatrophie, Cataraetbildung ete.; 
b) einen Irisprolaps mit vorderer Synechie, ein Zustand, 
der leicht durch Infeetion zu Panophthalmitis führt, wofür 
e) ein wegen dieser Affeetion eventrirtes Auge demonstrirt wird. 

4) Herr Michael zeigt 2 Fälle von Missbildungen 
des äusseren Gehörorgans. (Autorreferat folgt in nächster 
Nummer.) 





5) Herr O. Lauenstein demonstrirt das Präparat einer 
Gastro-Enterostomie, die er bei einer 53 jährigen Frau 
mit Magencareinom im Juni 92 ausgeführt hatte. Der un- 
mittelbare Erfolg war sehr befriedigend. Patientin starb am 
29. August an der Cholera im Anschluss an einen groben 
Diätfehler. 

6) Herr Conitzer berichtet über eine 40 jährige Frau, 
die im verflossenen Herbst Cholera gehabt hat und jetzt an 
Obliteration der Seheide mit ihren Folgezuständen erkrankt 
ist. C. fragt an, ob Andere Aehnliches nach Cholera beob- 
achtet hätten? — Eine Antwort erfolgt nicht. 


II. Diseussion über den Vortrag des Herrn Reincke: 
Die Cholera in Hamburg und ihre Bekämpfung. 


1) Herr Wallichs berichtet über die letzten Cholerafälle in 
Altona. Nachdem die eigentliche Epidemie am 19. October 1892 ihr 
Ende erreicht hatte, kamen am 4. und 8. November vereinzelte 
Todesfälle unter choleraartigen Erscheinungen. jedoch ohne Bacillen, 
vor, am 29. November ein Fall mit Bacillen. Dann trat eine Pause 
bis 23. December auf, wo sich wieder einige Fälle zeigten, diese 
jedoch ohne Verbindung mit Hamburg. Anfang Januar gab es ver- 
einzelte Fälle, dann keine bis zum 23. Januar, wo sich plötzlich 
mehrere Fälle in einem Ottensener Hofe, dem sogenannten „langen 
Jammer“ zeigten. Derselbe besteht aus 60 einstöckigen, sehr schmutzi- 
gen, verfallenen Häusern, die 1842 erbaut sein sollen. In denselben 
wohnen 270 meist den niedrigsten Ständen angehörige Menschen. 
Hier erkrankten vom 23.—31. Januar 10 Leute an Cholera, von denen 
6 starben. Auf dem Hofe befindet sich eine Pumpe, neben der direct 
die Sielöffnung für die Abwässer des Hofes liegt. Im Pumpenwasser 
sind von R. Koch Kommabacillen gefunden worden, so dass von da 
aus die Infection wohl stattgefunden hat. Seit 31. Januar sind da- 
selbst übrigens keine neuen Erkrankungen vorgekommen. Im Ganzen 
sind von Anfang December an in Altona an Cholera erkankt im 
December 6 und gestorben 5, im Januar erkrankt 16, gestorben 10, 
Februar bis zum 7. erkrankt 18, gestorben 7, in Summa 40 erkrankt 
und 22 gestorben. Davon sind 12 Kinder unter 14 Jahren mit 7 
Todesfällen. 

Auch heute (7.II.) existiren noch mehrere, meist leichtere Er- 
krankungen in Altona, während Hamburg augenblicklich ja cholera- 
frei ist. Im städtischen Krankenhause erkrankten 5 Leute, die das 
Spital schon längere Zeit bewohnen, und zwar auf den verschieden- 
sten Stationen; davon starben 2. Auch im Gerichtsgefängniss ist ein 
bisher vereinzelt gebliebener Fall, der letal verlief, vorgekommen. 

Diese Fälle bieten in Bezug auf ihre Herkunft noch vieles 
Unaufgeklärte. Aus Hamburg stammen sie jedenfalls nicht. Vortra- 
gender glaubt an Störungen der Filtrationsanlage und erinnert an 
2 kurze Typhusepidemien, die auch nach starkem Frost im Winter 
1890 und 1891 zur Beobachtung kamen. Der Frost stört wahrschein- 
lich die Filtrirkraft der oberflächlichen Lagen. Die Zahl aller Keime 
im filtrirten Wasser zeigt jetzt eine bedeutende Vermehrung gegen 
sonst, grade wie damals beim Typhus. 

2) Herr Aly glaubt, dass die geringere Betheiligung der jüdi- 
schen Bevölkerung an Choleraerkrankungen darauf zurückzuführen 
sei, dass im Verhältniss zur Gesammtzahl weniger Arbeiter, über- 
haupt weniger Proletariat unter den Juden vorhanden ist. 

3) Herr Piza stimmt dem zu, möchte aber doch auch den Mangel 
an Alkoholikern unter den Juden nicht unterschätzen. Jaffe. 


Physikalisch - medicinische Gesellschaft zu Würzburg. 
(Originalbericht.) 
IH. Sitzung vom 28. Januar 1893. 


Vor der Tagesordnung demonstrirt Herr Leube einen 
bei den verschiedenen Kliniken herumreisenden Patienten mit 
Akromegalie und den bekannten Muskelmann Maut. 


Herr Arens: Demonstration eines neuen Luftreini- 
gungsapparates. 

Arens schaltet in seinen Apparat zahlreiche mit Filz oder 
Asbest bekleidete Platten in der Weise ein, dass die Platten 
im Ziekzack stehen und einen derartigen Winkel mit der Hori- 
zontalen bilden, dass sie leicht schief nach unten geneigt sind. 
Ferner ist eine Einrichtung getroffen, dass die Platten bestän- 
dig feucht gehalten werden. Von Holzkohlenstaub hält dieser 
Apparat 99,6 Proc., von Kehrichtstaub 99,3 Proe., von Strassen- 
staub sogar 99,9 Proc. zurück. Der Apparat ist billig und 
leicht zu reinigen. Er ist im deutschen Reiche patentirt. 

Herr Sommer: Ueber die Dyslexie als funetionelle 


Störung. 
Nach einem Ueberblick über die Entwickelung der Lehre 


ı von der Dyslexie wendet sich der Vortragende gegen den Ver- 
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such, dieses Phänomen aus der anatomischen Zerstörung eines 
„Buchstabenfügungscentrums*“ zu erklären. Aus der Zerstörung 
Jieses hypothetischen Centrums würde länger dauernde Unfähig- 
keit, die stets riehtig erkannten Buchstaben zu Worten zusam- 
menzufügen , resultiren, nieht aber Dyslexie. Ausserdem ist 
dieses Centrum eine überflüssige Construction, wie der Vor- 
tragende ausführlich darthut und zwar im Anschluss an drei 
von ihm beobachtete Krankheitsfälle. 

Vortragender theilt diese drei Fälle von Lesestörung aus- 
führlich mit. Der erste derselben zeigt partielle Alexie für 
ganz verschiedene Theile der kleinen und grossen deutschen 
und lateinischen Buchstabenreihe. Zugleich zeigte derselbe die 
Unfähigkeit, ihm bekannte Buchstaben zu Worten zusammen- 
zufügen und ferner die Unfähigkeit, vorgesprochene Laute 
zu Worten zusammenzufügen. Dabei war er nicht im Stande, 
vorgesprochene Buchstabenlaute zu schreiben, konnte jedoch auf 
bestimmte Fragen ganze Worte richtig niederschreiben. Vor- 
tragender deutet an, dass die Buchstaben- und Lauteombination 
eine Funetion der Spracheentren ist und nicht ein besonderes 
Centrum erheischt. Fall II zeigte Dyslexie. Vortragender legte 
Bilder des Gehirns vor, auf welchen zwei Erweichungsherde, 
der eine am Fuss des Gyrus frontalis II, der andere am hin- 
teren Abschnitt des Gyrus supramarginalis sichtbar sind. Fall 
III (Endarteriitis luetica) zeigte eine sehr complieirte Lese- 
störung, in welcher sich als ein Moment Dyslexie erkennen 
liess. Nach einer genauen Analyse einer grossen Menge von 
Leseproben bei diesem Falle kommt V. zu folgenden Sätzen: 

1) Die Dyslexie ist gehirnphysiologisch als Anfangsglied 
eines periodischen Wechsels von Funetionsfähigkeit und Fune- 
tionsunfähigkeit aufzufassen; und zwar tritt die Leistungsfähig- 
keit auch ohne „Ausruhen“ wieder auf. 

2) Der periodische Wechsel von Leistungsfähigkeit und 
Leistungsunfähigkeit lässt sich, wie der vorliegende Fall zeigt, 
nicht bloss in Bezug auf die Fähigkeit des Wort- und Buch- 
stabenlesens, sondern auch in Bezug auf andere isolirte geistige 
Funetionen beobachten. 

3) Die Voraussetzung zum Zustandekommen der Dyslexie 
ist die anatomische Intaetheit derjenigen Gehirntheile, welche 
für die Function des Lesens in Betracht kommen. Daher ist 
es prineipiell verfehlt, dieses Lesecentrum in denjenigen Gehirn- 
partien zu suchen, welche nach einer klinisch beobachteten 
Dyslexie zerstört gefunden werden. 

4) In den Fällen, wo die Dyslexie bei Herderkrankungen 
des Gehirns beobachtet wird, ist dieselbe als Fernwirkung und 
funetionelle Schädigung benachbarter Gehirntheile aufzufassen. !) 

Hoffa. 





Aus den englischen medicinischen Gesellschaften. 
Clinical Society London. 
Sitzung vom 27. Januar 1893. 
Radicaloperation bei Brustkrebs. 


Arbuthnot Lane sprach über seine bei Operation des Mamma- 
Carcinoms befolgte Methode. 

Um die Schwierigkeiten bei der Entfernung der Axillardrüsen 
zu vermeiden, hatte er erst die Pectoralmuskeln oberhalb des Ver- 
laufes der Axillargefässe durchschnitten und nach erfolgter Ausräu- 
mung der Achselhöhlen die Schnittflächen wieder sorgfältig durch 
Nähte vereinigt. In einigen Fällen hatte er sich sogar genöthigt 
gesehen, die Clavicula zu durchtrennen, um auch das subeclaviculare 
Dreieck gründlich ausräumen zu können. Die Clavicula wurde dann 
mit Draht genäht. Trotzdem hatten sich Reeidive, wenn auch nach 
längerem Intervalle eingestellt. Bei erneuter Operation nun fand er 
wiederholt eine Kette infiltrirter Lymphgefässe zwischen und in bei- 
den Pectoralmuskeln und schlägt nun vor, die Pectoralmuskeln mit- 
sammt der Fascie, welche die Vorderwand der Achselhöhle bilden, 
zu entfernen. Die Gefahr der Operation wird dadurch nicht ver- 
mehrt, einen grösseren Blutverlust und die bleibende beschränkte Be- 
wegungsfähigkeit des Armes schlägt er für gering an im Vergleich 
zu der durch die radicale Entfernung aller verdächtigen Partien ge- 
währten Garantie vollständiger Heilung. u 

Watson Cheyne und Eve halten eine radicale Operation auch 
ohne so grossen Eingriff für möglich und genügend. 

Bidwell erwähnt, dass Halstead vom John Hopkins Hospital 





1) Ausführliche Veröffentlichung von Fall II und III erfolgt im 
„Archiv für Psychiatrie“. 





MÜNCHENER MEDICINISCHE WOCHENSCHRIFT. 135 


Baltimore bereits dieselbe ausgedehnte Operationsmethode ange- 
wendet und empfohlen habe. 


Quere Incision bei Cystotomia suprapubica. 

R. W. Parker empfiehlt bei der Cystotomia suprapubica eine 
horizontale Incision statt der gewöhnlichen verticalen. Dieselbe 
wurde zuerst angewendet von Trendelenburg in Bonn. Nach Be- 
richt über mehrere auf diese Weise behandelte Fälle werden als Vor- 
theile dieser Methode erwähnt: Freier Zugang zu der Blase, Eröff- 
nung derselben an ihrer wenigst beweglichen Partie, direct hinter 
dem Schambein, vermehrte Chancen für primäre Heilung, erleichterte 
Drainage, da die Recti, statt wie beim Verticalschnitt eine Compres- 
sion, eher eine Dilatation der Wundöffnung bewirken. 

Buckston Browne will die Methode zwar bei Kindern und 
gesunder Blase, nicht aber bei älteren Leuten mit schlaffen Bauch- 
decken, bei Cystitis u. s. w. angewendet wissen, da die Gefahr einer 
Hernie dadurch sehr vergrössert werde. 

Pearce Gould glaubt namentlich in Fällen von Blasentumoren 
der Transversalincision den Vorzug geben zu dürfen. F. L. 


Xll. Congress für innere Mediein. 


Der XII. Congress für innere Medicin findet vom 12. bis 15. April 
1893 zu Wiesbaden unter dem Präsidium des Herrn Immermann- 
Basel statt. 

Folgende Themata sollen zur Verhandlung kommen; 

Am ersten Sitzungstage, Mittwoch den 12. April: Die Cholera. 
Referenten: Herr Rumpf-Hamburg und Herr Gaffky-Giessen. 

Am dritten Sitzungstage, Freitag den 14. April: Die trauma- 
tischen Neurosen. Referenten: Herr Strümpell-Erlangen und 
Herr Wernicke-Breslau. 

Folgende Vorträge sind bereits angemeldet: Herr v. Ziemssen- 
München: Ueber parenchymatöse Injectionen bei Tonsillenerkran- 
kungen. — Herr Emmerich-München: Die Herstellung, Conservirung 
und Verwerthung des Immuntoxinproteins (Immunproteidins) zur 
Schutzimpfung und Heilung bei Infectionskrankheiten. — Herr Adam- 
kiewicz-Krakau: Ueber den Krebs und seine Behandlung. — Herr 
v. Jaksch-Prag: Zur Chemie des Blutes. — Herr v. Mering-Halle: 
Ueber die Function des Magens. — Herr Fleiner-Heidelberg: Ueber 
die Behandlung einiger Reizerscheinungen und Blutungen des Magens. — 
Herr Pollatschek-Karlsbad: Haben die Karlsbader Wässer ekko- 
protische Wirkung. — Herr Rosenfeld-Breslau: Ueber Phloridzin- 
wirkung — Herr Koeppe-Reiboldsgrün: Ueber Blutuntersuchungen 
im Gebirge. 





Deutsche Gesellschaft für Gynäkologie. 


Der V. Congress der Deutschen Gesellschaft für Gynäkologie 
wird in der Zeit vom 25.—27. Mai d. J. in Breslau tagen. 

Die Sitzungen werden Vormittags von 8—12 und Nachmittags 
von 2—4 Uhr in der Universitäts-Frauenklinik abgehalten werden. 

Zur Discussion stehen die Themata: „Die Symphyseotomie* und 
„die Adnexoperationen, ihre Indicationen, Technik und Erfolge“, für 
welche bereits Referenten vom Vorstande gewonnen sind. 

Anmeldungen zu Vorträgen und Demonstrationen werden bis 
Anfang April an den I. Vorsitzenden des Vorstandes erbeten. 

Kranke, welche von Mitgliedern der Gesellschaft vorgestellt wer- 
den sollen, können nach rechtzeitiger Anmeldung Unterkunft in der 
Klinik finden. 

Nähere Auskunft über alle den Congress betreffenden Angelegen- 
heiten zu ertheilen, sind der I. Vorsitzende und der I. Schriftführer 
gerne bereit. 

Zu reger Betheiligung ladet ergebenst ein 
der Vorstand der deutschen Gesellschaft für Gynäkologie: 
Fritsch-Breslau, Max-Str. 5 (I. Vorsitzender). G. Veit-Bonn (stell- 
vertretender Vorsitzender. Chrobak-Wien. Dohrn-Königsberg. 
Schatz-Rostock (Kassenführer). Pfannenstiel-Breslau, Kloster- 

Str. 1E. (I. Schriftführer). 


Verschiedenes. 


(Galerie hervorragender Aerzte und Naturforscher.) 
25. und 26. Blatt: Emil du Bois-Reymond und August Hirsch. 
Zu ihrem 50 jährigen Doctorjubiläum. Vgl. die vorstehenden Artikel. 


Therapeutische Notizen, 


(Myxödembehandlung.) In der letzten Sitzung der Clinical 
Society London wurde eine Reihe von Myxödemfällen vorgestellt, die 
nach der von Mackenzie und Fox angeregten Methode!) behandelt 
worden waren. 

Arthur Davies brachte 4 Fälle, denen Thyreoidealextract in 
Pulverform gegeben wurde (täglich 1 Pulver in Beeftea, entsprechend 


I) Neuerdings wird die Priorität für die Mackenzie-Fox’sche 
Behandlung von dem Kopenhagener Professor Howitz beansprucht. 
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!/s 'Thyreoidea). Bei allen rapide Besserung, besonders bemerkens- 
werth der rasche Gewichtsverlust. 

Pasteur stellte einen anderen Patienten vor, der mit rohen 
Thyreoidealdrüsen, erst 2 mal wöchentlich \/2, später täglich eine 
ganze Drüse, behandelt worden war. Letztere Dosis erwies sich als 
zu stark, da nach 5 Dosen Intoxicationssymptome eintraten, bedeu- 
tende Herzschwäche etc. 

Calvert hatte seine Fälle mit gebratenen Drüsen, 3 mal wöchent- 
lich Y2 Drüse, behandelt, mit gleich günstigem Erfolg. 

Murray, welcher die Injection von 'Thyreoidealsaft eingeführt 
hat, spritzt jetzt 15 Tropfen einer Lösung, von der 90 Tropfen einer 
Thyreoidealdrüse entsprechen, 2 mal wöchentlich sehr langsam unter 
die Haut. Zur Erzielung des nämlichen Eftectes per os sei die vier- 
fache Dosis erforderlich. Die Behandlung zerfällt in zwei Stadien, 
das erste bis zum Schwinden der Symptome, das zweite zur Erhal- 
tung der Patienten auf dem erzielten Status, dazu genügt eine In- 
jeetion von 20 Tropfen alle 14 Tage. 

Bezüglich der Wahl der zu verwendenden Drüsen giebt Alex. 
Napier einige Notizen. Ueber 50 Proc. der Thyreoidealdrüsem beim 
Schafe haben keine ganz normale Structur, besonders kommen viele 
eystöse Entartungen vor, manchmal ist die Drüse leicht gelappt mit 
granulirter Oberfläche. Eine normale Drüse soll weich, glatt und 
glänzend an der Oberfläche, von chocoladebrauner Farbe und auf der 
Schnittfläche ziemlich sattreich sein. Das durchschnittliche Gewicht 
beträgt 2—24/2 g. F. L. 


Tagesgeschichtliche Notizen. 

München, 14. Februar. Am 11.ds. Mts. wurde der einige Tage 
vorher zum k. Staatsministerium des Innern gelangte Gesetzentwurf, 
betr. die Bekämpfung gemeingefährlicher Krankheiten, im 
k. Obermedieinalausschusse unter Beiwohnung von Vertretern sämmt- 
licher Staatsministerien zur Berathung gestellt. Das Referat war in 
den Händen des Herrn Geheimraths von Ziemssen. Die Haupt- 
punkte der Discussion betrafen die $$ 1, 14, 18, 19, 28—33, 40 und 
42. Da die Berathung im Bundesrath und die Einbringung des Ent- 
wurfes in den Reichstag in allernächster Zeit stattfinden wird, so 
war thunlichste Beschleunigung geboten. — Bei der weittragenden 
Bedeutung, welche diesem bLesetz für den ärztlichen Stand, in Sonder- 
heit für die beamteten Aerzte, zukommen wird, beeilen wir uns, den 
Entwurf nebst seiner umfangreichen Begründung im Wortlaut mit- 
zutheilen, was unseren Lesern um so erwünschter sein dürfte, als der 
Entwurf bisher sowohl in der Tages- wie in der Fachpresse nur in 
ungenügenden Auszügen bekannt gemacht wurde. 

— Ende dieses Monats soll auf Anregung der Regierungen von 
Deutschland und Oesterreich-Ungarn eine internationale Conferenz in 
Dresden stattfinden, um gemeinsame Maassregeln gegen die Cholera 
zu verabreden. — Im Cultusministerium zu Berlin ist dieser Tage 
unter dem Vorsitze des Ministerialdirectors Dr. Bartsch eine Cho- 
lera-Conferenz zusammengetreten. 

— Wie uns aus Hamburg geschrieben wird, erregt die in unserer 
vorigen Nummer bereits mitgetheilte Wahl Reincke's zum Medi- 
einalinspector, oder vielmehr, wie der Titel jetzt lautet, zum Medi- 
einalrath, daselbst, besonders in ärztlichen Kreisen, grosse Befriedi- 
gung, zumal dieselbe in der Vorwoche gefährdet schien und Veran- 
lassung war, dass der Hamburger Aerztliche Verein in einer Extra- 
Generalversammlung am 30. Januar einstimmig eine Petition an den 
Senat beschloss, Reincke in seiner amtlichen Thätigkeit als Medi- 
einalrath zu erhalten. Diese Petition ist am 31. Januar überreicht 
worden. Dr. Dunbar, der neue Director des hygienischen Instituts, 
war bereits als Assistent Prof. Gaffky’s während der letzten Epi- 
demie in Hamburg thätig und hat gemeinschaftlich mit Letzterem 
das hygienische Institut eingerichtet. 

— Cholera-Nachrichten. Auch in der Woche vom 29. Januar 
bis 4. Februar wie in der Vorwoche ist Hamburg cholerafrei geblieben, 
obwohl die Zahl der Cholerinefälle wieder zugenommen hat. Es er- 
krankten nämlich an Cholerine Kinder 4 (Zunahme gegen die Vor- 
woche 2), Erwachsene 35 (Zunahme 21). An Typhus erkrankten wäh- 
rend dieser Zeit 19 (Zunahme 5). 

In Altona sind wiederum Cholera- bezw. choleraverdächtige Fälle 
gemeldet worden: bis 3. Februar 3 Erkr. (3 Todesf.), ferner I weiterer 
Todesfall bei einem früher als erkrankt Gemeldeten, am 2. und 3. Fe- 
bruar wurden 6 Erkr. (2 Todesfälle), am 6. Febr. 4 Erkr. (2 Todesf.) 
festgestellt, in der Zeit vom 6.—8. Febr. ereigneten sich 3 Neuerkran- 
kungen (1 Todesfall). Als Ursache der fortwährenden Einzelfälle von 
Cholera in Altona wird eine mangelhafte Function der Wasserfilter, 
derselben Wasserfilter, auf deren Wirksamkeit das Freibleiben von 
Altona während der vorjährigen Sommerepidemie in Hamburg zurück- 
geführt wird, bezeichnet. 

In Nietleben bei Halle a./S. kommen ebenfalls fortwährend noch 
Cholerafälle vor. Vom 1. Febr. wird gemeldet 1 Erkr. (1 Todesfall), 
vom 2. Febr. 0 (2), vom 3. Febr. 1 (1) und 4 choleraverdächtige Fälle, 
von welchen 1 Fall durch die bakteriologische Untersuchung als 
Cholera festgestellt wurde; am 4. und 5. Febr. ereignete je 1 Erkr., 
am 6. Febr. 2 Erkr. (1 Todesf.), ferner wurde bei den 3 noch blei- 
benden choleraverdächtigen Fällen Cholera sichergestellt, am 7. Febr. 
2 Erkr. (1 Todesf.), am 8. Febr. 3 Erkr. (2 Todesf.). Die Zahl der 





Erkrankungen und Todesfälle wäre sonach bisher auf insgesammt 
129 bezw. 52 angewachsen. 

Aus der Nachbarschaft von Halle a./S. wurden gleichfalls noch 
einige Fälle von Cholera zur Anzeige gebracht; so aus Lettin am 
4. Febr. 1 Erkr. (1 Todesf.), am 6. Febr. 2 Erkr. (1 Todesf.), am 8. Febr. 
1 Erkr., aus Trotha am 2. Febr. 1 Erkr., aus Kröllwitz am 4. Febr. 
1 Todesfall, vom 4.—6. Febr. ein weiterer Todesfall. 

In Frankreich ist, wie es den Anschein hat, die Cholera epide- 
misch in Marseille aufgetreten. Nach einer Meldung der „Liberte, 
sind ihr innerhalb 5 Tagen 50 Personen erlegen, nach dem „Petit 
Parisien* ist die Seuche am 1. Febr. aufgetreten, die Zahl der Er- 
krankungen (bezw. Todesfälle) betrug am 6. Febr. 12 (7), am 7. Febr. 
37 (12). Dagegen lauten die Berichte anderer französischer Blätter 
weniger bedenklich. Zuverlässige Meldungen fehlen bisher völlig. 

In Dünkirchen und Umgebung sollen vom 30. December bis 
10. Januar 8 choleraartige Erkrankungen vorgekommen sein. 

Von sonstigen Choleravorkommnissen ist zu erwähnen: in Buda- 
pest am 6. Febr. 2 Cholerafälle, in Moskau vom 15.—22. Januar kein 
Cholerafall. In Trapezunt und Platana wurde der letzte Cholerafall 
am 9. bezw. 12. Januar constatirt. pP, 

— Das frühere General-Comite des X. internationalen med. Con- 
gresses in Berlin, welches sich jetzt als „deutsches Reichscomite für 
den XI. internationalen Congress in Rom“ (24. September —1. October 
1893) constituirte, hat die Bildung von Landescomites für die einzelnen 
Bundesstaaten und auch für jede der preuss. Provinzen angeregt. 
Mit der Bildung eines Landescomites für Bayern wurde Herr Geheim- 
rath v. Ziemssen betraut, der hierzu die vorbereitenden Schritte 
bereits gethan hat. 

— Von deutschen Städten über 40,000 Einwohner hatten in der 
4. Jahreswoche, vom 22.—28. Januar 1893, die grösste Sterblichkeit 
Rostock mit 36,5, die geringste Sterblichkeit Kassel mit 13,5 Todes- 
fällen pro Jahr und 1000 Einwohner. Mehr als ein Zelıntel aller 
Gestorbenen verstarb an Diphtherie und Croup in Beuthen, Duis- 
burg, Essen, Mainz, Metz, Mühlhausen i. E., Osnabrück, Remscheild, 
Rixdorf. 

(Universitäts-Nachrichten.) Berlin. Prof. du Bois-Rey- 
mond wurde aus Anlass seines 50jähr. Doctorjubiläums (11. ds.) zum 
Geheimen Obermedicinalrath mit dem Range eines Rathes 2. Classe 
ernannt. Ausserdem wurde dem Jubilar eine grosse Zahl von Ehrungen 
zu Theil. 

(Todesfall.) In Wiesbaden starb der bekannte Balneologe, 
Geheimer Sanitätsrath Dr. Wilh. Valentiner. 





Personalnachrichten. 
Bayern. 
Ruhestandsversetzung. Die Bezirksärzte I. Cl. Dr. Sebastian 


Wallner in Kaufbeuern und Dr. August Fikenscher in Augsburg 
ihrem Ansuchen entsprechend, auf Grund nachgewiesener Krankheit, 
unter Allerhöchster Anerkennung ihrer langjährigen und eifrigen 
Dienstleistung in den dauernden Ruhestand versetzt. 

Erledigt. Die Bezirksarztesstellen I. Cl. für den Verwaltungs- 
bezirk der Kreishauptstadt Augsburg und zu Kaufbeuern. Bewerbungs- 
termin 28. Februar 1. Js. 





Morbiditätsstatistik d. Infectionskrankheiten für München 
in der 5. Jahreswoche vom 29. Januar bis 4. Februar 1893. 


Betheil. Aerzte 345. — Brechdurchfall 10 (8*), Diphtherie, Croup 
42 (48), Erysipelas 6 (16), Intermittens, Neuralgia interm. 1 (4), 
Kindbettfieber 1 (5), Meningitis cerebrospin. — (—), Morbilli 5 (11), 
Ophthalmo-Blennorrhoea neonatorum 2 (2), Parotitis epidemica 29 (6), 
Pneumonia crouposa 26 (22), Pyaemie, Septicaemie — (2), Rheumatis- 
mus art. ac. 31 (33), Ruhr (dysenteria) — (—), Scarlatina 5 (6), 
Tussis convulsiva 15 (22), Typhus abdominalis 2 (1), Varicellen 13 (22), 
Variola — (—). Summa 188 (208). Medicinalrath Dr. Aub. 





Uebersicht der Sterbfälle in München 
während der 5. Jahreswoche vom 29. Jan. bis 4. Febr. 1893. 
Bevölkerungszahl 366,000. 


Todesursachen: Pocken — (—*), Masern — (—), Scharlach — (1), 
Rothlauf — (1), Diphtherie und Croup 1 (4), Keuchhusten 1 (2), 
Unterleibstyphus 1 (—), Brechdurchfall 1 (—), Ruhr — (—), Kind. 
bettfieber — (—), Croupöse Lungenentzündung 4 (2), Genickkrampf 
— (—), Blutvergiftung 2 (2), Acut. Gelenkrheumatismus — (1), an- 
dere übertragbare Krankheiten — (—). 

Die Gesammtzahl der Sterbefälle 140 (150), der Tagesdurchschnitt 
20.0 (21.4). Verhältnisszahl auf das Jahr und 1000 Einwohner im 
Allgemeinen 19.1 (20.6), für die über dem 1. Lebensjahre stehende 
rg 13.0 (14.1), für die über dem 5. Lebensjahre stehende 
12.2 (14.0). 


*) Die eingeklammerten Zahlen bedeuten die Fälle der Vorwoche. 
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Beilage zu No. 7 der Münchener Medieinischen Wochenschrift. 


Entwurf eines Gesetzes 
betreffend 


die Bekämpfung gemeingefährlicher Krankheiten. 





Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden Deutscher Kaiser, König | 


von Preussen ete. 


verordnen im Namen des Reichs, nach erfolgter Zustimmung 
des Bundesraths und des Reichstags, was folgt: 


Anzeigepflicht. 
$sı. 
Jede Erkrankung und jeder Todesfall an 
Cholera (asiatischer), Fleckfieber (Flecktyphus), Gelbfieber, Pest 
(orientalischer Beulenpest), Pocken (Blattern), 
sowie jeder Fall, welcher den Verdacht einer dieser Krankheiten er- 
weckt, ist der für den Aufenthaltsort des Erkrankten oder den Sterbeort 
zuständigen Ortspolizeibehörde und gleichzeitig dem beamteten Arzte, 
jede Erkrankung an 
Darmtyphus, Diphtherie einschliesslich Croup, Rückfallfieber, 
Ruhr (Dysenterie), Scharlach 
ist der für den Aufenthaltsort des Erkrankten zuständigen Ortspolizei- 
behörde unverzüglich anzuzeigen. . 
Wechselt der Erkrankte den Aufenthaltsort, so ist dies unver- 
züglich bei der Ortspolizeibehörde des bisherigen und des neuen Auf- 
enthaltsortes zur Anzeige zu bringen. 


Durch Beschluss des Bundesraths können die vorstehenden Be- 


stimmungen auf andere ansteckende Krankheiten ausgedehnt werden. 


In Ortschaften mit mehr als 10,000 Einwohnern ist nach den 
3estimmungen des Absatzes 1 auch dann zu verfahren, wenn Er- 


| krankungs- oder Todesfälle in einem räumlich abgegrenzten Theile 


Landesrechtliche Bestimmungen, welche eine weitergehende An- | 


zeigepflicht begründen, werden durch dieses Gesetz nicht berührt. 
$ 2. 

Zur Anzeige sind verpflichtet: 

1) der behandelnde Arzt, 

2) jede sonst mit der Behandlung oder Pflege des Erkrankten 
beschäftigte Person, 

3) der Haushaltungsvorstand, 

4) die zum Haushalte gehörigen grossjährigen Familienmitglieder, 

5) die sonstigen Haushaltsgenossen, 

6) derjenige, in dessen Wohnung oder Behausung der Erkran- 
kungs- oder Todesfall sich ereignet hat. 

Die Verpflichtung der unter Nr. 2 bis 6 genannten Personen tritt 
nur dann ein, wenn ein früher genannter Verpflichteter nicht vor- 
handen oder an der Erstattung der Anzeige verhindert ist. 


8 3. 

Jede Erkrankung an Kindbettfieber, sowie jeder desselben auch 
nur verdächtige Todesfall ist von dem behandelnden Arzt, in Er- 
mangelung eines solchen von der Hebamme dem beamteten Arzte 
desjenigen Bezirks unverzüglich anzuzeigen, in welchem die Wöchnerin 
sich befindet oder gestorben ist. 

SA. 

Für Krankheits- und Todesfälle, welche sich in öffentlichen Kran- 
ken-, Entbindungs-, Pflege-, Gefangenen- und ähnlichen Anstalten 
ereignen, ist der Vorsteher der Anstalt oder die von der zuständigen 
Stelle damit beauftragte Person, für Krankheits- und Todesfälle, 
welche auf Schiffen oder Flössen vorkommen, der Schiffer oder Floss- 
führer oder deren Vertreter ausschliesslich zur Erstattung der Anzeige 
verpflichtet. 

Der Bundesrath ist ermächtigt, die näheren Bestimmungen dar- 
über zu erlassen, an wen der Schiffer oder Flossführer die Anzeige 
zu erstatten hat. 

$5. 
‚ Pie Anzeige kann mündlich oder schriftlich erstattet werden. 
Die Ortspolizeibehörden haben auf Verlangen Meldekarten für schrift- 
liehe Anzeigen unentgeltlich zu verabfolgen. 


Ermittelung der Krankheit. 
$ 6. 


Die Ortspolizeibehörde muss, sobald sie von dem Ausbruch oder 
dem Verdachte des Auftretens einer ansteckenden Krankheit ($ 1) 
Kenntniss erhält, den zuständigen beamteten Arzt benachrichtigen. 
Dieser hat alsdann ‘unverzüglich an Ort und Stelle Ermittelungen 
über die Art, den Stand und die Ursache der Krankheit vorzunehmen 
und der Polizeibehörde eine Erklärung darüber abzugeben, ob der 
Ausbruch der Krankheit festgestellt oder der Verdacht des Ausbruchs 
begründet ist. In Nothfällen kann der beamtete Arzt die Ermittelung 
auch vornehmen, ohne dass ihm eine Nachricht der Ortspolizeibehörde 
zugegangen ist. 





der Ortschaft, welcher von der Krankheit bis dahin verschont geblie- 
ben war, vorkommen. 

Nach der ersten Feststellung der Krankheit sind von dem be- 
amteten Arzt im Einverständnisse mit der unteren Verwaltungsbe- 
hörde Ermittelungen über einzelne Krankheitsfälle insoweit vorzu- 
nehmen, als dies erforderlich ist, um die Ausbreitung der Krankheit 
örtlich und zeitlich zu verfolgen. 

Bei Cholera, Fleckfieber, Gelbfieber, Pest und Pocken kann die 
höhere Verwaltungsbehörde Ermittelungen über jeden einzelnen Krank- 
heits- oder Todesfall anordnen. 


8.7. 

Dem beamteten Arzt ist der Zutritt zu dem Kranken oder zur 
Leiche und die Vornahme der zu den Ermittelungen über die Krank- 
heit erforderlichen Untersuchungen zu gestatten. Der behandelnde 
Arzt darf den Untersuchungen beiwohnen. Liegt der Verdacht vor, 
dass der Verstorbene an Cholera, Fleckfieber, Gelbfieber, Pest, Pocken, 
Darmtyphus oder Rückfallfieber gelitten hat, so kann die Oeffnung 
der Leiche polizeilich angeordnet werden, falls der beamtete Arzt es 
zur Feststellung der Krankheit für erforderlich erklärt. 

Die in $$ 2 und 4 aufgeführten Personen sind verpflichtet, über 
alle für die Entstehung und den Verlauf der Krankheit wichtigen 
Umstände dem beamteten Arzte auf Befragen Auskunft zu ertheilen. 


8. 

Lautet das Gutachten des beamteten Arztes dahin, dass der Aus- 
bruch der Krankheit festgestellt oder der Verdacht des Ausbruchs be- 
gründet ist, so hat die Ortspolizeibehörde unverzüglich die erforder- 
lichen Schutzmaassregeln zu treffen. 

$9. 

Ist der Ausbruch von Cholera, Fleckfieber, Gelbfieber, Pest oder 
Pocken in einer Ortschaft festgestellt, so hat die Ortspolizeibehörde 
dies unverzüglich öffentlich bekannt zu machen. Die Zahl der Er- 
krankungen und Todesfälle ist in kurzen Zwischenräumen zu ver- 
öffentlichen. 

$10. 

Bei Gefahr im Verzuge kann der beamtete Arzt schon vor dem 
Einschreiten der Ortspolizeibehörde die zur Verhütung der Verbrei- 
tung der Krankheit zunächst erforderlichen Maassregeln anordnen. 
In solchen Fällen hat der Vorsteher der Ortschaft den Anordnungen 
des beamteten Arztes Folge zu leisten. Von den getroffenen Anord- 
nungen hat der beamtete Arzt der Ortspolizeibehörde sofort Mitthei- 
lung zu machen. 

Schutzmaassregeln. 


s 1. 

Zur Verhütung der Verbreitung ansteckender Krankheiten ($ 1) 
können die in den $$ 12 bis 20 angegebenen Absperrungs- und Auf- 
sichtsmaassregeln polizeilich angeordnet werden. 

Die Anfechtung der Anordnungen hat keine aufschiebende Wirkung. 


$ 12. 

Kranke und verdächtige Personen können einer Beobachtung unter- 
worfen, auch zu diesem Zwecke, sofern sie obdachlos oder ohne festen 
Wohnsitz sind oder berufs- oder gewohnheitsmässig umherziehen, in 
der Wahl des .Aufenthalts oder der Arbeitsstätte beschränkt werden. 


$ 13. 

Die höhere Verwaltungsbehörde kann für den Umfang ihres Be- 
zirks oder für Theile desselben anordnen, dass zureisende Personen, 
sofern sie sich innerhalb einer zu bestimmenden Frist vor ihrer An- 
kunft in Gegenden aufgehalten haben, in welchen Cholera, Fleckfieber, 
Gelbfieber, Pest oder Pocken ausgebrochen sind, ihre Ankunft der 
Ortspolizeibehörde schriftlich oder mündlich zu melden haben. 

$ 14. 

Bei Cholera, Fleckfieber, Gelbfieber, Pest, Pocken, Diphtherie, 
Rückfallfieber oder Scharlach kann die Absonderung kranker oder der 
Krankheit verdächtiger Personen angeordnet werden. Bei Cholera, 


Fleckfieber, Gelbfieber, Pest oder Pocken findet diese Bestimmung 
auch auf ansteckungsverdächtige Personen Anwendung. 

Der Vorstand der Haushaltung, in welcher sich der Kranke oder 
Verdächtige befindet, ist verpflichtet, auf Erfordern Einrichtungen zu 
treffen, welche verhindern, dass der Kranke oder Verdächtige für die 
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Dauer der Absonderung mit anderen als den zu seiner Behandlung 
und Pflege bestimmten Personen in Berührung kommt. 

Ist die Absonderung in der Weise nicht durchführbar, so kann, 
falls der beamtete Arzt es für erforderlich erklärt, die Ueberführung 
des Kranken oder Verdächtigen in ein Krankenhaus oder in einen 
anderen geeigneten Unterkunftsraum angeordnet werden. 

Bei Personen, welche an Darmtyphus oder Ruhr leiden, ist die 
Ueberführung gemäss Absatz 3 dann zulässig, wenn die Beschaffen- 
heit oder Benutzung des derzeitigen Unterkunftsraumes die Gefahr 
der Verbreitung der Krankheit begründet. 

Wohnungen oder Häuser, in welchen an Cholera, Fleckfieber, Gelb- 
fieber, Pest oder Pocken erkrankte Personen sich befinden, können 
kenntlich gemacht werden. 

Für das berufsmässige Pflegepersonal können Verkehrsbeschrän- 
kungen angeordnet werden. 

$ 15. 

Die Landesbehörden sind befugt, für die Dauer der Krankheits- 
gefahr 

1) in Ortschaften, in welchen Cholera, Fleckfieber, Gelbfieber, 
Pest, Pocken oder Darmtyphus ausgebrochen sind und in deren Um- 
gegend für die gewerbsmässige Hersteilung, Behandlung und Aufbe- 
wahrung, sowie für den Vertrieb von Gegenständen, welche geeignet 
sind, die Krankheit zu verbreiten, eine gesundheitspolizeiliche Auf- 
sicht und die zur Verhütung der Verbreitung der Krankheit erfor- 
derlichen Maassregeln anzuordnen; 

2) für Gegenden, welche von einer der vorbezeichneten Krank- 
heiten befallen oder bedroht sind, 

a) die in der Schifffahrt, der Flösserei oder sonstigen Transport- 
betrieben beschäftigten Personen einer gesundheitspolizeilichen 
Aufsicht zu unterwerfen und kranke oder verdächtige Personen, 
sowie Gegenstände, von denen anzunehmen ist, dass sie mit 
dem Krankheitsstoff behaftet sind, von der Beförderung aus- 
zuschliessen, 
den Schiftfahrts- und Flössereiverkehr auf bestimmte Tages- 
zeiten zu beschränken, 

Gegenstände der unter Nr. 1 bezeichneten Art vom Gewerbe- 
betriebe im Umherziehen auszuschliessen, 

die Abhaltung von Märkten, Messen und anderen Veranstal- 
tungen, welche eine Ansammlung grösserer Menschenmengen 
mit sich bringen, zu beschränken oder zu verbieten; 

3) für Ortschaften, in denen Cholera, Fleckfieber, Pest oder Po- 
cken ausgebrochen sind, die Ausfuhr von Gegenständen der unter 
Nr. 1 bezeichneten Art zu verbieten. 


$ 16. 


Jugendliche Personen: aus Behausungen, in denen eine ansteckende 
Krankheit ($ 1) ausgebrochen ist, können zeitweilig vom Schul- und 
Unterrichtsbesuche fern gehalten werden. Hinsichtlich der sonstigen 
für die Schulen anzuordnenden Schutzmaassregeln bewendet es bei 
den landesrechtlichen Bestimmungen. 

$ 17. 

An Örten, welche von Cholera, Fleckfieber, Pest, Pocken, Darm- 
typhus oder Ruhr befallen oder bedroht sind, sowie in deren Umge- 
gend ‘kann die Benutzung von Brunnen, Teichen, Seen, Wasserläufen, 
Wasserleitungen, sowie der dem öffentlichen Gebrauche dienenden 
Bade-, Schwimm-, Wasch- und Bedürfnissanstalten beschränkt werden. 


$ 18. 


Die Räumung von Wohnungen und Gebäuden, in denen Erkran- 
kungen an Cholera, Fleckfieber, Gelbfieber, Pest, Pocken, Darmtyphus, 
Rückfallfieber oder Ruhr vorgekommen sind, kann angeordnet wer- 
den, wenn der beamtete Arzt es zur wirksamen Bekämpfung der 
Krankheit für erforderlich erklärt und wenn den davon betroffenen 
Bewohnern anderweit geeignete Unterkunft unentgeltlich geboten wird. 


$ 19. 

Für Gegenstände und Räume, von denen anzunehmen ist, dass 
sie mit dem Krankheitsstoff behaftet sind, kann eine Desinfection an- 
geordnet werden. Für Reisegepäck und Handelswaaren ist die An- 
ordnung der Desinfection zum Schutze gegen Fleckfieber, Pest oder 
Pocken, zum Schutze gegen andere Krankheiten nur dann zulässig, 
wenn die Vermuthung, dass die Gegenstände mit dem Krankheits- 
stoff behaftet sind, durch besondere Umstände begründet ist. 

Ist die Desinfeetion nicht ausführbar oder im Verhältniss zum 
Werthe der Gegenstände zu kostspielig, so kann die Vernichtung an- 
geordnet werden. 
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$ 20. 


Für die Aufbewahrung, Einsargung, Beförderung und Bestattung 
von Leichen solcher Personen, welche an Cholera, Fleckfieber, Gelb- 


fieber, Pest, Pocken, Diphtherie oder Scharlach gestorben sind, können 
besondere Vorsichtsmaassregeln angeordnet werden. 
$ 21. 


Bei bedrohlicher Ausbreitung einer übertragbaren Augenkrank- 
heit kann durch die höhere Verwaltungsbehörde angeordnet werden, 
dass für die Erkrankten eine ärztliche Behandlung einzutreten hat. 

Den Erkrankten ist die Gelegenheit zu unentgeltlicher ärztlicher 
Behandlung zu bieten. 





$ 22. 


Der Bundesrath ist ermächtigt, nähere Vorschriften über die nach 
$$ 12 bis 21 zu ergreifenden Schutzmaassregeln, insbesondere über 
die Desinfection zu beschliessen. 

8 23. , 
5 Die zuständige Landesbehörde kann die Gemeinden und im Falle 
ihrer Leistungsunfähigkeit die weiteren Communalverbände dazu an- 
halten, diejenigen Einrichtungen, welche zur Bekämpfung anstecken- 
der Krankheiten ($ 1) nothwendig sind, zu treffen. 


8 24. 

Zur Verhütung der Einschleppung ansteckender Krankheiten ($ ı) 
aus dem Auslande kann 

1) Die Ein- und Durchfuhr von Waaren und Gebrauchsgegen- 

ständen, 

2) Der Einlass der Seeschiffe und der dem Personen- oder Fracht- 

verkehr dienenden Fahrzeuge, 

3) der Eintritt und die Beförderung von Personen, welche aus 

dem von der Krankheit befallenen Lande kommen, 
verboten oder beschränkt werden. 

Der Bundesrath ist ermächtigt, nähere Vorschriften über die hier- 
nach zu treffenden Maassregeln zu beschliessen. Soweit sich diese 
Vorschriften auf die gesundheitspolizeiliche Ueberwachung der See- 
schiffe beziehen, können sie auf den Schiffsverkehr zwischen deutschen 
Seehäfen erstreckt werden. 

$ 25. 

Wenn eine ansteckende Krankheit ($ 1) im Auslande oder im 
Küstengebiet des Reichs ausgebrochen ist, so bestimmt der Reichs- 
kanzler oder für das Gebiet des zunächst bedrohten Bundesstaates 


im Einvernehmen mit dem Reichskanzler die Landesregierung, wann 


und in welchem Umfange die gemäss $ 24 erlassenen Vorschriften in 
Vollzug zu setzen sind. 
$ 26. 


Der Bundesrath ist ermächtigt, Vorschriften über die Ausstellung 
von Gesundheitspässen für die aus deutschen Häfen ausgehenden See- 
schiffe zu beschliessen. 

$ 27. 


Bricht eine ansteckende Krankheit ($ 1) im benachbarten Aus- 
lande aus, so können für das zunächst bedrohte Gebiet von der 
höheren Verwaltungsbehörde Märkte, Messen und andere Veranstal- 
tungen, welche eine Ansammlung grösserer Menschenmengen mit sich 
bringen, zeitweilig beschränkt oder verboten werden. 


Entschädigungen. 


$ 28. 

Für Gegenstände, welche durch eine nach Maassgabe dieses Ge- 
setzes polizeilich angeordnete Desinfection beschädigt oder vernichtet 
werden, ist; vorbehaltlich der in $$ 32 und 33 angegebenen Ausnahmen 
Entschädigung zu gewähren. 


Die Bestimmungen darüber: 

1) von wem die Entschädigung zu gewähren uni wie dieselbe 

aufzubringen ist, 

2) binnen welcher Frist der Entschädigungsanspruch geltend zu 

machen ist, 

3) wie die Entschädigung zu ermitteln und festzustelleu ist, 
sind im Wege der Landesgesetzgebung zu treffen. Soweit landes- 
rechtliche Bestimmungen hierüber nicht bestehen, liegt die Ent- 
schädigungspflicht den Gemeinden oder nach Bestimmung der Landes- 
regierung einem weiteren Communalverbande ob. 


$ 30. 

Als Entschädigung soll der gemeine Werth des Gegenstandes 
gewährt werden ohne Rücksicht auf die Minderung des Werthes, 
welche durch den etwa anhaftenden Ansteckungsstoff herbeigeführt 
ist. Wird der Gegenstand nur beschädigt oder theilweise vernichtet, 
so ist der verbleibende Werth auf die Entschädigung anzurechnen. 


$ 31. 

Die Entschädigung wird, sofern ein anderer Berechtigter nicht 
bekannt ist, demjenigen gezahlt, in dessen Gewahrsam sich der be- 
schädigte oder vernichtete Gegenstand zur Zeit der Desinfection be- 
fand. Mit dieser Zahlung erlischt jede Entschädigungsverpflichtung 
aus $ 23. 

$ 32. 


Eine Entschädigung auf Grund dieses Gesetzes wird nicht gewährt: 

1) für Gegenstände, welche im Eigenthum des Reichs, eines 
Bundesstaats oder einer communalen Körperschaft sich be- 
finden; 

2) für Gegenstände, welehe entgegen einem auf Grund des $ 15 
Nr. 3 oder des $ 24 erlassenen Verbote aus- oder eingeführt 
worden sind. 

$ 33. 


Der Anspruch auf Entschädigung fällt weg: 

1) wenn Derjenige, welchem die Entschädigung zustehen würde, 
die beschädigten oder vernichteten Gegenstände oder einzelne der- 
selben an sich gebracht hat, obwohl er wusste oder den Umständen 
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nach annehmen musste, dass dieselben bereits mit dem Krankheits- 
stoff behaftet waren; 

2) wenn Derjenige, in dessen Gewahrsam die beschädigten oder 
vernichteten Gegenstände sich befanden, zu der Desinfection durch 
eine Zuwiderhandlung gegen dieses Gesetz oder eine auf Grund des- 
selben getroffene Anordnung Veranlassung gegeben hat. 


Allgemeine Vorschriften. 


$ 34. 


Die dem allgemeinen Gebrauche dienenden Einrichtungen für 
Versorgung mit Trink- oder Wirthschaftswasser und für Fortschaffung 
der Abfallstoffe sind fortlaufend durch staatliche Beamte zu über- 
wachen. 

Die Gemeinden sind verpflichtet, für die Beseitigung der vorge- 
fundenen gesundheitsgefährlichen Missstände Sorge zu tragen. Sie 
können zur Herstellung von Einrichtungen der im Absatz 1 bezeich- 
neten Art, sofern dieselben zum Schutze gegen ansteckende Krank- 
heiten ($ 1) erforderlich sind, jederzeit angehalten werden. 

Das Verfahren, in welchem über die hiernach gegen die Ge- 
meinden zulässigen Anordnungen zu entscheiden ist, richtet sich nach 
Landesrecht. 

$ 35. 


Beamtete Aerzte im Sinne dieses Gesetzes sind Aerzte, welche 
vom Staate angestellt sind oder deren Anstellung vom Staate be- 
stätigt ist. 

An Stelle der beamteten Aerzte können im Falle ihrer Behinde- 
rung oder aus sonstigen dringenden Gründen andere Aerzte zugezogen 
werden. Die letzteren sind innerhalb des ihnen ertheilten Auftrages 
befugt und verpflichtet, diejenigen Amtsverrichtungen wahrzunehmen, 
welche in diesem Gesetze oder in den hierzu ergangenen Ausführungs- 
bestimmungen den beamteten Aerzten übertragen sind. 


$ 36. 

Die Anordnung und Leitung der Abwehr- und Unterdrückungs- 
maassregeln liegt den Landesbehörden ob. Die Zuständigkeit der 
Behörden und die Aufbringung der entstehenden Kosten regelt sich 
nach Landesrecht. Die Landesregierungen bestimmen, welche Körper- 
schaften unter der Bezeichnung Gemeinde, weiterer Communalverband 
und communale Körperschaft zu verstehen sind. 


$ 37. 

Die Behörden der Bundesstaaten sind verpflichtet, sich bei der 
Bekämpfung gemeingefährlicher Krankheiten gegenseitig zu unter- 
stützen. 

$ 38. 

Die Ausführung der nach Maassgabe dieses Gesetzes zu ergreifen- 
den Schutzmaassregeln liegt, insoweit davon 

1) dem activen Heere oder der activen Marine angehörende 
Militärpersonen, 

2) Personen, welche in militärischen Dienstgebäuden oder auf 
den zur Kaiserlichen Marine gehörigen oder von ihr ge- 
mietheten Schiffen und Fahrzeugen untergebracht sind, 

3) marschirende oder auf dem Transport befindliche Militär- 
personen und Truppentheile des Heeres und der Marine, so- 
wie die Ausrüstungs- und Gebrauchsgegenstände derselben, 

4) ausschliesslich von der Militär- oder Marineverwaltung be- 
nutzte Grundstücke und Einrichtungen 

betroffen werden, den Militär- und Marinebehörden ob. 

Auf Truppenübungen und Controllversammlungen finden die nach 
diesem Gesetze zulässigen Verkehrsbeschränkungen keine Anwendung. 

Von dem Auftreten des Verdachtes und von dem Ausbruche einer 
ansteckenden Krankheit ($ 1), sowie von dem Verlaufe und dem Er- 
löschen der Krankheit haben sich die Militär- und Polizeibehörden 
gegenseitig in Kenntniss zu setzen. 


$ 39. 


Für den Eisenbahn-, Post- und Telegraphenverkehr liegt die Aus- 
führung der nach Maasgabe dieses Gesetzes zu ergreifenden Schutz- 
maasregeln ausschliesslich den zuständigen Reichs- und Landesbe- 
hörden ob. Polizeiliche Verkehrsbeschränkungen und Desinfections- 
maassnahmen gegen die im Dienst befindlichen oder aus dienstlicher 
Veranlassung vorübergehend ausserhalb ihres Wohnsitzes sich auf- 
haltenden Beamten und Arbeiter der Eisenbahn-, Post- und Tele- 
graphenverwaltungen sind nicht zulässig. 


$ 40. 
Dem Reichskanzler liegt ob, die Ausführung dieses Gesetzes und 
der auf Grund desselben erlassenen Anordnungen zu überwachen. 
Wenn zur Bekämpfung von Cholera, Fleckfieber, Gelbfieber, Pest 
oder Pocken Maassregeln erforderlich sind, von welchen die Gebiete 
mehrerer Bundesstaaten betroffen werden, so hat der Reichskanzler 
oder ein von ihm bestellter Commissar für Herstellung und Erhaltung 
der Einheit in den Anordnungen der Landesbehörden zu sorgen und 
zu diesem Behufe das Erforderliche zu bestimmen, in dringenden 
1 ung auch die Landesbehörden unmittelbar mit Anweisung zu ver- 
sehen. 
$ 41. 
Ist an einem Orte der Ausbruch von Cholera, Fleckfieber, Gelb- 
fieber, Pest oder Pocken festgestellt, so ist das Kaiserliche Gesund- 





heitsamt hiervon sofort auf kürzestem Wege zu benachrichtigen 
Der Bundesrath ist ermächtigt zu bestimmen, inwieweit sonst dem 
Kaiserlichen Gesundheitsamt Mittheilungen über Erkrankungs- und 
Todesfälle zu machen sind. 

8 42. 


In Verbindung mit dem Kaiserlichen Gesundheitsamt wird ein 
Reichs-Gesundheitsrath gebildet. Die Geschäftsordnung wird vom 
Reichskanzler festgestellt. Die Mitglieder werden vom Bundesrath 
gewählt. 5 

Der Reichs-Gesundheitsrath hat das Gesundheitsamt bei der Er- 
füllung der diesem Amte zugewiesenen Aufgabe zu unterstützen. Er 
ist befugt, den Landesbehörden auf Ansuchen Rath zu ertheilen. Er 
kann sich, um Auskunft zu erhalten, mit den ihm zu diesem Zwecke 
zu bezeichnenden Landesbehörden unmittelbar in Verbindung setzen, 
sowie Vertreter absenden, welche unter Mitwirkung der zuständigen 
Landesbehörden Aufklärungen an Ort und Stelle einziehen. 

Strafvorschriften. 
$ 43. 

Mit Gefängniss bis zu zwei Jahren wird bestraft: 

1) wer wissentlich ein von der zuständigen Behörde auf Grund 
des $ 15 Nr. 3 erlassenes Ausfuhrverbot verletzt; 

2) wer wissentlich Kleidungsstücke, Leibwäsche, Bettzeug oder 
sonstige Gegenstände, welche von Personen, die an einer ansteckenden 
Krankheit ($ 1) litten, während der Erkrankung gebraucht oder bei 
deren Behandlung oder Pflege benutzt worden sind, oder für welche 
eine Desinfeetion polizeilich angeordnet war, vor erfolgter Desinfec- 
tion in Gebrauch nimmt, an Andere überlässt oder sonst in Verkehr 
bringt; 

3) wer wissentlich Fahrzeuge oder sonstige Geräthschaften, welche 
zur Beförderung von Kranken oder Verstorbenen der in Nr. 2 be- 
zeichneten Art gedient haben, vor Ausführung der polizeilich ange- 
ordneten Desinfection benutzt oder Anderen zur Benutzung überlässt. 

Sind in den Fällen der Nr. 2 und 3 mildernde Umstände vor- 
handen, so kann auf Geldstrafe bis zu 1500 M. erkannt werden. 

Ist infolge der Handlung ein Dritter von der Krankheit ergriffen 
worden, so tritt Gefüngnissstrafe von drei Monaten bis zu drei Jah- 
ren ein. 

$ 44. 


Mit Geldstrafe von 10 bis 150 M. oder mit Haft nicht unter 
einer Woche wird bestraft: 

1) wer die ihm nach den $$ 2 bis 4 obliegende Anzeige unter- 
lässt oder länger als 24 Stunden, nachdem er von der anzeigepflich- 
tigen Thatsache Kenntniss erhalten hat, verzögert. Die Strafver- 
folgung tritt nicht ein, wenn die Anzeige, obwohl nicht von dem 
zunächst Verpflichteten, doch rechtzeitig gemacht worden ist; 

2) wer im Falle des $ 7 dem beamteten Arzte den Zutritt zu 
dem Kranken oder zur Leiche oder die Vornahme der erforderlichen 
Untersuchungen verweigert; 

3) wer den Bestimmungen im $ 7 Absatz 2 zuwider über die 
daselbst bezeichneten Umstände dem beamteten Arzte die Auskunft 
verweigert oder wissentlich unrichtige Angaben macht; 

4) wer den auf Grund des $ 13 erlassenen Anordnungen zuwider- 
handelt. 

S 45. 

Mit Geldstrafe bis zu 150 M. oder mit Haft wird, sofern nicht 
nach den bestehenden gesetzlichen Bestimmungen eine höhere Strafe 
verwirkt ist, bestraft: 

1) wer den im Falle des $ 10 von dem beamteten Arzte oder 
dem Vorsteher der Ortschaft getroffenen vorläufigen Anordnungen 
zuwiderhandelt; 

2) wer den auf Grund der $$ 12, 14, 15, 17, 19 bis 22 und 27 
getroffenen polizeilichen Anordnungen zuwiderhandelt; 

3) wer den auf Grund des $ 25 in Vollzug gesetzten oder den 
auf Grund des $ 26 erlassenen Vorschriften zuwiderhandelt. 


S 46. 
Dieses Gesetz tritt am... ten... . 1893 in Kraft. 
Urkundlich ete. ae 
Begründung: 


Ein kräftiges Eingreifen der öffentlichen Gewalten gegenüber den 
die Bevölkerung bedrohenden Seuchengefahren wird nicht nur durch 
Rücksichten der Gesundheitspflege, sondern auch durch schwerwiegende 
wirthschaftliche Gründe gerechtfertigt. Wenn die Reichsverfassung 
im Artikel 4 Nr. 15 die Verantwortlichkeit für die wirksame Bekämpf- 
ung der Seuchen dem Reiche mit überwiesen hat, so ist das nicht 
zum wenigsten in der Erkenntniss der grossen Schädigungen geschehen, 
die durch verheerende Volkskrankheiten dem Woblstande des Landes 
bereitet werden können. Die Vermögensverluste, welche die Bevöl- 
kerung Deutschlands überhaupt durch Krankheiten Jahr für Jahr er- 
leidet, lassen sich annähernd nach den Ergebnissen der gesetzlichen 
Krankenversicherung schätzen, insofern dieselben beachtenswerthe 
Zahlenangaben über die Häufigkeit des Erkrankens für grosse Grup- 
pen der erwerbsthätigen Bevölkerung liefern. Die Gesammtzahl der 
in die gesetzliche Krankenversicherung einbezogenen Personen betrug 
Ende 1890, ungerechnet 459111 in Knappschaftskassen versicherte 
Personen, 6342828, also insgesammt nahezu 14 Procent der Bevöl- 


1* 








140 MÜNCHENER MEDICINISCHE WOCHENSCHRIFT. No. 7 





kerung. An diese 6342828 Versicherten wurden im Jahre 1890 für 
39176689 Krankheitstage Krankengeld bezahlt; die Ausgaben der 
Kassen für die Krankenpflege bezifferten sich wie folgt: 


ärztliche Behandlung 16783453 M. 


N ee ae ne ©: A > 
Me 
Kur- und Verpflegungskosten an Krankenanstalten . 8891509 „ 
Ersatzleistung an Dritte für Krankenunterstützung . 347898 „ 





80093797 M. 


Vergegenwärtigt man sich, dass hierbei der Verlust am Arbeits- 
verdienst, welcher hinter dem gezahlten Krankengelde kaum zurück- 
bleiben wird, nicht berücksichtigt ist, dass sich die Zahlen nur auf 
einen Bruchtheil der gesammten Bevölkerung beziehen, und dass es 
sich dabei vorwiegend um Personen handelt, welche in einem ver- 
hältnissmässig wenig für Erkrankungen empfänglichen Alter stehen, 
dass endlich im Jahre 1890, aus welchem die Zahlen herrühren, 
schwere Seuchen das Land nicht heimgesucht haben, so gewinnt 
man ein ungeführes Bild von der Grösse der Summen, welche der 
Allgemeinwirthschaft im Ganzen durch Krankheit verloren gehen, 
selbst wenn in Betracht gezogen wird, dass in jenen Zahlen die- 
jenigen Aufwendungen der Krankenkassen mit begriffen sind, welche 
für die durch Unfall hervorgerufenen Verletzungen während der 
ersten dreizehn Wochen gemacht werden müssen. 

Gegenüber so erheblichen, durch Krankheit verursachten Schä- 
digungen des Volkswohlstandes ist es mehr und mehr zur Erkennt- 
niss gekommen, dass ein grosser Theil davon durch vorsorgliche 
Maassnahmen, insbesondere durch bessere Pflege der öffentlichen Ge- 
sundheit, vermieden werden kann. So unabwendbar ein gewisses 
Mass von Krankheiten erscheint, so unterliegt es doch keinem Zwei- 
fel, dass, wenn in Staat, Gemeinde und Gesellschaft den durch Er- 
fahrung gewonnenen Geboten der öffentlichen Gesundheitspflege eine 
grössere Beachtung geschenkt wird, auch die Verbreitung und Ver- 
derblichkeit der Krankheiten eine merkliche Abminderung erfährt. 

Gerade die am meisten gefürchteten Volkskrankheiten, wie Cho- 
lera, Pocken und Typhus, werden von der heutigen Wissenschaft zu 
den vermeidbaren Krankheiten gerechnet, und auch Krankheiten wie 
Scharlach, Diphtherie, Kindbettfieber können nach den Erfahrungen 
auf dem Gebiete der Krankheitslehre durch sorgfältige Durchführung 
gesundheitlicher Maassnahmen eingeschränkt werden. 

Im einzelnen hat der Kampf gegen die Seuchen auch bisher 
schon bemerkenswerthe Erfolge errungen, wie sich aus einer Betrach- 
tung der Statistik über die Todesursachen ergiebt. 

Das stetige Sinken der Typhussterblichkeit in zahlreichen deut- 
schen Grossstädten ist durch örtlich durchgeführte gesundheitliche 
Maassnahmen erreicht worden, und das in Deutschland wie in anderen 
europäischen Ländern beobachtete, nahezu vollständige Erlöschen der 
Pocken, einer Volkskrankheit, welche früheren Generationen die ver- 
derblichste war, ist gesetzlichen Schutzmaassregeln zu verdanken. 
Dass unter geeigneten Verhältnissen schon durch behördliche Ein- 
wirkung auf das Heilpersonal einer gemeingefährlichen Krankheit 
entgegengewirkt werden kann, beweist in neuester Zeit die stetige 


zusammen 





Abnahme der tödtlichen Fälle von Kindbettfieber. Seitdem gewisse, | 


auf wissenschaftlicher Erfahrung beruhende Maassregeln zur Verhü- 
tung dieses mit Recht gefürchteten Leiden den Hebammen vorge- 
schrieben worden sind, hat sich die Zahl der Todesfälle im Kindbette 
stetig vermindert. Während in den Orten des Reichs mit 15000 und 
mehr Einwohnern von je 100000 Wöchnerinnen zu Anfang des vorigen 
Jahrzehnts (1881 bis 1883) jährlich noch 353 Personen an Kindbett- 
fieber starben, ist im Durchschnitt der letzten Jahre (1889 bis 1891) 
diese Ziffer auf 203 herabgegangen; dementsprechend ist die Zahl der 
im Kindbett gestorbenen Personen nach den standesamtlichen Aus- 
weisen von Jahr zu Jahr gesunken; und zwar sind in Preussen trotz 
zunehmender Geburtenzahl während der letzten Jahre (1888 bis 1890) 
jährlich etwa 1200 Wöchnerinnen weniger als vor 10 bis 12 Jahren 
im Kindbett gestorben. Derartige Erfolge auf einzelnen Gebieten 
der Gesundheitspflege berechtigen zu der Hoffnung, dass es gelingen 
wird, auch die Verbreitung anderer gemeingefährlicher Krankheiten 
einzuschränken, sofern der Kampf gegen dieselben einheitlich und 
kräftig aufgenommen wird. 

Welche Verluste an Menschenleben die Cholera herbeiführt, hat 
die Epidemie des Jahres 1892 in erschreckender Weise gezeigt. In 
Russland beläuft sich für dieses Jahr bei rund 550000 Erkrankungen 
die Zahl der Opfer auf über 260000 und im hamburgischen Staats- 
gebiet sind bei einer Einwohnerzahl von rund 620000 im Ganzen 
etwa 18000 Erkrankungen und etwa 8000 Todesfälle vorgekommen. 
Die Grösse der unmittelbaren Aufwendungen, welche ein heftiger 
Ausbruch der Cholera für die betheiligten Gemeinwesen mit sich 
bringt, lässt sich daraus ermessen, dass in Hamburg während der 
vorjährigen Epidemie aus staatlichen Mitteln für dis Unterdrückung 
der Seuche nahezu vier Millionen Mark verausgabt worden sind. 

Nach dem Mittel der Jahre 1885 bis 1891 starben von den etwa 
10!/2 Millionen Bewohnern der grösseren Orte des Reichs jährlich 
11290 an Diphtherie (und Croup), 2553 an Scharlach, 2342 an 
Unterleibstyphus. Unter der Landbevölkerung und in kleinen Städ- 
ten sind die Verluste durch Diphtherie und Scharlach nach den aus 
Preussen, Bayern und Sachsen vorliegenden Ausweisen verhältniss- 
mässig noch grösser gewesen. 

Während das Reich auf dem Gebiete der Veterinärpolizei von 
dem ihm zustehenden Gesetzgebungsrecht bereits ausgiebigen Ge- 





brauch gemacht und insbesondere für die Abwehr und Unterdrück- 
ung der Viehseuchen durch das Gesetz vom 23. Juni 1880 (Reichs- 
Gesetzbl. S. 153) einheitliche Grundlagen geschaffen hat, ist dies auf 
dem Gebiete des Medicinalwesens bisher nicht in gleichem Umfange 
geschehen. Die hier erlassenen reichsgesetzlichen Bestimmungen be- 
schränken sich der Hauptsache nach auf die Verhältnisse des Heil- 
personals, auf den Schutz der arbeitenden Bevölkerung gegen die 
gesundheitsschädlichen Einwirkungen der gewerblichen Betriebe und 
auf den Verkehr mit Nahrungsmitteln, Genussmitteln und Gebrauchs- 
gegenständen. Mit der Bekämpfung der besonders gefährlichen Volks- 
seuchen, welche für das Gemeinwohl von höchster Bedeutung ist, 
befasst sich nur das Impfgesetz vom 8. April 1874. Im Uebrigen ist 
die Regelung dieses wichtigen Theils der Gesundheitspolizei bisher 
der Landesgesetsgebung überlassen geblieben. Ueber die in den ein- 
zelnen Bundesstaaten bestehenden Vorschriften ist ein Ueberblick 
schwer zu gewinnen; es ist aber nicht zweifelhaft, dass die einschla- 
genden Bestimmungen einerseits erheblich von einander abweichen 
und andererseits den jetzigen Verkehrsverhältnissen, sowie dem heu- 
tigen Standpunkte der Wissenschaft, namentlich den neuesten Forsch- 
ungen über die Krankheitserreger und ihre Lebensbedingungen nicht 
mehr durchweg entsprechen. Dies gilt vor Allem von Preussen, wo 
in den älteren Landestheilen noch jetzt die durch Cabinetsorder vom 
8. August 1835 (Gesetz-Samml. S. 240) zur Einführung gelangten 
„Sanitätspolizeilichen Vorschriften bei den am häufigsten vorkom- 
menden ansteckenden Krankheiten“ in Geltung sind. Das Bedürfniss 
nach einer neuen Regelung hat sich in Preussen schon längst gel- 
tend gemacht; von einem Vorgehen im Wege der Landesgesetzgeb- 
ung hat jedoch die Erwägung abgehalten, dass nur durch einheit- 
liche Vorschriften für das gesammte Reichsgebiet die Aufgabe in 
befriedigender Weise gelöst werden kann. 

Der Erlass eines Reichsgesetzes über die Bekämpfung der Volks- 
seuchen bildet schon seit geraumer Zeit einen lebhaften, wiederholt 
zum Ausdruck gebrachten Wunsch der ärztlichen Kreise. Besonders 
empfindlich aber hat sich der Mangel eines solchen Gesetzes bei dem 
Auftreten der Cholera im Jahre 1892 fühlbar gemacht, und zwar 
nicht nur für die ärztlichen Kreise, sondern auch für die Behörden 
und für alle an Handel und Verkehr betheiligten Bevölkerungs- 
gruppen. Nur bezüglich der Gefahr einer Einschleppung der Seuche 
auf dem Seewege war ein gleichmässiges Verfahren für alle deut- 
schen Häfen durch die im Jahre 1883 von den Bundesseestaaten auf 
Grund vorheriger Vereinbarung erlassenen Vorschriften einiger- 
massen sicher gestellt. Im Uebrigen fehlte es dagegen an einheit- 
lichen, die Behörden im ganzen Reiche ohne Weiteres bindenden 
und das Verhalten der Bevölkerung leitenden Bestimmungen. Die 
Reichsverwaltung musste sich darauf beschränken, diejenigen Grund- 
sätze, welche nach dem Urtheile der von ihr befragten Sachverstän- 
digen gegenüher der Choleragefahr zweckmässig zu befolgen sind, 
festzustellen und die Durchführung derselben den Landesregierungen 
zu empfehlen. Sie musste sich in einzelnen Fällen auch zu einem 
Eingreifen entschliessen, dessen verfassungsmässige Berechtigung 
nicht ganz ausser Zweifel war, auch nicht überall ohne Beanstandung 
geblieben ist. Wenngleich es auf diesem Wege glücklicher Weise 
gelungen ist, für die unmittelbare Bekämpfung der Cholera an den 
Ausbruchsorten zweckentsprechende Anordnungen herbeizuführen, so 
bringt doch ein solches Verfahren einen Zeitverlust mit sich, der bei 
der Eilbedürftigkeit der Abwehrmaassregeln in hohem Maasse uner- 
wünscht ist und ihrer Wirksamkeit leicht Abbruch thun kann. Vor 
Allem aber hat für den Personen- und Güterverkehr der jetzige 
Rechtszustand sich als unzulänglich erwiesen. Auf der einen Seite 
war es mit Schwierigkeiten verknüpft, für die das Gebiet verschie- 
dener Bundesstaaten durchschneidenden Verkehrswege, namentlich 
soweit es sich um den besonders gefährlichen Binnenschiffahrts- 
und Flössereiverkehr handelt, die erforderlichen Schutzmaassregeln 
mit wünschenswerther Schnelligkeit in Vollzug zu setzen. Auf der 
anderen Seite hat der Mangel an verpflichtenden Normen über Art 
und Maass der zur Abwehr der Seuche anzuordnenden Verkehrsbe- 
schränkungen zur Folge gehabt, dass zahlreiche Behörden unter dem 
Drucke übertriebener Besorgniss sich zu Anordnungen haben be- 
stimmen lassen, welche, ohne in sanitätspolizeilicher Hinsicht einen 
Werth zu besitzen, den Verkehr auf das Empfindlichste gestört baben 
und selbst durch das vermittelnde Eintreten der Reichsverwaltung 
nur schwer und langsam beseitigt werden konnten. Für die betrof- 
fenen gewerblichen und Handelskreise hat dies zum Theil harte Ver- 
mögensverluste zur Folge gehabt. 

Wider anfängliches Erwarten hat die Seuche während des letz- 
ten Jahres eine grössere Ausbreitung in Deutschland nicht gewonnen. 
Wäre es anders gekommen, so würden die Irrungen und Ungleich- 
mässigkeiten in den Anordnungen der Behörden, die Störungen des 
Verkehrs und die Schädigungen des Erwerbslebens eine kaum abzu- 
sehende "Tragweite erhalten haben. , 

Die Wahrnehmungen, welche die Reichsverwaltung nach diesen 
Richtungen hin in ihren Bemühungen zur Bekämpfung der Cholera 
während des letzten Sommers zu machen Gelegenheit hatte, gaben 
alsbald den Anlass, die Vorarbeiten für ein Reichsgesetz in Angrifi 
zu nehmen. ‚Zunächst fanden im Kaiserlichen Gesundheitsamt unter 
Zuziehung der hervorragendsten Sachverständigen Deutschlands, welche 
dem Amt als ausserordentliche Mitglieder angehören, über die ein- 
schlagenden wissenschaftlich-technischen Fragen Berathungen statt. 
Auf der hierdurch gewonnenen Grundlage ist sodann der vorliegende 
Gesetz-Entwurf ausgearbeitet worden. 
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Der Entwurf beschränkt sich auf die dringlichste Aufgabe, näm- 
lich auf Abwehrmaassregeln gegenüber solchen Krankheiten, welche 
in Folge ihrer leichten Uebertragbarkeit und ihres raschen Verlaufes 
erfahrungsmässig die Bevölkerung am empfindlichsten treffen. Um 
allen Zweifeln zu begegnen, sind diese Krankheiten einzeln aufge- 
führt. Indessen musste die Möglichkeit offen gehalten werden, auch 
obne eine zeitraubende Beschreitung des Weges der Gesetzgebung 
noch andere Krankheiten in den Bereich des Gesetzes einzubeziehen. 
Zu diesem Behufe sind dem Bundesrath entsprechende Befugnisse 
beilgelegt. 

Was die Auswahl der Krankheiten anlangt, so kommt in erster 
Linie die Cholera in Betracht. Die Gemeingefährlichkeit dieser 
Seuche ist so gross und bei der Epidemie des Jahres 1892 von neuem 
in so verderblicher Weise zu Tage getreten, dass die Berücksichti- 
gung derselben einer Begründung nicht bedarf. 

Es genügt daran zu erinnern, dass in den sechs Jahrzehnten von 
1831 bis 1891 die Cholera hauptsächlich in drei verheerenden, jahre- 
lang sich hinziehenden Epidemien ganz Mitteleuropa schwer betroffen 
hat. Zum ersten Male bielt sie, von Russland kommend, im Jahre 
1831 ihren Einzug in Deutschland und erlosch erst im Jahre 1837, 
die zweite Epidemie währte, nachdem bereits 1846 im südlichen 
Russland die Seuche sich gezeigt hatte, in Deutschland mit kurzen 
Unterbrechungen von 1848 bis 1859; die dritte begann für Deutsch- 
land im Jahre 1865, breitete sich während der Kriegszeit des Jahres 
1866 besonders heftig aus und erlosch erst im Jahre 1873. Nachdem 
dann ein verhältnissmässig wenig ausgedehnter Ausbruch der Seuche 
während des Jahres 1886 in Italien und Südfrankreich beobachtet 
worden war, hat das Jahr 1892 einen erneuten heftigen Ausbruch 
gebracht, indem die Krankheit, von Persien ausgehend, sich über 
Russland und verschiedene Staaten Mitteleuropas ausbreitete. 

Noch verderblichere Wirkungen als die Cholera würde voraus- 
sichtlich ein Einbruch der Pest herbeiführen, jener mit Recht ge- 
fürchteten Krankheit des Orients, welche während des Mittelalters 
auch in Deutschland nicht selten auftrat und unter dem Namen 
„der schwarze Tod“ 'allbekannt war. Noch im 16. und 17. Jahr- 
hundert, ja zum Theil auch zu Anfang des vorigen Jahrhunderts, 
war die Pest eine in Europa nicht seltene Krankheit; sie verhielt 
sich damals in Deutschland, Holland, Italien ete. ungefähr ebenso, 
wie noch zur Jetztzeit im Orient, d. h. sie trat bald hier bald dort 
in örtlichen Epidemien auf und war dann wieder für längere Zeit 
ganz verschwunden. In diesem Jahrhundert waren nur noch der 
Orient und seine Grenzländer der Sitz grösserer Epidemien, so kam 
es u. A. in Griechenland und den unteren Donauländern während 
der Jahre 1827 bis 1829 zu grösserer Ausbreitung der Pest. Wie 
aber im Jahre 1879 die Gefahr der Pestinvasion von Osten her eine 
unmittelbar drohende geworden war und auch dem Reich zu beson- 
deren Vorsichtsmaassregeln Anlass gegeben hatte, so liegt für die 
Zukunft eine Wanderung dieser Seuche vom fernen Orient bis ins 
Deutsche Reich ebenfalls nicht ausser dem Bereich der Möglichkeit. 

Weniger drohend erscheint die Gefahr einer Ausbreitung von 
Gelbfieber innerhalb Deutschlands, da diese mörderische Seuche 
ganz überwiegend eine Krankheit heisser Länder, namentlich West- 
indiens und des amerikanischen Festlandes ist. Ihr epidemisches 
Vorkommen in Europa war bis jetzt immer auf einige Küstenstädte 
am Mittelländischen Meere beschränkt; nur vereinzelt ist ihre Ver- 
schleppung nach Brest und an die englische Küste beobachtet wor- 
den. Allein die innige Beziehung des Gelbfiebers zur Seeschiffahrt 
und die T'hatsache seiner Uebertragbarkeit von Ort zu Ort lasssen 
es nicht ausgeschlossen erscheinen, dass bei der gesteigerten Schnel- 
ligkeit des Schiffsverkehrs auch deutsche Hafenstädte von der ver- 
derblichen, an den Orten ihres endemischen Auftretens sehr gefürch- 
teten Krankheit betroffen werden. Mit Rücksicht hierauf sind die 
für die deutschen Seehüfen erlassenen Vorschriften über die gesund- 
heitspolizeiliche Ueberwachung der Seeschiffe schon auf das Gelb- 
fieber ausgedehnt, wie denn auch verschiedene andere Staaten des 
nördlichen Europa, z. B. Grossbritannien, derartige Vorschriften gegen- 
über dieser Seuche erlassen haben. 

Eine weitere, bei uns ebenfalls nicht einheimische Krankheit, 
deren Einschleppung aber namentlich über die Ostgrenze häufig 
stattfindet, ist die unter dem Namen Flecktyphus bekannte, neuer- 
dings wissenschaftlich als Fleckfieber bezeichnete Krankheit. Das 
Fleckfieber ist auf dem europäischen Kontinent hauptsächlich in den 
polnischen Landestheilen Russlands und Oesterreichs eine häufige 
Krankheitsform, wird von dort in die östlichen Grenzgebiete des 
Reichs verschleppt und gelangt auch nicht selten in einzelne Bezirke 
Mitteldeutschlands, namentlich nach Braunschweig und der preuss- 
ischen Provinz Sachsen. Dass das Fleckfieber ausserordentlich an- 
steckend ist, steht ausser Zweifel. Die Epidemien von 1847 bis 1849 
in Oberschlesien und von 1855 bis 1856 in der Krim haben die 
grosse Gefährlichkeit dieser auch wohl mit dem Namen „Hunger- 
typhus“ oder „Kriegstyphus* belegten Krankheit gezeigt. 

Die Pocken haben in den letzten Jahren in Deutschland nach 
den sorgfältig ausgeführten amtlichen Erhebungen in bedrohlicher 
Weise nur noch einzelne Grenzbezirke heimgesucht. Dank der wohl- 
thätigen Wirkungen der Impfung und Wiederimpfung sind im eigent- 
lichen Binnenlande schwere Pockenfälle selten geworden. Da in- 
dessen bei der beträchtlichen Verbreitung der Krankheit im benach- 
barten Auslande Einschleppungen häufiger stattfinden, fassen in den 
Grenzgebieten die Pocken immer noch hin und wieder für kurze Zeit 
festen Fuss; sie verursachen zwar unter den mit Erfolg geimpften 
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Kindern und den wiedergeimpften Personen keine Verluste, werden 
aber den noch nicht oder ohne Erfolg geimpften Kindern und den 
nur einmal geimpften Personen des höheren Lebensalters gefährlich. 
Welche Gefahr hinsichtlich der Einschleppung der Pocken vom be- 
nachbarten Auslande ständig droht, ist daraus ersichtlich, dass 
während des Jahres 1891 in Böhmen, Mähren, Niederösterreich, öster- 
reichisch Schlesien und Galizien nicht weniger als 6834 Personen 
an den Pocken gestorben sind. 

Zu den in Deutschland nicht einheimischen, ansteckenden Krank- 
heiten gehören ausser den bereits genannten noch das Rückfallfieber 
und die Ruhr. 

Das Rückfallfieber kommt in Epidemien vor, die zuweilen 
— z. B. in Irland — von grosser Ausdehnung gewesen sind, und 
tritt häufig gleichzeitig mit Fleckfieber auf. Der Ersatz gesunder 
Nahrung durch ungenügende Pflanzenkost scheint für die Entwickel- 
ung der Krankheit von Bedeutung zu sein, doch ist die hohe Ansteck- 
ungsfähigkeit derselben, insbesondere auch die Uebertragbarkeit von 
Person zu Person erwiesen. In Grossbritannien und Irland ist Rück- 
fallieber wiederholentlich in grosser Ausdehnung beobachtet; 1847 
bis 1849 kam es neben dem Fleckfieber in Oberschlesien vor, seit 
Jahrzehnten ist es in Russland verbreitet, von wo es mehrfach nach 
Deutschland eingeschleppt wurde. 

Die Ruhr, eine zumeist in den Tropen heimische und dort mit 
hoher Sterblichkeit auftretende Krankheit hat in vergangenen Jahr- 
hunderten europäische Länder häufig als schwere Epidemie heimge- 
sucht und ist neuerdings besonders während der Kriege in verderb- 
licher Weise aufgetreten. Wie 1856 in der Krim und 1859 in Italien, 
hat sie im Jahre 1870 während des deutsch-französischen Krieges 
in den von jeher durch diese Krankheit heimgesuchten Theilen des 
östlichen Frankreichs zahlreiche Opfer gefordert. Ein besonders ge- 
fährdetes Einfallsgebiet der eigentlichen Ruhr, welche zum Unter- 
schiede von einem im Volksmunde oft als Ruhr bezeichneten sommer- 
lichen Darmkatarrh wissenschaftlich auch „Dysenterie* genannt wird, 
bildet die westliche Grenze des Deutschen Reichs, doch ist nach den 
Ergebnissen der Statistik ein ausgedehnteres Auftreten der Ruhr in 
schwerer Form während der letzten Jahre auch in Schlesien und 
Posen beobachtet worden. 

Der Ansteckungsstoff der Ruhr findet seine Verbreitung vorzugs- 
weise durch die Nahrung (Obst, Gemüse) und durch das Trinkwasser, 
er ist an die Ausleerungen des Kranken gebunden und wird, soweit 
bekannt, durch diese verschleppt. Eine Ansteckung von Person zu 
Person, wie bei Fleckfieber und Rückfallfieber, ist nicht erwiesen. 

Unter den in Deutschland heimischen, alljährlich in grossem 
Umfang auftretenden ansteckenden Krankheiten verursachen der Darm- 
typhus, die Diphtherie und der Scharlach, wie oben erwähnt, sehr 
beträchtliche Verluste an Menschenleben. Scharlach und Diphtherie 
treten selten in gutartiger Form, meist schwer und verderblich auf 
und fordern vornehmlich unter den Kindern und jugendlichen Per- 
sonen zahlreiche Opfer. Dass durch gehörige Absonderung der 
Kranken von den Gesunden und thunlichste Vertilgung des Krank- 
heitsstoffes eine Weiterverbreitung dieser Krankheit verhütet werden 
kann, unterliegt keinem Zweifel. 

Der Darmtyphus sucht seine Opfer zumeist unter den lebens- 
kräftigsten Personen, deren Erwerbsthätigkeit er, wenn der Tod nicht 
eintritt, durch langes Siechthum und langsame Genesung schwer zu 
beeinträchtigen pflegt. Seine Bekämpfung verdient für das gesammte 
Reichsgebiet diejenige Beachtung, welche ihr in einzelnen Gemein- 
wesen und namentlich seitens der Heeresverwaltung seit Jahren mit 
allgemein anerkannten Erfolgen zu theil wird. 

Die Aufgabe des Gesetzes selbst kann es nicht sein, die zur Be- 
kämpfung der gemeingefährlichen Krankheiten dienlichen Maassregeln 
bis in die Einzelheiten erschöpfend zu behandeln. Vielmehr bringt 
es schon die Natur des Gegenstandes mit sich, dass im Gesetz nur 
die leitenden Grundsätze aufgestellt werden, während die näheren 
Vorschriften über Jie bei den einzelnen Krankheiten im allgemeinen 
wie nach der besonderen Lage gewisser Fälle erforderlichen Anord- 
nungen dem Verordnungswege zu überlassen sind. Es würde auch 
gegen die Grundsätze der Gesundheitspolizei streiten, wenn alle vor- 
zusehenden Schutzmaassregeln durch das Gesetz festgelegt würden; 
denn es ist unerlässlich, dieselben mit den wechselnden Anschauungen 
der Wissenschaft beständig in Einklang zu halten und zu diesem 
Behuf auch in Einzelheiten rasch einer Umgestaltung unterwerfen zu 
können. Demgemäss sind in dem Entwurf nur die für eine erfolg- 
reiche Bekämpfung leicht übertragbarer Volkskrankheiten überhaupt 
in Betracht kommenden Maassnahmen aufgeführt und in Anlehnung 
an sie den Behörden die nöthigen Vollmachten und Zwangsbefugnisse 
beigelegt. Die Art, wie die grundsätzlichen Maassnabmen sowohl 
den einzelnen Krankheiten gegenüber als auch unter den verschie- 
denen Lebens- und Verkehrsverhältnissen zur Anwendung gelangen 
sollen, ist dagegen der Hauptsache nach der Beschlussfassung des 
Bundesraths vorbehalten, unter gewissen Voraussetzungen auch, so- 
weit es zweckmässig erschien, 'dem Ermessen der Landesregierungen 
überlassen. 

Ueber die Organisation und Zuständigkeit der mit der Ausfüh- 
rung des Gesetzes zu betrauenden Behörden, über die Bestreitung der 
durch die Bekämpfung der Krankheiten entstehenden Kosten und über 
das in Streitfällen wegen Zulässigkeit oder Zweckmässigkeit der an- 
geordneten Maassregeln. zu beobachtende Verfahren konnten, ohne 
den unter einander abweichenden Verwaltungseinrichtungen der 
Bundesstaaten zu nahe zu treten, in den Entwurf Bestimmungen nicht 
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aufgenommen werden; die Regelung dieser Frage soll Sache der 
Landesgesetzgebung bleiben. 

Der Entwurf behandelt den Stoff in sechs Abschnitten, nämlich: 
1) Anzeigepflicht, 2) Ermittelung der Krankheit, 3) Schutzmaassregeln, 
4) Entschädigungen, 5) Allgemeine Vorschriften, 6) Strafbestimmungen. 


1) Anzeigepflicht. 

$ 1. Eine wesentliche Voraussetzung für die erfolgreiche Be- 
kämpfung der Seuchen bildet das rasche und sichere Eingreifen der 
Behörden unmittelbar nach dem Seuchenausbruch. Um die Behörden 
hierzu in den Stand zu setzen, ist es nothwendig, dieselben so 
schleunig wie möglich von dem Auftreten der Krankheit zu unter- 
richten. Aus der Erkenntniss dieser Nothwendigkeit, welche durch 
die Erfahrungen bei den verschiedenen Cholera-Epidemien seit 1830 
mehr und mehr in den Vordergrund gerückt wurde, sind in vielen 
deutschen Staaten, ebenso wie in den Culturstaaten des Auslandes 
Bestimmungen hervorgegangen, durch welche bei gewissen Krank- 
heiten eine Anzeige der Erkrankungsfälle bei der Behörde vorge- 
schrieben wird. Abgesehen von der Bedeutung dieser Anzeigen für 
das rasche Eingreifen der Sanitätspolizei sind sie insofern von nicht 
zu unterschätzendem Nutzen, als die genaue Kenntniss der einzelnen 
Erkrankungs- und Todesfälle in ihrem zeitlichen und örtlichen Zu- 
sammenhange eine werthvolle Grundlage für die Beurtheilung der 
Entstehungsbedingungen und Verbreitungsgesetze der Krankheiten 
bildet. Es liegt daher ebensowohl in dem wissenschaftlichen Interesse, 
das Wesen der Seuchen zu ergründen, wie auch in dem nächsten 
praktischen Bedürfniss der Abwehr, dass eine Feststellung der Er- 
krankungs- und Todesfälle in zuverlässiger und gleichmässiger Art 
gesichert werde. In ihrer jetzigen Gestaltung genügen aber die in 
den einzelnen Bundesstaaten geltenden Bestimmungen über die An- 
zeigepflicht weder dem einen noch dem anderen Zwecke, da sie nicht 
nur hinsichtlich der Krankheiten, auf welche sich die Anzeigepflicht 


erstreckt, sondern auch in ihrem sonstigen Inhalt erhebliche Ab- | 
weichungen unter einander zeigen. Nur die Regelung der Anzeige- | 


pflicht für das ganze Reichsgebiet dürfte hier zu einem befriedigen- 
den Ergebnisse führen. 

‚ „Pie durch das Gesetz betroffenen Krankheiten können nach dem 
Umfange, in welchem die Anzeigepflicht geboten erscheint, in zwei 


Gruppen gesondert werden. Die erste umfasst diejenigen Krank- | 


heiten, welche durch die Schwere ihres Verlaufs und die Schnellig- 
keit ihrer Weiterverbreitung die grösste Gefahr für die Bevölkerung 
bilden. Hierher gehören die Cholera, das Gelbfieber, das Fleckfieber, 
die Pest und die Pocken. Um bei diesen Krankheiten zu verhindern, 
dass die ersten Fälle unbemerkt bleiben und dass die Anordnung 
der erforderlichen Schutzmaassregeln eine unter Umständen folgen- 
schwere Verzögerung erleidet, soll sich die Anzeigepflicht hier nicht 
nur auf die sicher erkannten Erkrankungsfälle, sondern auch auf alle 
diejenigen Fälle erstrecken, in welchen nur der Verdacht der Er- 
krankung an einer der bezeichneten Seuchen begründet ist. Diese 
Vorschrift ist um so nothwendiger, als die meisten Laien und selbst 
viele Aerzte nicht Gelegenheit haben werden, Fälle von asiatischer 
Cholera, Fleckfieber oder Pocken, geschweige denn von Gelbfieber 
oder Pest zu beobachten, so dass Zweifel über die Natur der Krank- 
heit, namentlich bei den ersten Fällen häufig zu erwarten sind. Die 
alsbaldige Benachrichtigung der Behörde, auch bei zweifelhaften Er- 
krankungen, und die darauf folgende Begutachtung durch den be- 
amteten Arzt wird die Gefahr, dass beim ersten Auftreten der Krank- 
heit einzelne Fälle unerkannt bleiben, erheblich verringern. Da die 
Diagnose eines Krankheitsfalles dieser Gruppe oft erst durch den 
tödtlichen Ausgang bestätigt wird, ist es ferner erforderlich, dass 
nicht nur von jeder Erkrankung, sondern auch von jedem "Todesfall 
Anzeige erstattet werde. Die Todesanzeige bietet zugleich einen Er- 
satz für die etwa unterbliebene Erkrankungsanzeige. Dies ist um so 
wichtiger, als nach den bisherigen Erfahrungen Erkrankungsanzeigen, 
sei es aus Unachtsamkeit, sei es wegen Unkenntniss der Natur der 
Krankheit, voraussichtlich vielfach unterbleiben werden. Endlich ist 
es für die wissenschaftliche Beurtheilung und praktische Behandlung 
von Wichtigkeit, das Verhältniss der Sterbefälle zu der Zahl der 
Erkrankungen kennen zu lernen. 

Bei den übrigen im $ 1 genannten Krankheiten erscheint die 
Ausdehnung der Anzeigepflicht auf die Todesfälle durch sanitäts- 
polizeiliche Rücksichten nicht geboten, es genügt vielmehr die An- 
zeige der Erkrankungen. 

Als diejenige Stelle, welcher die Anzeige zu erstatten ist, be- 
zeichnet der Entwurf die Ortspolizeibehörde. Hierfür war die Er- 
wägung maassgebend, dass es sich zur Vermeidung jedes Zeitverlustes 
empfiehlt, die Meldungen an diejenige Behörde zu richten, welche 
die nächsten Maassnahmen gegen eine weitere Verbreitung der Krank- 
heit zu veranlassen hat. Auch ist Werth darauf zu legen, dass die 
Meldestelle dem Publikum möglichst leicht zugänglich sei, um die 
Erfüllung der Anzeigepflicht nicht zu erschweren. 

Neben der Anzeige an die Ortspolizeibehörde ist für die Krank- 
heiten der ersten Gruppe die gleichzeitige Anzeige an den beamteten 
Arzt vorgeschrieben. Die Weiterverbreitung dieser Krankheiten kann 
erfahrungsgemäss nur durch das rascheste Eingreifen unmittelbar nach 
dem Seuchenausbruche gehindert werden; es ist daher von Wichtig- 
keit, dass der beamtete Arzt, welcher nach $ 6 des Entwurfs die 
sachverständige Feststellung der Krankheit vorzunehmen hat und 
nach $ 10 in dringenden Fällen die erforderlichen Abwehrmaass- 
nahmen auch ohne Mitwirkung der Ortspolizeibehörde vorläufig an- 





ordnen kann, so schleunig wie möglich von dem Krankheitsausbruch 
unterrichtet wird. Fine übermässige Belästigung der Bevölkerung 
wird durch die doppelte Anzeigepflicht nicht herbeigeführt, da letz- 
tere nur für wenige, in Deutschland glücklicherweise seltene Krank- 
heiten vorgesehen ist. 

Wenn ein Erkrankter den Aufenthaltsort wechselt, wie es bei 
anscheinend leichten Erkrankungen solcher Personen, die sich zeit- 
weilig ausserhalb ihrer Familie aufhalten (Zöglinge von Pensions- 
oder Lehranstalten, Dienstboten, Geschäftsreisende und dergleichen), 
nicht selten vorkommen wird, so bedarf es einer erneuten Anzeige, 
und zwar sowohl am bisherigen als auch am neuen Aufenthaltsorte. 
Die Behörde des ersteren hat hieran ein Interesse, um sich mit ihren 
weiteren Schutzmaassregeln danach richten zu können, insbesondere 
die Desinfection der bisherigen Unterkunftsräume des Erkrankten 
nöthigenfalls anzuordnen. Am neuen Aufenthaltsort aber liegen für 
die Behörde die Verhältnisse nicht anders, als wenn die Erkrankung 
erst hier eingetreten wäre. Demgemäss ist im Absatz 2 des $1 für 
solche Fälle eine zweifache Anzeige vorgeschrieben. Die Anzeige- 
pflicht entsteht für den bisherigen Aufenthaltsort mit dem Augen- 
blick der Abreise, für den neuen Aufenthaltsort mit dem Augenblick 
der Ankunft. Wegen entsprechender Mittheilungen von Behörde zu 
Behörde werden im Verwaltungswege die nöthigen Bestimmungen zu 
treffen sein. 

Sollte sich das Bedürfniss ergeben, die Anzeigepflicht auch auf 
andere, als die im $ 1 genannten Krankheiten auszudehnen, und 
demgemäss der Bundesrath von der im Absatz 3 vorgesehenen Be- 
fugniss Gebrauch machen, so wird er zugleich darüber Bestimmung 
zu treffen haben, in welche der beiden Gruppen des Absatz 1 die 
durch ibn unter das Gesetz gestellte Krankheit eingereiht werden soll. 

Es giebt eine Anzahl ansteckender Krankheiten, welche wegen 
ihrer geringeren räumlichen Verbreitungsfähigkeit nicht als gemein- 
gefährlich betrachtet werden können, die aber doch zeitweise an 
einzelnen Orten in so schwerer Form auftreten, dass es geboten er- 
scheint, ihrer Weiterverbreitung mit sanitätspolizeilichen Maassregeln 
entgegenzuwirken. Dahin gehören beispielsweise gewisse ansteckende 


Augenkrankheiten, Aussatz (Lepra), Genickstarre. Wenn auch in 


Ermangelung einer gemeinen Gefahr reichsgesetzliche Vorschriften 
für diese Krankheiten nicht in Aussicht zu nehmen sind, so soll doch 
den Landesregierungen die im Landesrecht begründete oder durch 
landesrechtliche Vorschriften zu begründende Befugniss nicht ge- 
nommen werden, zur Bekämpfung derartiger Krankheiten die Anzeige- 
pflicht einzuführen oder, wo sie besteht, zur Geltung zu bringen. 
Dass das neue Gesetz nach dieser Richtung hin das Landesrecht nicht 
einschränken will, ist im Absatz 4 des $ 1 durch einen entsprechen- 
den Vorbehalt zum Ausdruck gebracht. 


$2. Um die Erfüllung der Anzeigepflicht zu sichern, darf der 
Kreis der anzeigepflichtigen Personen nicht zu eng gezogen werden. 
Vor allen Anderen ist der Arzt vermöge seiner wissenschaftlichen 
Kenntnisse und seiner Erfahrung, in zweiter Linie jede ausserdem 
berufsmässig mit der Behandlung und Pflege von Kranken sich be- 
fassende Person im Stande, zu erkennen. ob es sich im Einzelfalle 
um eine anzeigepflichtige Krankheit handelt. Es empfiehlt sich des- 
halb, zunächst diesen Personen die Anzeigepflicht aufzuerlegen. Für 
die Auswahl und Reihenfolge der übrigen zur Anzeige Verpflichteten 
war die Absicht maassgebend, für alle im gewöhnlichen Leben vor- 
kommenden Verhältnisse eine Person zu bezeichnen, der die Pflicht 
zur Anzeige obliegt. Zu den Haushaltsgenossen (Nr. 5) ist auch das 
die Wohnung des Erkrankten theilende Dienstpersonal zu rechnen. 
Im Falle eines Aufenthaltswechsels ($ 1 Absatz 2) bestimmt sich die 
Anzeigepflicht am bisherigen Aufenthaltsort nach den Verhältnissen, 
welche der Kranke dort verlässt, am neuen Aufenthaltsort nach den 
Beziehungen, in welche er hier eintritt. Durch Veröffentlichung 
gemeinverständlicher Belehrungen über die Kennzeichen und den Ver- 
lauf der in Frage kommenden Krankheiten wird von Amtswegen dar- 
auf hinzuwirken sein, dass auch dann, wenn nur anzeigepflichtige 
Laien vorhanden sind, die Anzeigen vollständig erstattet werden können. 

Die Bestimmung, dass die Anzeigepflicht in jedem Falle erst dann 
eintritt, wenn ein in der Reihenfolge vorher genannter Verpflichteter 
nicht vorhanden oder an der Anzeige verhindert ist, entspricht der 
gleichen Vorschrift im $ 18 Absatz 2 des Gesetzes über die Beur- 
kundung des Personenstandes und die Eheschliessung vom 6. Februar 
1875 (Reichs-Gesetzbl. S. 23). 

Da dem gesundheitspolizeilichen Interesse Genüge geschehen ist, 
wenn der zuständigen Behörde überhaupt von dem Krankheitsfalle 
Kenntniss gegeben wird, bestimmt $ 44 Nr. 1 ausdrücklich, dass eine 
Strafverfolgung wegen’ unterlassener Anzeige nicht eintreten soll, 
wenn die Anzeige zwar nicht von dem zunächst Verpflichteten, aber 
dennoch anderweit rechtzeitig erstattet worden ist. 


$ 8. Eine Ausnahmestellung unter den ansteckenden Krank- 
heiten nimmt das Kindbettfieber insofern ein, als es sich auf einen 
bestimmten und engen Kreis von Personen beschränkt und erfahrungs- 
gemäss hauptsächlich dadurch verbreitet wird, dass Hebammen, welche 
die am Kindbettfieber Erkrankten behandeln, durch ihre Thätigkeit 
bei anderen Wöchnerinnen auf diese den Krankheitsstoff übertragen. 
Der Anordnung allgemeiner sanitätspolizeilicher Maassregeln bedarf 
es bei dieser Krankbeit nicht, vielmehr genügt es, den Hebammen 
geeignete Vorsichtsmaassregeln zur Pflicht zu machen und die Be- 
folgung zu überwachen. Die Mitwirkung der Ortspolizeibehörde 
kommt daher hier nicht in Frage, so dass ihre Benachrichtigung bier 
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entbehrlich ist. Statt dessen siebt der Entwurf eine Anzeige an den 
beamteten Arzt vor, welcher die Aufsicht über die Berufsthätigkeit 
der Hebammen zu führen bat. Die Anzeigepflicht konnte entsprechend 
dieser Sachlage ausschliesslich dem behandelnden Arzte und der Heb- 
amme auferlegt werden. Aufgabe der für die Hebammen bestimmten 
Anweisungen bleibt es, nähere Anleitung darüber zu geben, welche 
Krankheitserscheinungen die Verpflichtung zur Anzeige begründen. 


$ 4. Für Erkrankungen und Todesfälle, welche in öffentlichen 
Krankenhäusern, Gefangenenanstalten oder äbnlichen Anstalten vor- 
kommen, empfiehlt sich aus naheliegenden Gründen eine abweichende 
Regelung der Anzeigepflicht, wie sie $ 4 in Anlehnung an die Be- 
stimmungen der $$ 20 und 58 des Gesetzes über die Beurkundung 
des Personenstandes etc. vom 6. Februar 1875 enthält. 

Besondere Vorschriften erheischt die Durchführung der Anzeige- 
pflicht beim Schiffahrts- und Flössereiverkehr. Die Verpflichtung 
zur Anzeige kann hier nur dem Schiffer und Flossführer, oder im 
Falle ihrer Behinderung ihren Stellvertretern auferlegt werden. Es 
kann aber dem Schiffer oder Flösser nicht zugemuthet werden, die 
Anzeige an diejenige Ortspolizeibehörde zu richten, in deren Bezirk 
die Erkrankung oder der Todesfall eingetreten ist. Abgesehen da- 
von, dass dies für die Betheiligten häufig mit unüberwindlichen 
Schwierigkeiten verknüpft sein würde, ist der Schiffer unter Um- 
ständen gar nicht in der Lage, zu beurtheilen, in welchem Polizei- 
bezirk er sich im entscheidenden Zeitpunkt befindet. Für den See- 
schiffsverkehr wird im Allgemeinen die Polizeibehörde des ersten, 
nach Eintritt der anzeigepflichtigen Thatsache angelaufenen deutschen 
Hafenplatzes als zuständig zu bezeichnen sein, indessen können be- 
sondere Verhältnisse eine abweichende Regelung erheischen. Für den 
Binnenschiffs- und Flössereiverkehr ist es noch schwerer, allgemeine 
Regeln aufzustellen; die nöthige Bestimmung wird hier voraussicht- 
lich am zweckmässigsten in Verbindung mit der gemäss $ 15 Nr. 2a 
anzuordnenden Beaufsichtigung dieses Verkehrs getroffen werden. 
Mit Rücksicht hierauf ist im $ 4 Absatz 2 dem Bundesrath die Be- 
fugniss beigelegt, nähere Grundsätze hierfür aufzustellen. 


$ 5. Um die anzeigepflichtigen Personen durch die ihnen ange- 
sonnene Verpflichtung möglichst wenig zu belästigen, ist es ihnen 
freigelassen, die Anzeige mündlich oder schriftlich zu erstatten. Die 
mündliche Anzeige kann auch durch eine dritte, nicht anzeigepflich- 
tige Person geschehen. Die schriftliche Anzeige kann der Meldestelle 
entweder unmittelbar übergeben oder durch die Post zugesendet wer- 
den. Für den letzterwähnten Weg, welcher sich vielfach als der be- 
quemste erweisen wird, erscheint es im Interesse der Anzeigepflich- 
tigen und zur Sicherstellung einer möglichst vollkommenen Erfüllung 
der Anzeigepflicht unerlässlich, eine Form zu wählen, welche den Ab- 
sender der Nothwendigkeit einer Portoverauslagung überhebt. Zu- 
gleich aber ist darauf zu halten, dass die erwachsenden Portokosten 
in den engsten Grenzen bleiben. R 

Den Anzeigen Portofreiheit zu gewähren, erscheint nicht angängig, 
weil sie weder von einer Reichsbehörde ausgehen, noch an eine solche 
gerichtet sind, mithin den Bedingungen nicht entsprechen, unter wel- 
chen allein selbst Sendungen in Reichsdienstangelegenheiten nach 
dem Portofreiheitsgesetz vom 5. Juni 1869 (Bundes-Gesetzbl. S. 141) 
die Portofreiheit geniessen, und weil einer Erweiterung der Portofrei- 
heiten über die in diesem Gesetze gezogene Grenze hinaus schon we- 
gen der Berufungen, welche daraus erwachsen würde, grundsätzliche 
Bedenken entgegenstehen. Die allgemeine Benutzung unfrankirter 
Postkarten zu den Anzeigen würde einen erheblichen Portoaufwand 
verursachen, da derartige Karten einem Porto von 20 Pf. unterliegen. 
Die Meldekarten etwa von dem Zuschlagporto befreien und zu dem 
Satze für frankirte Postkarten befördern zu lassen, würde in Wider- 
spruch stehen mit dem, sowohl im inneren wie im Weltpostvereins- 
verkehr bisher stets festgehaltenen Grundsatze, dass die einzelnen 
Versendungsgattungen eingeräumten Porto-Ermässigungen deren fran- 
kirte Einlieferung unbedingt zur Voraussetzung haben. Ueberdiess 
würde die Behandlung unfrankirter Karten für den Postbetrieb und 
für die Empfänger unerwünschte Erschwernisse bereiten. Dagegen 
erscheint es angängig, die Anzeigen, wenn sie die Form von Briefen 
erhalten, als portopflichtige Dienstbriefe zu behandeln, welche nach 
$ 1 des Gesetzes über das Posttaxwesen vom 28. October 1871 
(Reichs-Gesetzbl. S. 358) mit Zuschlagporto nicht belegt werden. Die 
Anzeigen haben in diesem Falle innerhalb des Reichspostgebiets — 
und zwar ohne Unterschied, ob sie an die Ortspolizeibehörde oder an 
den beamteten "Arzt gerichtet sind —, wenn die empfangende Stelle 
im Orts- oder Landbestellbezirke des Aufgabeortes sich befindet, 5 Pf., 
in Berlin 10 Pf. Porto zu tragen; der Portosatz von 10 Pf. würde 
auch dann eintreten, wenn die Meldekarten zwischen verschiedenen 
Orten mit Postanstalten versandt werden. Die Beschreitung dieses 
Weges bei Versendung der Meldekarten setzt die Einführung be- 
stimmter Formulare voraus, welche von den Polizeiverwaltungen auf 
ihre Kosten beschafft und den Anzeigepflichtigen unentgeltlich ver- 
abfolgt werden. Nur Anzeigen, zu welchen diese Formulare verwendet 
sind, sollen die angegebene Portovergünstigung geniessen. Einer 


gesetzlichen Vorschrift bedarf es zur Einführung des bezeichneten 
Verfahrens nicht, dasselbe kann vielmehr für den Bereich der Reichs- 
postverwaltung im Rahmen des geltenden Rechts durch Verordnung 
ins Leben gerufen werden. 

Für den inneren Verkehr Bayerns und Württembergs hat die 
Regelung gemäss Artikel 52 der Reichsverfassung nach Massgabe der 
landesrechtlichen Vorschriften zu erfolgen. 





Die Frage, wem die Kosten des Meldewesens zur Last fallen, 
kann in diesem Gesetz nicht zum Austrag gebracht werden, ent- 
scheidet sich vielmehr nach Landesrecht. Der Entwurf geht davon 
aus, dass diese Kosten, einschliesslich des Portos für die Anzeigen, 
zu den sächlichen Ausgaben der Ortspolizeiverwaltung gehören und 
dass derjenige dafür aufzukommen hat, welcher nach den landes- 
rechtlichen Bestimmungen die zuletzt erwähnte Last trägt. Eine 
Heranziehung der anzeigepflichtigen Personen zu den in Rede stehen- 
den Kosten erscheint hiernach ausgeschlossen. 


2) Ermittelung der Krankheit. 


$ 6. In den Bestimmungen über die Ermittelung des Ausbruchs 
einer Seuche lehnt sich der Entwurf eng an das Gesetz, betreffend die 
Abwehr und Unterdrückung von Viehseuchen, vom 23. Juni 1880 an. 
Er trifft Vorkehr, dass von sachverständiger Seite mit möglichster 
Beschleunigung Art, Stand und Ursache der ausgebrochenen Krank- 
heit festgestellt werden, weil hiervon Art und Umfang der zu 
ergreifenden sanitätspolizeilichen Maassregeln abhängig sind. Er ver- 
pflichtet sodann zur unverzüglichen Ausführung der letzteren die 
örtliche Polizeiverwaltung, weil sie mit den Verhältnissen am 
meisten vertraut ist und mit ihrer Hilfe am ersten zur Stelle sein 
kann. Aus dem Zusammenhang der Bestimmungen ergiebt sich, dass 
das vorgesehene Verfahren nicht nur für die im $ 1 namentlich auf- 
geführten Krankheiten gilt, sondern auch bei denjenigen einzutreten 
haben würde, für welehe der Bundesrath etwa, auf Grund der Be- 
stimmung im $ 1 Absatz 3, die Anzeigepflicht späterhin einführen 
sollte. Nur auf das Kindbettfieber soll das Verfahren keine Anwen- 
dung finden; es gehört nicht zu den ansteckenden Krankheiten des 
$1 des Entwurfs. Die nämliche Begrenzung der Anwendbarkeit des 
Gesetzes ist überall da zu Grunde gelegt, wo allgemein von an- 
steckenden Krankheiten unter Verweisung auf $ 1 die Rede ist. 

Die Ermittelungen ausschliesslicb in die Hand der beamteten 
Aerzte zu legen, erscheint um deswillen gerechtfertigt, weil nur hier- 
durch deren rasche und gleichmässige Erledigung gewährleistet werden 
kann. Erhält der beamtete Arzt durch die Ortspolizeibehörde die 
Nachricht von dem Krankheitsausbruch, so ist er verpflichtet, die 
Ermittelungen anzustellen. Er soll aber nicht genöthigt sein, auf 
die polizeiliche Mittheilung in allen Fällen zu warten. Geht ihm 
anderweit eine Nachricht zu, nach welcher das Auftreten eines be- 
drohlichen Krankheitsfalles weitere Kreise der Bevölkerung als ge- 
fährdet erscheinen lässt, so soll er der Noth der Lage gerecht werden 
können und ohne polizeiliche Benachrichtigung die Feststellung vor- 
nehmen dürfen. Bei den im $ 1 an erster Stelle genannten fünf 
Krankheiten wird die Annahme eines Nothfalls meist ohne weiteres 
gerechtfertigt sein. Im übrigen kann es bei der Beurtheilung, ob 
ein solcher Fall vorliegt, auf sehr verschiedene Verhältnisse, z. B. 
Mangel anderer ärztlicher Hilfe, Auftreten der Krankheit in über- 
völkerten Stadttheilen oder in ungesunden Wohnungen, Heftigkeit 
des Krankheitsfalles, Vermuthung, dass der Erkrankte sich entfernen 
will u. s. w. ankommen. Da hier nur das pflichtmässige Ermessen 
des die Interessen des Gemeinwohls wahrnehmenden Arztes entscheidet, 
so muss das Gesetz sich darauf beschränken, diesem Ermessen den 
nöthigen Spielraum zu schaffen. 

Im Allgemeinen soll nach $ 6 Absatz 1 die Ermittelung durch 
den beamteten Arzt nur stattfinden, wenn es sich um den ersten Aus- 
bruch einer Seuche in einer Ortschaft handelt. Unter besonderen 
Umständen, namentlich bei grösseren Städten, genügt dies aber nicht. 
Hier können die Entfernungen, in welchen mehrere Krankheitsfälle 
sich ereignen, so gross, die örtlichen Bedingungen, unter welchen sie 
eintreten, so verschieden, die Gefahren, welche die Fälle mit sich 
bringen, so ungleich sein, dass das Urtheil’des feststellenden Arztes 
in dem einen Falle wenigen oder keinen Anhalt für die Beurtheilung 
der übrigen Fälle bietet. Die Sachlage ist thatsächlich unter solchen 
Verhältnissen nicht viel anders, als wenn eine Seuche in zwei ver- 
schiedenen Ortschaften, die einander nahe liegen, ausbricht. Solchen 
Verhältnissen soll Absatz 2 des $ 6 Rechnung tragen. Die Voraus- 
setzungen, unter welchen er zur Anwendung zu bringen ist, lassen 
sich im Gesetz nicht angeben, können vielmehr nur im Verwaltungs- 
wege unter Berücksichtigung der örtlichen Verhältnisse festgestellt - 
werden. Der Entwurf geht davon aus, dass dies im voraus und all- 
gemein für alle hier in Betracht kommenden Orte zu geschehen hat, 
sodass bei: dem Auftreten einer Seuche Polizeibehörde und Arzt ohne 
weiteres die Richtschnur für ihr Verhalten finden. 

Nachdem einmal der Seuchenausbruch festgestellt ist, bedarf es 
der Regel nach einer amtsärztlichen Controle aller weiteren Krank- 
heitsfälle nicht. Immerhin kann sich das Bedürfniss ergeben, einzelne 
Fälle auch dann noch besonderer ärztlicher Feststellung zu unter- 
ziehen. Vielfach wird dies von der Art, wie die Krankheit in dem 
einzelnen Falle auftritt, von der Weise, wie sie sich verbreitet und 
von anderen, lediglich in der besonderen Natur der Seuche oder in 
den Verhältnissen der Bevölkerung oder des Orts begründeten Um- 
ständen abhängig sein. Das Gesetz darf hier die Bewegungsfreiheit 
der Behörde nicht einschränken; gegen unrichtige, unnöthige und 
deshalb die Bevölkerung belästigende oder beunruhigende Massregeln 
hat der Entwurf dadurch Schutz zu gewähren gesucht, dass nicht die 
Ortspolizeibehörde, sondern die — für die ländlichen Ortschaften und 
die kleineren Städte ihr vorgesetzte — untere Verwaltungsbehörde, 
und auch sie nicht allein, sondern nur im Einverständnisse mit dem 
beamteten Arzt zu weiteren Ermittelungen befugt sein soll. Die im 
Absatz 4 des $ 6 vorgesehene amtliche Controle aller Seuchenfälle 
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kann namentlich dann in Frage kommen, wenn in kurzen Zwischen- 
räumen vereinzelte Todesfälle oder Erkrankungen an einer der fünf 
besonders geführlichen Seuchen hervortreten, ohne dass eine gemein- 
same Infectionsquelle ersichtlich ist, oder wenn eine dieser Seuchen 
in besonders schwerer oder hartnäckiger Form auftritt, oder wenn 
sie im Erlöschen begriffen zu sein scheint und ein sicherer Aufschluss 
darüber gewonnen werden soll, ob unter den gemeldeten Erkrankungen 
sich etwa solche befinden, welche der Seuche nicht zugerechnet zu wer- 
den brauchen. Die Anordnung solcher Ermittelungen ist im Hinblick 
auf ihre Tragweite der höheren Verwaltungsbehörde vorbehalten. 


$ 7. Zur Feststellung der Krankheit wird oft die Besichtigung 
des Kranken oder der Leiche durch den beamteten Arzt unentbehr- 
lich sein; es muss daher durch das Gesetz ausser Zweifel gestellt 
werden, dass ihm auf Verlangen der Zutritt zu gestatten ist. Stösst 
der Arzt dabei auf Anstände, so hat er die Ortspolizeibehörde an- 
zurufen, welche verpflichtet ist, ihm den Zutritt zu ermöglichen. Um 
auch ohnedies dem Auftreten des Arztes grösseren Nachdruck zu ver- 
leihen, ist im $ 44 Nr. 2 die Verweigerung des Zutritts mit Strafe 
bedroht. In gleicher Weise muss dem Arzt die Vornahme aller der- 
jenigen Untersuchungen möglich sein, welche er zur Feststellung der 
Krankheit für erforderlich erachtet. Hierzu wird unter Umständen 
auch die Oeffnung der Leiche gehören. Bei dem Verdacht von Cho- 
lera kann die Leichenöffnung um deswillen geboten sein, weil die 
Krankheit nur durch bakteriologische Untersuchung des Dünndarm- 
inhaltes mit Sicherheit erkannt werden kann. Auch bei Fleckfieber 
und Rückfallfieber wird sich ein Bedürfniss dazu behufs Unterschei- 
dung dieser Krankheiten vom Darmtyphus zuweilen herausstellen. 
Uebrigens wird in allen diesen Fällen die Schonung der Empfindungen 
der Hinterbliebenen sich von selbst verstehen; denn in den meisten 
Fällen wird, ohne weitere Verletzung der Leiche, ein leichter Eingriff 
in den von der Krankheit zunächst betroffenen Körpertheil für den 
Arzt genügen. Bei Pest und Pocken mag sich die Leichenöffnung 
wohl nur ausnahmsweise als erforderlich erweisen, indessen ist sie 
auch hier nicht immer zu entbehren. 

Zur Ergänzung der übrigen Ermittelungen und unter Umständen 
zur Berichtigung des darauf gegründeten Urtheils ist es für den Arzt 
von Wichtigkeit, über alle Nebenumstände unterrichtet zu werden, 
welche nach seinem sachverständigen Ermessen die Entstehung und 
Entwicklung der Krankheit haben begünstigen können. Dieser Rück- 
sicht soll Absatz 2 des $ 7 genügen. Der Arzt soll demgemäss von 
allen anzeigepflichtigen Personen Auskunft beanspruchen können, 
ohne Rücksicht darauf, wer im Einzelfalle nach $2 Absatz 2 zur An- 
zeige des Erkrankungs- oder Todesfalles zunächst verpflichtet war 
oder thatsächlich die Anzeige bewirkt hat. 


$ 8. Die Vorschrift giebt für die Polizeibehörde den Rechts- 
grund, von dem aus sie zum Schutze der Bevölkerung einzuschreiten 
befugt und verpflichtet ist, wenn der Ausbruch einer Seuche zweifels- 
frei festgestellt wird. 

Sobald hierüber eine Erklärung des beamteten Arztes vorliegt, 
ist die Ortspolizeibehörde vermöge dieser Bestimmung in der Lage, 
mit denjenigen Schutzmaassregeln vorzugehen, zu welchen der Ent- 
wurf in den $$ 11 ff. sie ermächtigt. Etwaige Zweifel an der Rich- 
tigkeit der ärztlichen Feststellung können ihr zwar Veranlassung 
geben, die Entscheidung der vorgesetzten Behörde anzurufen: die 
Ausführung der Maassregeln darf aber im Interesse des Schutzes ge- 
gen eine wahrscheinliche Gefährdung der Bevölkerung in diesem Falle 
nicht ausgesetzt werden. Was Art und Umfang der zu treffenden 
Anordnungen anlangt, so wird die Polizeibehörde hierbei den Anlei- 
tungen des beamteten Arztes zu folgen haben. Nach dieser Richtung 
hin die Beziehungen zwischen dem begutachtenden Arzte und der 
ausführenden Behörde zu regeln, wird Aufgabe der Ausführungsbe- 
stimmungen sein. 


$ 9. Bei Cholera, Fleckfieber, Gelbfieber, Pest und Pocken em- 
pfiehlt es sich, den Ausbruch der Seuche alsbald öffentlich bekannt 
zu machen, sowie über den weiteren Gang der Seuche zeitweise zu- 
verlässige Angaben zu veröffentlichen. Es ist nicht zu verkennen, 
dass derartige Veröffentlichungen die Interessen eines Ortes nament- 
lich dann, wenn sich ein lebhafter gewerblicher Verkehr in ihm con- 
centrirt, empfindlich berühren. Aber alle Erfahrungen beweisen, dass 
es richtiger ist, diesen Nachtheil auf sich zu nehmen, als mit einer 
wahrheitsgetreuen Mittheilung über die Lage zurückzuhalten. Nur 
so gewinnt die Bevölkerung im Inlande wie im Auslande die Sicher- 
heit, deren der Verkehr unbedingt bedarf. Nur so wird die Ein- 
wohnerschaft des Ernstes der Lage sich bewusst und zur Vorsicht 
angeregt. Nur so lässt sich der Verbreitung übertriebener und beun- 
ruhigender Gerüchte, die schliesslich stets schädlicher sind als die 
Wahrheit, wirksam vorbeugen. Man darf sich dabei nicht verhehlen, 
dass dasjenige, was durch diese Bestimmung für das Inland verlangt 
wird, im Auslande nicht in dem Umfange geleistet wird, wie es im 
Interesse einer internationalen Controle der Seuchen zu wünschen 
wäre. Aber im Interesse einer zuverlässigen internationalen Controle 
wird Deutschland sich ein Verdienst erwerben, wenn es die schleunige 
und rücksichtslose Veröffentlichung eines Seuchenausbruchs und der 
weiteren Entwickelung der Seuche zum Grundsatz erhebt. Die Er- 
fahrungen der letzten Cholera-Epidemie haben dargethan, dass die 
Kenntniss des wirklichen Seuchenstandes weniger schädlich auf den 
Verkehr wirkt, als die aus der Verschleierung der wirklichen Sach- 
lage unvermeidlich entspringende Unruhe und Sorge. In einer Zeit, 








in welcber der Presse thatsächliche Vorgänge von Bedeutung doch 
nur für Tage verborgen bleiben können, wäre es ein Fehler, um diese 
Tage zu gewinnen, mit amtlichen Bekanntmachungen zurückzuhalten 
und dadurch allen späteren amtlichen Veröffentlichungen einen Theil 
ihrer Autorität zu entziehen. 

$ 10. Die ausnahmslose Durchführung des Grundsatzes, dass nur 
die Ortspolizeibehörde zur Anordnung der erforderlichen Schutzmaass- 
regeln ermächtigt ist, kann unter Umständen eine verhängnissvolle 
Verzögerung der Maassnahmen herbeiführen, und zwar insbesondere 
dann, ‘wenn die Krankheit an einem von dem Sitz der Ortspolizei- 
behörde entfernten Orte, z. B. auf Einzelhöfen, in einem Theile einer 
aus mehreren räumlich getrennten Ortschaften bestehenden Gemeinde 
ausbricht. Daher muss für den Fall der Gefahr dem beamteten Arzte 
die Befugniss eingeräumt werden, selbständig die ersten Anordnungen 
zu treffen und zu diesem Behufe die Beihilfe der örtlichen Behörde 
in Anspruch zu nehmen. Selbstverständlich ist der beamtete Arzt 
hierbei an die Vorschriften der $$ 12 bis 20 gebunden. Von den 
vorläufigen Anordnungen soll die zuständige Ortspolizeibehörde un- 
verzüglich in Keuntniss gesetzt werden, um die getroffenen Anord- 
nungen mit ihrer Autorität zu decken oder zu corrigiren und die 
weiteren Maassnahmen zu verfügen, zu welchen das Gesetz ihr die 
Anleitung giebt. 


3) Schutzmaassregeln. 


$ 11. Zur wirksamen Bekämpfung der schweren Seuchen lassen 
sich aussergewöhnliche Maassregeln, welche Eingriffe in das Privat- 
eigenthum, Beeinträchtigungen des gewerblichen Verkehrs, unter Um- 
ständen selbst gewisse Beschränkungen der persönlichen Freiheit be- 
dingen, nicht immer umgehen. Sind doch die Gefahren für das 
Gemeinwohl, welche aus einem Seuchenausbruch entspringen können, 
von ungleich grösserer Tragweite, als die Nachtheile und Belästig- 
ungen, die für den Einzelnen durch solche Maassregeln erwachsen. 
Muss desshalb das Gesetz zu solchen Maassregeln unvermeidlich Voll- 
macht geben, so hat es dafür auch auf der anderen Seite die Auf- 
gabe, diese Vollmacht im Interesse des Schutzes der Einzelnen be- 
stimmt zu begrenzen; nicht nur dass es die Behörden bezeichnet, 
denen die erforderlichen Machtvollkommenheiten beigelegt werden 
sollen, es muss auch im Interesse des Verkehrs sowie der Freiheit 
der Person und des Eigenthums diejenigen Grenzen angeben, bis zu 
welchen die Behörden mit ihren Anordnungen gehen dürfen. Die 
Bestimmungen, welche der Entwurf nach dieser Richtung hin trifft, 
schaffen im wesentlichen nicht neues Recht. In den einzelnen Bundes- 
staaten sind den Behörden durch landesrechtliche Vorschriften weit- 
reichende Befugnisse zur Bekämpfung der Seuchen in die Hand ge- 
legt. Der Nutzen einer reichsgesetzlichen Regelung ist überwiegend 
darin zu finden, dass die Vollmachten der Behörden im Interesse 
ihrer Thätigkeit bestimmter bezeichnet, im Interesse der Bevölkerung 
schärfer begrenzt und für den ganzen Umfang des Reichs gleichartig 
bemessen werden. Erst damit wird für den gemeinsamen Kampf der 
Behörden aller Bundesstaaten gegen die Seuchen die noch während 
der Cholera-Epidemie des letzten Jahres schwer vermisste feste Grund- 
lage geschaffen; wie auch andererseits der Bevölkerung überall der 
in der letzten Epidemie gleichfalls oft entbehrte Schutz gegen aus- 
schreitende amtliche Anordnungen geboten. In der Einleitung ist 
bereits hervorgehoben, dass mit Rücksicht auf die verschiedenartige 
Natur der in Betracht kommenden Krankheiten und auf die steten 
Fortschritte der medieinischen und chemischen Wissenschaft das Ge- 
setz nicht alle Einzelheiten erschöpfen kann, sondern sich auf die 
Feststellung der Grundlinien, nach denen die Bekämpfung der Seu- 
chen zu organisiren ist, beschränken muss. Indem jedoch der Ent- 
wurf im $ 22 den Erlass näherer Vorschriften nach dem Vorgange 
des Viehseuchengesetzes dem Bundesrath überträgt, ist die Wahrung 
der Einbheitlichkeit in den zu ergreifenden Vorkehrungen sichergestellt. 

Die Schutzmaassregeln, welche der Entwurf in allgemeinen Grund- 
zügen vorsieht, sind folgende: 

1) die Beobachtung kranker und verdächtiger Personen; 

2) die Meldepflicht für zureisende Personen; 

3) die Absonderung kranker und verdächtiger Personen; 

4) Beschränkungen des Gewerbebetriebes und Verhütung von 

Menschenansammlungen; 

5) die Beschränkung des Schulbesuchs; 

6) die Beschränkung der Benutzung gewisser, der Seuchenver- 

breitung förderlicher Einrichtungen; 

7) die Räumung von Wohnungen; 

8) die Desinfection ; 

9) die Behandlung der Leichen. 

Zu diesen, für alle oder für gewisse der im $ 1 bezeichneten 
Krankheiten vorgesehenen Maassregeln tritt noch in Ansehung ge- 
wisser Augenkrankheiten die Anordnung eines Heilverfahrens. 

Zur Verhütung der Einschleppung auf dem Seewege sollen end- 
lich besondere Schutzvorkehrungen, welche den Eigenheiten dieses 
Verkehrs sich anpassen, zulässig sein. 

Der Umfang, in welchem auf Grund der so gegebenen Vollmachten 
im einzelnen Falle vorgegangen werden muss und darf, wird nach den ört- 
lichen Verhältnissen, vor allem aber nach der Natur der Krankheit und 
nach der mehr oder minder bösartigen Form derselben ein sehr verschie- 
dener sein. Die weitestgehenden Abwehrmaassregeln sind gegen die 
Cholera und die orientalische Pest in Aussicht zu nehmen, da bei 
diesen Krankheiten die Gefahr einer Verschleppung über ausgebrei- 
tete Gebietstheile des Reichs am grössten ist. Bei Fleckfieber 
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und Rückfallfieber gilt es hauptsächlich denjenigen Theil der 
Bevölkerung zu schützen, welcher vorzugsweise der Ansteckung aus- 
gesetzt ist, nämlich die in ungünstigen, wirthschaftlichen und ge- 
sundheitlichen Verhältnissen lebenden Bewohner enger Räume, die 
Insassen von Herbergen, Asylen und dergleichen. Daneben ist einer 
Verbreitung der Seuche durch das Krankenpflegepersonal vorzubeugen 
und die erfahrungsgemäss häufige Verschleppung von Ort zu Ort 
durch umherziehende Personen zu verhüten. Bei Darmtyphus und 
Ruhr führt das blosse Zusammensein gesunder mit kranken Personen 
noch nicht zur Uebertragung des Krankheitsstofis; nur die Abgänge 
des Kranken sind geeignet, das Leiden zu übertragen, zumeist auf 
solche Personen, welche es an der nöthigen Vorsicht und Reinlich- 
keit fehlen lassen. Hier handelt es sich darum, die Abgänge durch 
Zerstörung des in ihnen befindlichen Krankheitskeimes unschädlich 
zu machen und solche Nahrungsmittel und Gebrauchsgegenstände, 
welche der Verunreinigung besonders ausgesetzt sind, einer Controle 
zu unterwerfen. Gegen eine Weiterverbreitung der Pocken werden 
im Hinblick auf die durch das Impfgesetz verringerte Empfänglich- 
keit der Bevölkerung für die Ansteckung allgemeine Schutzmaass- 
regeln nur in den der Einschleppung aus dem Auslande ausgesetz- 
ten Grenzbezirken in Frage kommen, im Binnenlande dagegen wird 
es sich hauptsächlich darum handeln, beim Auftreten vereinzelter 
Pockenfälle eine möglichst schnelle und strenge Absonderung der 
Kranken eintreten zu lassen. Scharlach und Diphtherie endlich 
erheischen nur eine Bekämpfung durch örtliche Maassregeln, deren 
Ziel hauptsächlich sich darauf richtet, gesunde Personen vor einer 
Berührung mit den Kranken zu bewahren, Das Bedürfniss hiernach 
macht sich vornehmlich zwar nur dann geltend, wenn diese Krank- 
heiten in besonders bösartiger Form auftreten; indessen ist nicht 
ausser Acht zu lassen, dass sowohl bei Diphtherie als auch bei Schar- 
lach durch Uebertragung anscheinend leichter Erkrankungsformen 
oft schwere, tödtlich endende Krankheitsfälle hervorgerufen werden. 
Ueberdies machen die Verheerungen, welche gerade diese beiden 
Krankheiten Jahr für Jahr unter der jugendlichen Bevölkerung an- 
richten, ein zielbewusstes Einschreiten gegen die nicht selten auf 
grober Fahrlässigkeit beruhenden Uebertragungen zur Nothwen- 
digkeit. 


$ 12. Die Beobachtung kranker und verdächtiger Personen soll 
verhindern, dass der Ausbruch einer Seuche üherhaupt oder ihre 
Verbreitung in solchen Bevölkerungskreisen, in welchen der Einzelne 
vermöge seiner Lebensweise sehr leicht der Controle anderer entzogen 
ist, der Behörde unbekannt bleibt. Als verdächtig sind sowohl solche 
Personen, welche unter Erscheinungen erkrankt sind, die den Aus- 
bruch einer unter $ 1 fallenden Krankheit befürchten lassen (Krank- 
heitsverdächtige), als auch solche zu betrachten, bei welchen der- 
gleichen Erscheinungen zwar nicht vorliegen, jedoch die Besorgniss 
gerechtfertigt ist, dass sie den Krankheitsstoff aufgenommen haben 
(Ansteckungsverdächtige). Die Beobachtung, welche selbstverständ- 
lich unter thunlichster Vermeidung persönlicher Belästigungen statt- 
finden muss, wird in der Regel nur darin zu bestehen brauchen, dass 
über den Zustand des Kranken oder Verdächtigen durch einen Arzt 
oder eine sonst geeignete Person zeitweise Erkundigungen eingezogen 
werden. Ausnahmsweise kann allerdings zum Zweck der Beobacht- 


ung auch ein Eingriff in die Freiheit der Bewegung erforderlich | 
werden, indem dem Beobachteten entweder ein bestimmter Aufent- | 


halt angewiesen oder der Verkehr an bestimmten Orten untersagt 


wird. Zu dieser verschärften Art der Beobachtung wird aber nur | 
| bei dem Absatz selbstgewonnener landwirthschaftlicher Erzeugnisse 


für solche Personen Veranlassung gegeben sein, bei welchen die Aus- 
führung einer einfachen Ueberwachung erfahrungsgemäss mit beson- 


deren Schwierigkeiten verknüpft ist, wie z. B. für umherziehende | 


Bettler, Zigeuner, Hausirer, ausserdem aber für die schifffahrttreibende 
Bevölkerung, deren Beruf es mit sich bringt, dass sie von Tag zu 
Tag ihren Aufenthalt wechselt. 


$ 18. Eine Beobachtung zum Schutz gegen den Ausbruch einer 


der Behörde von der Ankunft solcher Personen Kenntniss zu ver- 
schaffen, ist im $ 13 zum Schutze gegen die fünf gefährlichsten 





Seuchen die Einführung einer Meldepflicht für zulässig erklärt. Die- 


selbe wird auf einen kurzen, der Incubationszeit der Krankheit; ent- 
sprechenden Zeitraum zu beschränken sein. Nähere Anhaltspunkte 


können hier nur im Verwaltungswege gegeben werden; damit un- | 
nöthige Belästigungen des Verkehrs vermieden werden, ist der Erlass | 


entsprechender Anordnungen der höheren Verwaltungsbehörde vor- 
behalten. 


...8$ 14. Die Verbreitung der im $ 14 genannten Krankheiten lässt 
sich am sichersten dadurch verhindern, dass die erkrankten Personen 
von jedem Verkehr mit Dritten — ausgenommen den Arzt und die 
zu ihrer Pflege bestimmten Personen — ausgeschlossen werden. Ob 
hierzu ein Anlass vorliegt, kann nur die örtliche Behörde beurtheilen. 
Ihr liegen daher die erforderlichen Anordnungen ob. Wann sie von 
ihrer Befugniss Gebrauch machen will, unterliegt ihrer verantwort- 
lichen Erwägung, bei welcher das Gutachten des beamteten Arztes 
der Natur der Sache nach von maassgebender Bedeutung ist. Han- 
delt es sich um Cholera, Fleckfieber, Gelbfieber, Pest oder Pocken, 
so muss die vorgesehene Maassnahme mit Rücksicht auf die Grösse 
der Gefahr auch gegenüber solchen Personen zulässig sein, bei wel- 
chen nicht Krankheits- sondern Ansteckungsverdacht vorliegt. 


Beil, 


Für den Fall, dass die Absonderung in der Wohnung des Er- 
krankten wirksam nicht durchgeführt werden kann, ist es nicht zu 
vermeiden, der Behörde Vollmacht zu geben, vermöge deren sie den 
Erkrankten in ein Krankenhaus oder in sonst geeignete Räume, 
welche die Absonderung ermöglichen und die sachgemässe Pflege 
des Erkrankten gewährleisten, überführen kann. Ein derartiger Ein- 
griff in die persönliche Freiheit und in die nächsten Familienbezieh- 
ungen lässt sich nur durch ein überwiegendes Allgemeininteresse 
rechtfertigen, welches bei Unterlassung der Absonderung des Er- 
krankten als gefährdet erscheint. Dazu bedarf es einer unbefangenen 
sachverständigen Prüfung, und deshalb soll die Maassregel nur an- 
geordnet werden dürfen, wenn der beamtete Arzt sie für geboten 
erachtet. 

Bei Darmtyphus und Ruhr ist eine Absonderung der Kranken 
im Allgemeinen nicht geboten; wohl aber kann es nöthig werden, 
die Kranken aus ihren derzeitigen Unterkunftsräumen zu entfernen, 
wenn letztere in Folge von Ueberfüllung, wegen schlechten baulichen 
Zustandes, mangelhafter Abortanlagen oder ähnlicher Mängel oder 
vermöge der darin betriebenen, mit Unreinlichkeit, Menschenanhäufung 
und dergleichen verbundenen Thätigkeit eine Brutstätte für den An- 
steckungsstoff zu werden drohen. In solchen Fällen lässt sich die 
Entwickelung von Hausepidemien nur durch möglichst baldige Ueber- 
führung der Kranken in weniger gesundheitsgefährliche, auch ihnen 
selbst zuträglichere Räume verhüten. Für diese Krankheiten ist da- 
her unter den hieraus sich ergebenden Beschränkungen die Zulässig- 
keit einer Ueberführung der Erkrankten gleichfalls ausgesprochan. 

Die im Absatz 5 des $ 14 vorgesehene Bezeichnung von Woh- 
nungen oder Häusern, in welchen eine Seuche ausgebrochen ist, soll 
dazu dienen, vor dem Verkehr in diesen Räumen zu warnen und 
dadurch die Absonderung der Kranken zu erleichtern. 

Personen, welche sich berufsmässig mit der Pflege der an einer 
Seuche Erkrankten beschäftigen, sind der Gefahr, den Krankheitsstoff 
zu verschleppen, vermöge des häufigen Wechsels und der Art ihrer 
Thätigkeit in so hohem Maasse ausgesetzt, dass es gerechtfertigt er- 
scheint, unter Umständen ihren Verkehr ausserhalb der Wohnungen 
der Erkrankten einzuschränken. Die Befugniss der Behörden, hier 
nähere Grenzen zu ziehen, ist wegen der nach der Art der Krankheit 
und der Zeit ihres Auftretens, nach den Bevölkerungskreisen, in 
welchen sich das Pflegepersonal bewegt, und nach den örtlichen Ver- 
hältnissen, unter welchen es thätig ist, sich ergebenden Verschieden- 
heiten ausgeschlossen. Doch werden auch hier durch die höheren 
Behörden nähere, auf ärztlicher Begutachtung gestützte Anleitungen 
zu geben sein, um Missgriffen bei der Anwendung der gesetzlichen 
Vollmacht vorzubeugen. 


$ 15. Besondere Vorsichtsmaassnahmen erheischt im Falle der 
Seuchengefahr nach verschiedener Richtung der Gewerbebetrieb. Zu- 
nächst kommt der Verkehr mit solchen Gegenständen in Betracht, 
welche geeignet sind, als Träger und Verbreiter des Krankheitsstoffes 
zu dienen, insbesondere mit gewissen Nahrungs- und Genussmitteln, 
z. B. rohem Obst, Molkereiproducten und dergleichen, ferner mit 
Abfällen aller Art, gebrauchten Kleidungsstücken und Möbeln, sowie 
mit gebrauchter Wäsche u. a. m. Während im Allgemeinen nur die 
auf diese Gegenstände bezügliche gewerbliche Thätigkeit zum Gegen- 
stande polizeilicher Schutzmaassregeln zu machen sein wird, da der 
Regel nach nur sie zu einer gemeinen Gefahr für die Bevölkerung 
führt, empfiehlt es sich, für den Verkauf und überhaupt den Betrieb 
solche Anordnungen auch dann zuzulassen, wenn, wie beispielsweise 


(Milch, Butter, rohes Obst), von Seiten der Producenten es sich nicht 
um eine gewerbsmässige Thätigkeit handelt; denn vermöge der Art 
und des Umfanges kann ein derartiger Absatz mit einer gewerblichen 
Thätigkeit nach den hier in Betracht kommenden Richtungen durch- 
aus zusammenfallen. Was die Art der anzuordnenden Schutzmaass- 


| regeln anlangt, so wird es sich unter Umständen nicht nur darum 


Seuche kann namentlich auch dann in Frage kommen, wenn Per- | handeln, die Inhaber gewisser Betriebe, ihr Arbeitspersonal und ihre 


sonen aus Ortschaften zureisen, in welchen die Seuche herrscht. Um 


Geschäftsräume besonderer Aufsicht zu unterstellen, sondern auch 
bestimmte Waaren (ungekochte Nahrungsmittel, gebrauchte Kleidungs- 
stücke, benutzte Gegenstände des täglichen Gebrauchs) vom Verkauf 
an bestimmten Verkaufsstellen zeitweise auszuschliessen, die Annahme 
bestimmter Gegenstände (gebrauchter Wäsche oder Kleider erkrankter 
Personen oder dergleichen) zur Behandlung oder Bearbeitung zu ver- 
bieten oder doch von vorheriger Desinfection abhängig zu machen. 
Ausserordentliche Gefahren können sogar die zeitweilige Schliessung 
bestimmter Betriebs- oder Verkaufsstellen zur unvermeidlichen Noth- 


| wendigkeit machen. Auch hier muss das Gesetz, wenn es dem Ein- 


greifen der Behörden nicht bedenkliche Fesseln anlegen will, sich auf 
eine allgemeine Vollmacht beschränken, gegen deren Missbrauch nur 
die Verantwortlichkeit der Behörden Schutz zu bieten vermag. 

Die Bestimmungen unter Nr. 2 des $ 15 beschäftigten sich mit 
solehen Unternehmungen und Veranstaltungen, mit welchen die Ge- 
fahr einer Verschleppung der Seuchen von Ort zu Ort verbunden ist. 
Zumeist werden die zur Unterdrückung dieser Gefahr zu ergreifenden 
Maassregeln grössere Verkehrsgebiete umfassen müssen; auch dürfen 
dieselben, wenn sie ihren Zweck erfüllen sollen, sich nicht auf Orte 
und Gegenden beschränken, in welchen die Seuche bereits herrscht, 
sie müssen vielmehr schon dann in Vollzug gesetzt werden können, 
wenn eine Gegend von der Seuche bedroht ist. In erster Linie sind 
es die dem Personen- und Güterverkehr dienenden Anstalten, auf 
welche hier zu achten ist; die Ueberwachung des Betriebspersonals, 
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das Verbot der Annahme zur Beförderung oder der Beförderung selbst 
von Leuten, welche schon krank oder doch verdächtig sind, stehen 
dabei in erster Reihe. Weniger bedenklich erscheint nach allen Er- 
fahrungen der Waarenverkehr; der Entwurf will daher nur solche 
Sachen von der Beförderung ausschliessen, welche bereits als Träger 
des Krankheitsstoffes gelten dürfen. Während der Epidemie des 
Jahres 1892 waren Einschränkungen der hier angedeuteten Art nicht 
nur für die Eisenbahnen getroffen, sondern auch für den Schifffahrts- 
und Flössereiverkehr in den Hafenplätzen und auf den grösseren 
Strömen (Weichsel, Oder, Elbe, Rhein, Donau). Nach dem Urtheile 
der in dem Aufsichtsdienste beschäftigt gewesenen Aerzte haben sie 
sich namentlich hinsichtlich der Schifffahrt und Flösserei, welche 
einen besonders gefährlichen Weg für die Weiterverbreitung der 
Cholera bilden, als nützlich erwiesen. Dass auf kleine Verkehrs- 
anstalten von örtlicher Begrenzung des Betriebes, wie Pferdebahnen, 
Ömnibus- und Droschkenunternehmungen, die Vorschriften des Ent- 
wurfs ebenfalls anwendbar sein müssen, ist aus deren Zweck ohne 
weiteres gegeben und durch ihre Fassung nicht ausgeschlossen. 

Die Beschränkung des Wasserverkehrs auf bestimmte Tageszeiten, 
wie Nr. 2b sie vorsieht, ist nach den Erfahrungen des vorigen Jahres 
geboten, um die Controle des Verkehrs durch das immer nur in ge- 
ringer Zahl verfügbare Aufsichtspersonal zu erleichtern, und nament- 
lich zu verhindern, dass in den Nachtstunden ein Theil dieses Ver- 
kehrs der Controle sich zu entziehen versucht. 

Für den Gewerbebetrieb im Umherziehen sind schon durch die 
Bestimmung der Gewerbeordnung $ 56b für den Fall der Seuchen- 
gefahr Beschränkungen zugelassen. Sie ist allgemeiner als die Vor- 
schrift des Entwurfs unter 2c, insofern sie den Kreis der vom Ver- 
kehr auszuschliessenden Gegenstände nicht begrenzt. Sie ist enger 
als diese, insofern sie nicht schon den l.andesbehörden entsprechende 
Vollmachten ‚verleiht, sondern diese dem Reich vorbehält. Dass ein 
Eingreifen des Reichs sehr leicht zu spät kommen kann, hat die 
Seuche des letzten Sommers unwiderleglich dargethan. In der Noth 
des Augenblicks sind denn auch die Landesbehörden mehrfach, über 
ihre gesetzlichen Befugnisse hinaus, mit eigenen Maassnahmen vor- 
gegangen und die Reichsverwaltung hat, in Anerkennung der sach- 
lichen Berechtigung, über die formale Verletzung des Gesetzes hin- 
wegsehen müssen. Durch die Begrenzung des Kreises der hier einer 
Verkehrsbeschränkung unterstellten Waaren wird die Gefahr über- 
eilter oder übertriebener Anordnungen möglichst vermindert. 


Die in Nr. 2d vorgesehene Beschränkung oder Untersagung von 
Märkten, Messen, öffentlichen Festen, Umzügen und anderen, die 
Menschen aus der weiteren Umgebung eines Ortes heranziehenden 
Ansammlungen ist schon jetzt die erste Maassnahme, die überall ge- 
troffen wird, um der Verbreitung einer Seuche zu begegnen. Nir- 
gends wird leichter der Krankheitsstoff aufgenommen, als bei solchen 
Gelegenheiten. Einmal aufgenommen, wird er, sobald die Menschen- 
mengen ihren Wohnort wieder aufsuchen, zu dem gefährlichsten 
Mittel, um der Seuche an den verschiedensten Orten zum Ausbruch 
zu verhelfen. 


Was den Waarenverkehr anlangt, so können Einfuhrverbote im 
Inlandsverkehr nicht als zweckmässig betrachtet werden; die während 
der vorjährigen Epidemie gesammelten, unerfreulichen Erfahrungen 
haben den Beweis geliefert, dass solche Verbote für den Verkehr mit 
schweren Belästigungen verknüpft und kaum durchführbar sind; die 
Bedeutung des damit zu erzielenden Schutzes ist sehr gering und 
steht in keinem Verhältniss zu den Wunden, die sie dem Verkehrs- 
leben schlagen. Statt dessen legt der Entwurf im $ 15 unter Nr. 3 
für die gefährlichsten Seuchen den Behörden die Befugniss bei, die 
Ausfuhr der zur Verbreitung einer Seuche geeigneten Waaren aus 
dem Seuchenorte zu verbieten. Die Durchführung eines solchen Aus- 
fuhrverbots begegnet nicht den erwähnten Schwierigkeiten; sie ist 
für den Verkehr weniger empfindlich, überdies werden sich derartige 
Verbote in dem wichtigsten Faile, nämlich bei dem Auftreten der 
Cholera, nach den heutigen wissenschaftlichen Anschauungen auf 
wenige Gegenstände beschränken können. 

Eine Bestimmung darüber, welche Landesbehörden zur Anord- 
nung der im $ 15 bezeichneten Maassnahmen zuständig sein sollen, 
ist ın dem Entwurf nicht getroffen. Mit Rücksicht auf die tief in 
das Erwerbsleben einschneidenden Verfügungen, die hier in Frage 
stehen, wird die Befugniss hierzu nach der Anschauung des Entwurfs 
den Örtsbehörden nicht übertragen werden dürfen; die „Landesbe- 
hörden“, welche nach dem Entwurf zuständig sein sollen, näher zu 
bezeichnen, bleibt Sache der Landesregierungen. 


$ 16. Die beim Auftreten der durch $ 1 des Entwurfs bezeich- 
neten Krankheiten hinsichtlich der Schulen und Unterrichtsanstalten 
zu treffenden Anordnungen gehören zu den Aufgaben der Schulver- 
waltung und haben daher in dem Entwurf nicht Berücksichtigung 
gefunden. Da jedoch die Schulbehörden und die Vorsteher von 
Unterrichtsanstalten über die Gesundheitsverhältnisse in den Familien 
der Schüler nicht immer rechtzeitig unterrichtet sein werden und da 
ihnen auch ein unmittelbarer Einfluss auf die Familien der Schüler 
nicht zusteht, so erscheint es zweckmässig, die Polizeibehörde wenig- 
stens in der Weise reichsgesetzlich zur Mitwirkung heranzuziehen, 
dass sie ermächtigt wird, die Kinder aus Behausungeu, in denen eine 
Seuche aufgetreten ist, vom Schulbesuch zurückzuhalten. Die Be- 
stimmung des Entwurfs soll sich nicht nur auf alle öffentlichen und 
Privatschulen, sondern auf jede Art von Unterricht, mit welchem 





eine Ansammlung von Kindern und jungen Leuten verbunden ist, 
erstrecken. 


817. Die Bestimmungen des $ 17 finden ihre Begründung in 
der grossen Bedeutung, welche dem Wasser bei der Verbreitung be- 
stimmter ansteckender Krankheiten (Cholera, Darmtyphus, Ruhr) bei- 
zumessen ist. Die gleichzeitige Erwähnung von Fleckfieber, Pest und 
Pocken, bei welchen eine Uebertragung durch den Genuss von Wasser 
nicht zu befürchten steht, erklärt sich daraus, dass der $ 17 auch 
auf öffentliche Bade-, Wasch- und Bedürfnissanstalten Anwendung 
finden soll. 


$ 18. Unter Umständen, namentlich bei dicht bewohnten Ge- 
bäuden mit ungesunden baulichen Verhältnissen, kann die schnelle 
und wirksame Vernichtung des Krankheitsstoffes auf so grosse Schwie- 
rigkeiten stossen, dass nur durch vollständige Räumung der Woh- 
nungen oder Häuser ein genügender Schutz gegen eine Weiterver- 
breitung der Krankheit sich erreichen lässt. Die Anordnung dieser 
in die Privatinteressen der Bevölkerung tief eingreifenden Maassregel 
ist im Entwurf davon abhängig gemacht, dass der beamtete Arzt 
die wirksame Bekämpfung der Krankheit für abhängig davon erklärt; 
ausserden aber ist sie an die Bedingung geknüpft, dass von der 
Behörde für geeignete und unentgeltliche Unterbringung der aus 
ihren Wohnungen ausgewiesenen Personen gesorgt ist. Das Opfer, 
welches unter solchen Verhältnissen von den betroffenen Familien 
im Interesse der Allgemeinheit verlangt werden muss, kann wenig- 
stens einigermaassen dadurch ausgeglichen werden, dass ihnen ohne 
eigene Aufwendungen ein gesundes Obdach zur Verfügung gestellt 
wird. Sie werden andererseits dadurch nicht behindert, statt von 
diesem Gebot Gebrauch zu machen, sich nach eigener Wahl, dann 
aber auch auf eigene Kosten ein anderes Obdach zu beschaffen. Dass 
von dieser einschneidenden, nicht selten erhebliche Aufwendungen 
bedingenden Maassregel nur in Fällen dringender Noth Gebrauch 
gemacht werden wird, erscheint durch die Verhältnisse selbst ge- 
währleistet und wird nöthigenfalls im Aufsichtswege durch nähere 
Bestimmungen gesichert werden können. 


$ 19. Es gehört zu den ersten Anforderungen der Gesundheits- 
pflege, dass der Krankheitsstoff, wo er sich unter gefahrdrohenden 
Verhältnissen vorfindet, mit den von der Wissenschaft als tauglich 
erkannten Mitteln zu zerstören ist, ohne Rücksicht darauf, ob da- 
durch Privateigenthum beschädigt oder vernichtet wird. Wegen der 
Entschädigung für die durch die Desinfection herbeigeführten Werth- 
verluste sind in den $$ 28 bis 33 nähere Vorschriften enthalten. 
Aber das Gesetz muss auch Vorsorge treffen, dass in der Absicht, 
dieser gesundheitspolizeilichen Anforderung gerecht zu werden, nicht 
unnöthige Vermögensbeschädigungen und Verkehrsbelästigungen her- 
beigeführt werden. Die vorjährige Epidemie hat ergeben, wie leicht 
es zu derartigen Maassnahmen kommt und wie schwer die Bevölker- 
ung daran zu tragen hat. Die Belehrungen, welche von Seiten der 
Reichsverwaltung ausgingen. und die vielfachen Weisungen der 
Landesregierungen haben es nur mit Mühe und nicht einmal immer 
vermocht, den Besorgnissen und Vorurtheilen, die dabei leitend 
waren, mit Erfolg entgegenzuwirken. Es bleibt nur übrig, die Be- 
hörden hier unter gesetzliche Verantwortlichkeit zu stellen, und zwar 
um so mehr, als vielfach zu übertriebenen und schädigenden Anord- 
nungen amtlicherseits nicht aus eigener Ueberzeugung, sondern unter 
dem Druck einer von Irrthümern beherrschten Volksstimmung ge- 
schritten worden ist. 

Soweit die Gefahr der Seuchenverschleppung durch den Waaren- 
verkehr besteht, empfiehlt es sich, ihr durch Aus- und Einfuhrverbote 
($ 15 Nr. 3, $ 24 Nr. 1) entgegenzutreten. Im Uebrigen liegt es im 
Interesse des Verkehrs, die Desinfection der Waarensendungen nur 
insoweit eintreten zu lassen, als anzunehmen ist, dass sie auch wirk- 
lich den Krankheitsstoff trifft. Von allen im Entwurf genannten 
Krankheiten sind Fleckfieber, Pest und Pocken am leichtesten über- 
tragbar, da ihr Krankheitsstoff schon durch die Berührung mit Gegen- 
ständen, welche ein Kranker benutzt hat, weitergetragen werden 
kann. Bei diesen Krankheiten liegt daher die Gefahr der Verschlepp- 
ung durch Waaren und Reisegepäck so nahe, dass die Desinfection 
einem Seuchenausbruch gegenüber in gewissen Grenzen stets gerecht- 
fertigt sein wird, und dass unter Umständen die Anordnung derselben 
für alle aus einer verseuchten Gegend kommenden Sendungen durch 
die gesundheitspolizeilichen Rücksichten gefordert werden kann. Bei 
den übrigen in Betracht kommenden Krankheiten, namentlich auch 
bei der Cholera, liegt eine solche Gefahr im Allgemeinen nicht vor; 
umfassende Desinfectionsmaassregeln lassen sich daher hier wissen- 
schaftlich nicht begründen, so dass es unbedenklich erscheint, die 
Desinfection nur dann für zulässig zu erklären, wenn bei einer be- 
stimmten Sendung die Vermuthung einer erfolgten Infection nach 
der besonderen Lage der Verhältnisse nahe gelegt ist. Die Erfahrungen 
der letzten Cholera-Epidemie haben die Richtigkeit dieser Anschauung 
durchaus bestätigt. Wenn gleichwohl innerhalb des Waarenverkehrs 
in beschränktem Umfange Desinfectionen der Versandstücke ange- 
ordnet oder zugelassen worden sind, so geschah es weniger in der 
Ueberzeugung von der Nothwendigkeit solcher Maassregeln, als in 
dem Wunsche, der unter dem überraschenden Eindringen der Seuche 
in das Inland stark erregten Stimmung weiterer Kreise die auch im 
gesundheitlichen Interesse wünschenswerthe Beruhigung zu verschaffen. 
Dies wird entbehrlich sein, wenn erst einmal durch Reichsgesetz die 
Grenzen festgestellt sind, in welchen nach dem Gutachten der wissen- 
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schaftlichen Autoritäten und nach der Meinung der gesetzgebenden 
Körperschaften von Desinfectionsmaassregeln eine nützliche Wirkung 
erwartet werden darf. 


$ 20. Dass durch Leichen eine Verbreitung gewisser Seuchen 
stattfinden kann, ist eine nicht selten beobachtete Thatsache ; sie hat 
bereits den Anlass gegeben, den Transport der Leichen auf Eisen- 
bahnen allgemeinen beschränkenden Vorschriften im Wege der Ver- 
ständigung unter den Bundesregierungen zu unterwerfen. Es ist da- 
her rathsam, auch nach dieser Richtung hin durch das Gesetz die 
Grundlagen für eine erschöpfende Regelung zu bieten. Welche Vor- 
sichtsmaassregeln gegenüber den verschiedenen Seuchen zu beachten 
sein werden: Verbot der Ausstellung von Leichen in den Wohnungen 
oder in allgemein zugänglichen Räumen; möglichst baldige Ent- 
fernung der Leichen aus der Wohnung; Anwendung desinfieirender 
Stoffe bei der Einsargung; Verwendung fest schliessender Särge; Ver- 
bot von Leichenfeierlichkeiten im Sterbehaus; Regelung der Beför- 
derung der Leichen zum Bestattungsort; dies zu regeln, kann nicht 
Aufgabe des Gesetzes sein. Das Gesetz kann nur den Bereich der 
Krankheiten begrenzen, welche zu einigen oder allen der gedachten 
Vorsichtsmaassregeln die Berechtigung geben sollen. Die im Entwurf 
vorgesehene Auswahl der Krankheiten steht im Einklang mit den im 
Jahre 1887 zwischen den Bundesregierungen getroffenen Vereinbarungen 
über die Leichenbeförderung auf den Eisenbahnen. 


$ 21. Für ansteckende Augenkrankheiten, mit welchen der Ent- 
wurf im übrigen sich nicht beschäftigt, weil sie stets nur in verhält- 
nissmässig engen örtlichen Grenzen als gemeingefährlich erscheinen 
können, ist im $ 21 die zwangsweise Anordnung eines Heilverfahrens 
für zulässig erklärt. Infolge ihrer leichten Uebertragbarkeit können 
diese Krankheiten namentlich in Schulen und unter der ländlichen 
Bevölkerung zu einer bedenklichen Ausbreitung gelangen; bei Ver- 
nachlässigung der Behandlung hinterlassen sie für die Betroffenen 
häufig schwere Nachtheile und führen zum Theil zu völliger Erblin- 
dung. Nur durch rechtzeitige ärztliche Behandlung der Erkrankten 
kann dieser Gefahr mit Erfolg begegnet werden, wie die bei ver- 
schiedenen Epidemien gesammelten Erfabrungen gelehrt haben. Auch 
für die Erhaltung der Wehrkraft ist die energische Bekämpfung 
solcher Krankheiten insofern von Bedeutung, als mehrfach in den heim- 
gesuchten Bezirken theils die Aushebung wegen der grossen Zahl der 
mit der Krankheit behafteten Militärpflichtigen Schwierigkeiten ge- 
funden hat, theils sogar die Aufbringung des Ersatzes durch die bei 
zahlreichen Wehrpflichtigen zurückgebliebenen Folgen dauernd ge- 
fährdet war. Auf die Bestimmung des Entwurfs ist nach den Gut- 
achten ärztlicher Autoritäten um so mehr Werth zu legen, als die 
ansteckenden Augenkrankheiten während der letzten Jahre in einigen 
Theilen des Reichsgebiets wieder in grösserem Umfang aufgetreten 
sind. Die Durchführung des Heilzwangs setzt voraus, dass den Er- 
krankten Gelegenheit zu unentgeltlicher ärztlicher Behandlung ge- 
boten wird; eine Beschränkung in der freien Wahl des Arztes soll 
damit nicht verbunden werden. Wem die Verpflichtung obliegt, für 
die Behandlung unselbständiger Personen (Kinder, Bevormundete etc.) 
Sorge zu tragen, wird die zuständige Behörde bei Erlass ihrer An- 
ordnungen festzusetzen haben. 


$ 22. Die Gründe, welche dafür maassgebend gewesen sind, dem 
Bundesrath die Ermächtigung zum Erlass von Vorschriften für die 
Durchführung der vorgesehenen Schutzmaassregeln beizulegen, sind 
bereits dargelegt. Soweit der Bundesrath von dieser Befugniss nicht 
Gebrauch macht, verbleibt es bei den einschlagenden landesrechtlichen 
Bestimmungen; selbstverständlich behalten letztere nur insoweit ihre 
Geltung, als sie mit den Bestimmungen des neuen Gesetzes nicht in 
Widerspruch stehen. 


$ 23. Nicht nur um bei einem unvermutheten Seuchenausbruch 
gewisse Maassnahmen sofort in Vollzug setzen zu können, sondern 
auch für die Befriedigung der grösseren Bedürfnisse, welche weiter- 
hin im Falle einer bedrohlichen Verbreitung der Seuche entstehen, 
bedarf es einer vorsorglichen Thätigkeit der Gemeindebehörden, welche 
erhebliche Aufwendungen mit sich bringen wird. Nicht immer wird 
sich in den Gemeinden das Verständniss für die Nothwenrdigkeit 
solcher Aufwendungen finden. Die rechtzeitige Beschaffung von Be- 
obachtungs- und Absonderungsräumen, von Unterkunftsstätten für 
Kranke, Desinfectionsapparaten, Beförderungsmitteln für Kranke und 
Verstorbene, von Leichenräumen, Beerdigungsplätzen und dergleichen, 
liegt in ihrem hygienischen Werthe dem Verständniss weiter Bevöl- 
kerungskreise noch fern. Eine Vernachlässigung derartiger Aufgaben 
straft sich gegebenenfalls aber nicht nur an der säumigen Gemeinde, 
sondern kann auch weitere Kreise des Landes empfindlich treffen. 
Mit Recht darf daher eine Einwirkung der unabhängig von engeren, 
örtlichen Interessen das Gemeindewohl vertretenden Landesbehörden 
auf die hierher gehörige Thätigkeit der Gemeindeverwaltungen gefor- 
dert werden. In welcher Art diese Einwirkung zu üben ist, bestimmt 
sich lediglich nach Landesrecht. 

Für den Fall, dass die erwachsenden Kosten die Leistungsfähig- 
keit einer Gemeinde übersteigen, ist die Heranziehung eines weiteren 
Communalverbandes unerlässlich; sie ist gerechtfertigt, weil das, was 
vorgesehen werden soll, doch auch in seinem Interesse liegt. Auf 
welche Verbände hierbei zurückzugreifen ist, bleibt nach der Absicht 
des Entwurfs der Bestimmung der Landesregierungen vorbehalten. 


$ 24. Eine Reihe der im $1 bezeichneten Krankheiten ist, wie 
erwähnt, in Deutschland selbst nicht heimisch, sondern wird nur von 





Zeit zu Zeit aus dem Auslande eingeschleppt. Vornehmlich muss da- 
her die Sorge darauf gerichtet sein, durch geeignete Abwehrmaass- 
regeln der Gefahr der Einschleppung entgegen zu treten. Hierfür 
sollen durch die Bestimmungen des $ 24 den Behörden die nöthigen 
Mittel an die Hand gegeben werden, und zwar sowohl für den See- 
verkehr, als auch für die Landesgrenzen. Wenn unter Nr. 1 Waaren- 
einfuhr- und Durchfuhrverbote für zulässig erklärt sind, so kommt in 
Betracht, dass gegenüber dem Auslande die Ausführung solcher Ver- 
bote nicht denjenigen Schwierigkeiten begegnet, welche ihre Anord- 
nung im Inlandsverkehr unthunlich macht. Eine Beschränkung der 
Verbote auf gewisse Arten von Waaren hat der Entwurf nicht für 
richtig gehalten. Abgesehen davon, dass sich nur im Einzelfälle 
nach den Verhältnissen des in Betracht kommenden Landes beur- 
theilen lässt, in welchem Umfang sanitäre Gründe den Erlass solcher 
Verbote erheischen werden, ist eine weitgehende gesetzliche Voll- 
macht auch erwünscht, um nöthigenfalls für übertriebene Sperrmaass- 
regeln des Auslandes Wiedervergeltung üben und auf diesem Wege 
deren Beseitigung herbeiführen zu können. Die Erfahrungen während 
der letztjährigen Epidemie haben dargethan, zu wie übertriebenen 
Maassregeln gegenüber der Einfuhr aus Deutschland man sich in 
manchen Ländern hat bestimmen lassen und wie schwer darunter der 
deutsche Handelsverkehr bat leiden müssen. Sie haben auch be- 
wiesen, wie schwierig es ist, durch den einfachen Hinweis auf die 
Grenzen der wirklichen Gefahr und auf die berechtigten sanitäts- 
polizeilichen Gesichtspunkte eine Beschränkung derartiger Anord- 
nungen auf das richtige Maass zu erreichen. Bei den unter Nr. 2 
erwähnten Transportmitteln handelt es sich hauptsächlich darum, ob 
sie an der Grenze einer Desinfection unterworfen oder etwa ganz zu- 
rückgewiesen werden sollen; auch hierfür kommen die vorher betonten 
internationalen Beziehungen in Betracht. Die Bestimmung unter 
Nr. 3 hat unter anderem den Auswandererverkehr, welcher eich durch 
Deutschland hindurch bewegt, im Auge. Dass er in Seuchezeiten 
eine grosse Gefahr bilden kann und besondere Vorsichtsmaassregeln 
nöthig macht, ist während des vorigen Jahres hervorgetreten. Einem 
derartigen Verkehr gegenüber wird vor allem die Einheitlichkeit der 
Maassregeln, welche von den Behörden der verschiedenen, von dem 
Durchzug der Auswanderer berührten Staaten getroffen werden, schon 
um deshalb von Wichtigkeit, weil verhütet werden muss, dass im 
Inlande der Durchzug eine Stockung erleidet und dass vom Auslande 
her gegen die an verschiedenen Orten verschiedene Behandlung der 
durchziebenden Menschenmengen Vorstellungen erhoben werden kön- 
nen. Der Erlass näherer Vorschriften wird auch hier zweckmässig dem 
Bundesrath vorbehalten, zumal es sich zumeist um technische Einzel- 
fragen über die Modalitäten der Zulassung, der Unterbringung, der 
Versorgung und der Beaufsichtigung der Leute handelt — Einzel- 
fragen, die je nach den Wegen, auf welchen sich der Durchzug voıl- 
zieht, der Art und Herkunft der Wanderer und dem Bestimmungs- 
hafen, in welchem die Einschiffung erfolgen soll, zu einer verschie- 
denen Regelung führen können. Soweit der Bundesrath nähere 
Vorschriften nicht erlassen hat, sind die nach Landesrecht zustän- 
digen Behörden zu einem selbstängen Vorgehen ermächtigt. 


Die Bestimmungen im $ 24 Absatz 1 bilden zugleich die gesetz- 
liche Grundlage für die Regelung der gesundheitspolizeilichen Ueber- 
wachung der einen deutschen Hafen anlaufenden Seeschiffe, worüber 
gegenwärtig auf Grund einer Verständigung unter den Regierungen 
der Bundes-Seestaaten einheitliche Vorschriften in Geltung sind. 
Wenn der Bundesrath nach dieser Richtung hin von der im Absatz 2 
ihm ertheilten Vollmacht Gebrauch macht, wird sich Gelegenheit 
bieten, die jetzigen Vorschriften einer zwe@kentsprechenden Umge- 
staltung zu unterwerfen und dabei den in neuester Zeit laut gewor- 
denen Wünschen der Interessenten wegen Erleichterung der Controle 
Rechnung zu tragen, soweit dies mit den Anforderungen der Gesund- 
heitspflege vereinbar erscheint. Im Schlusssatz ist die Ausdehnung 
der zu erlassenden Vorschriften auf den Seeverkehr zwischen deutschen 
Häfen vorgesehen; sie entspricht der bereits jetzt bestehenden und 
bewährten Uebung, dass die bestimmungsmässige Controle der Sec- 
schiffe auch auf die aus verseuchten deutschen Häfen kommenden 
Schiffe Anwendung zu finden hat. Dies rechtfertigt sich um des- 
willen, weil es für die Gefahr der Seuchenverschleppung keinen 
Unterschied macht, ob der verseuchte Hafen im Auslande oder im 
Inlande liegt; überdies würde eine verschiedenartige Behandlung den 
Sanitätsdienst in den Häfen wesentlich erschweren. Die Beibehaltung 
des geltenden Verfahrens für die Zukunft sicher zu stellen und Ein- 
griffe der örtlichen Behörden, zu denen die Vorschriften im $ 15 Nr. 2 
Anlass geben könnten, auszuschliessen, ist der Zweck der am Schlusse 
des $ 24 gegebenen Bestimmung. 


$ 25. Die vom Bundesrath auf Grund des $ 24 zu erlassenden 
Vorschriften befinden sich ihrem Zweck entsprechend nicht in fort- 
dauernder Anwendung, sondern werden nur nach Bedarf bald an der 
einen, bald an einer anderen Grenzstrecke in Vollzug zu setzen sein. 
Die Entscheidung darüber, wann und in welchem Umfange dies im 
Einzelfalle geschehen soll, ist im Entwurf als Regel dem Reichs- 
kanzler zugewiesen. Er ist vermöge der ihm aus dem Auslande zu- 
gehenden amtlichen Berichte am schnellsten und am zuverlässigsten 
über den Gesundheitszustand im Auslande unterrichtet und daher 
auch zur Beurtheilung der von dorther drohenden Gefahr am sicher- 
sten im Stande. Ueberdies hat es eine wirthschaftliche und politische 
Bedeutung, dass die Maassregeln für die ganze Erstreckung der 
deutschen Grenze, namentlich aber für die Küste und die einander 
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naheliegenden, aber verschiedener Landeshoheit unterstellten Hafen- 
plätze zu dem gleichen Zeitpunkte verhängt und wieder aufgehoben 
werden. Als im vorigen Jahre ein entsprechender Schutz für die 
deutschen Hafenplätze zwar unter Vermittelung des Reichskanzlers, 
aber doch durch einen Act der einzelnen Landesverwaltungen her- 
gestellt wurde, zeigte sich alsbald, dass dies nicht ausreicht, um den 
vorher angedeuteten Rücksichten vollständig gerecht zu werden. 

Indessen empfiehlt es sich, für besondere Verhältnisse, welche 
zunächst nur ein beschränktes Grenzgebiet als bedroht erscheinen 
lassen, auch der Landesverwaltung die Befugniss einzuräumen, für 
einzelne Grenzstrecken die zulässigen Maassnahmen in Kraft zu 
setzen. Im Hinblick auf die Bedeutung eines solchen Schrittes für 
unsere Beziehungen zum Auslande soll das Vorgehen der Landes- 
verwaltung von einer Verständigung mit dem Reichskanzler ab- 
hängig bleiben. 


$ 26. Insoweit den deutschen Hafenkonsulaten im Auslande die 
Ausstellung von Gesundheitspässen obliegt, erfolgt sie nach einheit- 
lichen Bestimmungen und in gleichmässiger Form auf Grund einer 
darüber erlassenen Anweisung des Reichskanzlers.. Für die Ausstel- 
lung von iGesundheitspässen durch inländische Behörden fehlt es 
dagegen an einheitlichen Vorschriften. Dieser Mangel hat gelegent- 
lich der vorjährigen Cholera-Epidemie zu Unzuträglichkeiten geführt, 
insofern nicht nur in der Form und dem Inhalt der in den einzelnen 
Hafenplätzen ausgestellten Pässe eine Verschiedenheit zu Tage trat, 
sondern auch erhebliche Abweichungen hinsichtlich der Zeit wahr- 
nehmbar waren, innerhalb welcher nach dem Erlöschen der Krank- 
heit mit der Abgabe reiner Gesundheitspässe wieder begonnen wurde. 
Daraus können Bevorzugungen und Benachtheiligungen einzelner 
Hafenplätze gegenüber anderen entstehen und im Auslande über die 
Tragweite der Pässe Zweifel angeregt werden, welche die Autorität 
der inländischen Behörden beeinträchtigen. Es soll daher durch $ 26 
dem Bundesrath die Ermächtigung zum Erlass einheitlicher Vor- 
schriften über die Ausstellung der Gesundheitspässe seitens der deut- 
schen Hafenbehörden beigelegt werden. 


$ 27. Im $ 27 ist der höheren Verwaltungsbehörde die Befug- 
niss eingeräumt, für einzelne Grenzgebiete, welche vom Einbruche 
einer ansteckenden Krankheit aus dem Auslande zunächst und ernst 
bedroht sind, solche Veranstaltungen zu verbieten, welche zu einem 
Uebertritt grösserer Menschenmengen über die Grenze Veranlassung 
geben könnten. Der Wortlaut lehnt sich an die Bestimmung im 
$ 15 Nr. 2d an, geht jedoch insofern weiter, als die bezeichneten 
Anordnungen nicht nur zum Schutze gegen die im $ 15 Nr. 1 auf- 
gezählten Krankheiten, sondern gegen alle ansteckenden Krankheiten 
im Sinne des $ 1 für zulässig erklärt sind. Da die gesundheitspoli- 
zeiliche Beaufsichtigung der Bevölkerung jenseits unserer Grenzen 
im allgemeinen nicht auf der Höhe der inländischen Einrichtungen 
stehen dürfte, so erscheint diese Erweiterung der den Behörden ge- 
gebenen Vollmacht wohl berechtigt. 


4) Entschädigungen. 


$ 28. Dass für den durch polizeilich angeordnete Desinfeetionen 
verursachten Schaden voller Ersatz geleistet werde, entspricht nicht 
nur einer Forderung der Billigkeit, sondern ist auch insofern von 
erheblicher Bedeutung, als die sichere Aussicht auf Entschädigung 
für die Betroffenen den Anreiz, infieirte oder infectionsverdächtige 
Gegenstände der Wesinfecetion zu entziehen, abschwächen, mithin der 
Gefahr, dass infieirte Gegenstände ungereinigt in den Verkehr konı- 
men und den Krankheitsstoff weiter verbreiten, entgegenwirken wird. 
Unter „Gegenstand“ ist im weitesten Sinne jede bewegliche oder 
unbewegliche Sache zu verstehen; insbesondere sollen auch die an 
Wohnungen und sonstigen Räumen durch die Desinfection verur- 
sachten Beschädigungen unter die Bestimmung des Gesetzes fallen. 
Die Ersatzpflicht beschränkt sich auf den Schaden, der infolge einer 
gesetzlich gebotenen Desinfection entsteht, und zwar auf den daraus 
sich ergebenden unmittelbaren Schaden. Auch das Gesetz, betreffend 
die Abwehr und Unterdrückung der Viehseuchen, hält die öffent- 
liche Ersatzpflicht in diesen Grenzen. In der That würde eine wei- 
tere Ausdehnung der Entschädigungspflicht weder gerechtfertigt, 
noch auch durchführbar sein. Den unmittelbaren Schädigungen, 
welche aus einer Desinfection für den Eigenthümer der betroffenen 
Gegenstände sich ergeben können, stehen manche Nachtheile gleich, 
die durch sonstige, aus dem neuen Gesetz sich ergebende Anord- 
nungen einzelnen Besitzern und Gewerbetreibenden wie auch weiteren 
Kreisen erwachsen müssen; in dem Interesse, welches jedermann an 
der Wahrung des gemeinen Wohles hat, werden viele Nachtheile, 
die er durch dessen Wahrung im Einzelfalle erleidet, ihre Ausgleich- 
ung finden. Aber auch abgesehen hiervon, würden die Schwierig- 
keiten, welchen die zuverlässige Schätzung derartiger Schädigungen 
erfahrungsmässig begegnet, und die Höhe der Schadenersatzansprüche 
mit ihrer unabsehbaren Verzweigung einerseits den Behörden uner- 
füllbare Aufgaben, andererseits den ersatzpflichtigen Verbänden un- 
erschwingliche Opfer auferlegen. 


$ 29. In gleicher Weise, wie dies im $ 58 des Viehseuchenge- 
setzes geschehen ist, überweist der Entwurf die nähere Regelung der 
Entschädigungsverpflichtung der Landesgesetzgebung, und zwar so- 
wohl hinsicht!ich der Frage, wem die Ersatzpflicht obliegen soll, als 
auch hinsichtlich des Verfahrens, in welchem die Ermittelung des 
Schadens zu erfolgen hat. Diese Fragen stehen mit der Verwaltungs- 





organisation der Einzelstaaten in so engem Zusammenhange, dass es 
sich nicht empfehlen würde, von Seiten des Reichs darüber einheit- 
liche Vorschriften zu erlassen. Auch die Frage, in welcher Frist der 
Entschädigungsanspruch verjähren soll, greift so tief in das bürger- 
liche Recht ein, dass kein zwingender Grund vorliegt, in diesem Ge- 
setz ihretwegen das Landesrecht auszuschliessen. Nur nach einer Rich- 
tung hin erscheint eine reichsgesetzliche Regelung als geboten. Um 
den Entschädigungsanspruch für alle Fälle sicher zu stellen, bedarf 
es nämlich der Bezeichnung eines Verpflichteten, an welchen der Ge- 
schädigte sich mit seiner Forderung halten kann, so lange eine lan- 
desrechtliche Bestimmung hierüber nicht besteht. Zu diesem Behufe 
ist im Entwurf, entsprechend den dem $ 23 zu Grunde liegenden 
Gesichtspunkten, den Gemeinden die Ersatzpflicht auferlegt, zugleich 
aber den Landesregierungen die Ermächtigung ertheilt, im Verwal- 
tungswege die Verpflichtung auf einen weiteren Communalverband 
zu übertragen, falls dies, sei es wegen Leistungsunfähigkeit einer 
Gemeinde als erforderlich, oder aus sonstigen Gründen als billig sich 
erweisen sollte. 


$ 30. Im $ 30 sind nähere Vorschriften über den Umfang der 
Entschädigung gegeben, um übertriebenen Forderungen vorzubeugen 
und die Feststellung des Entschädigungsbetrages zu erleichtern und 
zu beschleunigen. Dass die aus der Infection eines Gegenstandes 
herzuleitende Werthverminderung bei der Werthsermittelung nicht 
in Abzug zu bringen ist, entspricht dem nach $ 59 des Viehseuchen- 
gesetzes für die Ermittelung des Schadens maassgebenden Grundsatz. 


$ 31. Im $ 31 ist zur Vereinfachung des Verfahrens bestimnt, 
an wen die Entschädigung mit der Wirkung der Befreiung des Ver- 
pflichteten von allen weiteren Verbindlichkeiten gezahlt werden kann, 
wie dies auch im $ 60 des Viehseuchengesetzes geschehen ist. Die 
Vermeidung weitläufiger Ermittelungen über die Person des Berech- 
tigten liegt im Interesse der mit den Seuchenangelegenheiten be- 
fassten und in Seuchenzeiten meist überlasteten Behörden. Die rasche 
Deckung des Schadens wird andererseits in der weit überwiegenden 
Zahl der Fälle mehr im Interesse der Betheiligten liegen, als eine 
unanfechtbare, aber vielfach auch langwierige Ermittelung des For- 
derungsberechtigten. 


$ 32. Im $ 32 sind die Fälle behandelt, in welchen für gewisse 
Gegenstände eine Entschädigung überhaupt nicht gewährt werden 
soll. Auch hier ist das Viehseuchengesetz im $ 61 leitend gewesen. 
Bei Gegenständen, welche dem Reich, den Einzelstaaten oder einer 
communalen Körperschaft (Gemeinde, Gutsbezirk, Kreis oder Pro- 
vinzialverband etc.) gehören (Nr. 1), liegt entweder zu einer Schad- 
loshaltung ein Bedürfniss überhaupt nicht vor, oder es handelt sich 
wenigstens um Öffentliche Organisationen, denen man zumuthen darf, 
gleichwohl die zum Schutz des Gemeinwohls unabwendbaren Schä- 
digungen ihres eigenen Besitzes auf sich zu nehmen. Hinzu tritt, 
dass in vielen Fällen der Entschädigungsberechtigte und Entschä- 
digungsverpflichtete zusammenfallen würden. 

Die Bestimmung in Nr. 2, welche für die verbotswidrig aus dem 
Ausland in das Inland eingeführten oder im Inland aus einem Ort 
ausgeführten Gegenstände die Entschädigung ausschliesst, soll dazu 
beitragen, von einer Uebertretung der ergehenden Einfuhr- und Aus- 
fuhrverbote abzuhalten. Der Regel nach werden die hier einschla- 
genden Fälle thatsächlich so liegen, dass es den allgemeinen Rechts- 
grundsätzen entsprechen wird, wenn die wider das Gesetz in den 
weiteren Verkehr gelangten Gegenstände nicht die Unterlage eines 
Entschädigungsanspruchs auf Grund des Gesetzes bilden sollen. 


$ 33. In Anlehnung an den Gedanken des Viehseuchengesetzes 
im $ 63 soll der Anspruch auf Entschädigung auch durch ein ge- 
wisses persönliches Verschulden des Entschädigungsberechtigten oder 
des Besitzers verwirkt werden. Die Bestimmung unter Nr. 1 be- 
zweckt in Verbindung mit der Strafvorschrift im $ 43 zu verhindern, 
dass infieirte Gegenstände vor erfolgter Desinfection in den Verkehr 
gelangen. Das Verhalten des Besitzers wird in den hier vorgesehenen 
Fällen regelmässig ein solches sein, dass die Ausschliessung des Ent- 
schädigungsanspruchs zulässig erscheint; die Folgen seines Verhaltens 
können andererseits derart sein, dass das öffentliche Interesse die 
Ausschliessung des Anspruchs erheischt. Aus praktischen Grün- 
den ist es unvermeidlich, über den leitenden Gedanken der Bestim- 
mung für den Fall hinauszugehen, dass die gleichzeitige Desinfection 
mehrerer Gegenstände in Frage steht, welche von dem Besitzer be- 
wusstermaassen nicht alle, sondern nur zum Theil in infieirtem Zu- 
stande erworben worden sind. Hier muss gleichwohl die Entschä- 
digung für alle versagt werden. Theils wird in solchen Fällen die 
Beschaffenheit der inficirten Gegenstände die Veranlassung zur Des- 
infection auch der übrigen abgeben, theils wird nach eingetretener 
Vermischung eine Unterscheidung der Gegenstände und mithin eine 
verschiedenartige Behandlung hinsichtlich der Ersatzleistung nicht 
mehr möglich sein. 

Die Bestimmung unter Nr. 2 setzt voraus, dass der Inhaber eines 
Gegenstandes durch eine Verletzung der seuchenpolizeilichen Anord- 
nungen zu der Desinfection Anlass gegeben hat. Sein rechtswidriges 
Verhalten hat in diesem Falle die Nothwendigkeit der Schädigung 
nach sich gezogen. Die Bestimmung soll nach Absicht des Entwurfs 
auch dann anwendbar sein, wenn der Inhaber, welcher durch seine 
Handlung den Ersatzanspruch hinfällig gemacht hat, nicht zugleich 
der Entschädigungsberechtigte ist. Für den letzteren liegen in die- 
sem Falle die Verhältnisse nicht anders, als wenn der Inhaber durch 
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Vorsatz oder Versehen die Sache unmittelbar beschädigt hätte; die 
Frage, inwieweit der letztere gegen den ersteren eine Entschädigungs- 
forderung geltend machen kann, entscheidet sich nach den zwischen 
Beiden bestehenden privatrechtlichen Beziehungen und nach den all- 
gemeinen Grundsätzen des bürgerlichen Rechts. 


5) Allgemeine Vorschriften. 


$ 34. Während die Anschauungen der wissenschaftlichen Kreise 
über die Bedingungen für die Entwickelung und Ausbreitung der 
Seuchen, namentlich hinsichtlich der Cholera, noch vielfach aus- 
einander gehen, besteht darüber Einverständniss, dass den Einrichtungen, 
welche der Wasserversorgung und der Beseitigung der Abfallstoffe 
dienen, nicht nur für den Zustand der öffentlichen Gesundheit über- 
haupt, sondern insbesondere auch für die Seuchengefahr eine grosse 
Bedeutung beizumessen ist, und dass die Herstellung vervollkomm- 
neter Einrichtungen für die angegebenen Zwecke eines der wirksamsten 
Sehutzmittel gegen die Seuchen bildet. In zahlreichen Fällen ist der 
unwiderlegliche Nachweis geführt, dass an Orten, welche zweckmäs- 
sige, den Anforderungen der Gesundheitspflege genügende Einrich- 
tungen der angegebenen Art geschaffen haben, gewisse Krankheiten, 
wie beispielsweise der Darmtyphus, einen wesentlichen Rückgang er- 
leiden und zum Theil nahezu verschwinden, und dass diese Orte auch 
von den gefährlichen Seuchen, insbesondere von der Cholera, nur 
noch in geringem Umfang heimgesucht werden, wenngleich dieselben 
Krankheiten dort früher in schweren Epidemien aufgetreten waren. 
Solche Erfahrungen legen der Medicinalverwaltung die Pflicht auf, 
den bezeichneten Anlagen fortgesetzt eine sorgfältige Ueberwachung 
zu Theil werden zu lassen, etwaige Mängel aufzudecken und für 
rechtzeitige Abstellung Sorge zu tragen. 

In erster Linie kommen für den Entwurf die grösseren, ganze 
Ortschaften versorgenden Wasserleitungen in Betracht. Aber auch 
kleinere Anlagen für Wasserversorgung, welche nur für Theile einer 
Ortschaft oder für einzelne Grundstückscomplexe bestimmt sind, sol- 
len der Ueberwachung bedürfen. Unter besonderen Umständen kann 
sogar zeitweilig die Ueberwachung aller Brunnen eines Ortes oder 
Ortschaftstheiles geboten sein, soweit diese dem allgemeinen Gebrauch 
dienen. Andererseits hat der Entwurf nur diejenigen Anlagen im 
Auge, welche die Versorgung mit Trink- und Wirthschaftswasser be- 
wirken; Wasserleitungen, die ausschliesslich gewerblichen Zwecken 
oder Zwecken der Landescultur dienen, gehören nicht hierlıer. 

Bei den Anlagen zur Beseitigung der Abfallstoffe handelt es sich 
sowohl um die Abfuhr und Ablagerung der Hausabfälle, als auch um 
die Wegführung der Fäcalien. Für beide Arten von Einrichtungen 
wird die Beaufsichtigung nicht lediglich dann gefordert, wenn die 
Einrichtungen aus öffentlichen Mitteln bergestellt sind oder von einem 
öffentlichen Verbande (Gemeinde etc.) betrieben werden; es genügt 
vielmehr, dass sie dem allgemeinen Gebrauch dienen, also nicht aus- 
schliesslich von bestimmten Einzelwirthschaften benutzt werden. Die 
näheren Bestimmungen über die Ausübung der Aufsicht, sowie dar- 
über, ob sie besonderen Beamten übertragen oder an bestehende Ver- 
waltungseinrichtungen angeschlossen werden soll, wird Sache der 
Landesverwaltung bleiben. 

Wenn die Aufsicht ihren Zweck erfüllen soll, ist es unerlässlich, 
ein bestimmtes Gemeinwesen zu bezeichnen, welches zur Abstellung 
gesundheitsgefährlicher Mängel gezwungen werden kann. Der Ent- 
wurf legt den Gemeinden die Verpflichtung auf, für die Abhilfe Sorge 
zu tragen und demgemäss auch Einrichtungen für die Wasserver- 
sorgung und die Fortschaffung der Abfallstoffe herzustellen, wenn 
solche im Interesse der öffentlichen Gesundheit für erforderlich zu 
erachten sind. Es handelt sich hier stets um Angelegenheiten, welche 
ihrem Wesen nach zu den Aufgaben der Gemeindeverwaltung ge- 
hören, wie denn auch derartige Einrichtungen in der Regel von der 
Gemeinde betrieben, oder doch ihrer Aufsicht und Einwirkung unter- 
stellt sind. Dass auf Grund dieser Bestimmung unter Umständen 
einer Gemeinde schwerwiegende Anforderungen auferlegt werden 
können, ist nicht verkannt worden. Der Schutz der Gemeinden ge- 
gen eine etwaige Ueberlastung lässt sich aber nicht durch eine be- 
stimmtere Fassung des Gesetzes erreichen, sondern nur durch die 
Vorsorge für ein sachgemässes Verfahren bei der Prüfung und Fest- 
stellung der erhobenen Anforderungen, ein Verfahren, in welchem die 
Gemeindeverwaltung volles Gehör findet und die Entscheidung nach 
Maassgabe der gesammten, durch die Frage berührten Interessen, 
nicht aber lediglich nach medicinalpolizeilichen Gesichtspunkten ge- 
fällt wird. Das Reichsgesetz soll den Staatsbehörden nur die Mög- 
lichkeit eröffnen, die Gemeinden zur Erfüllung ihrer sanitätspolizei- 
lichen Aufgaben anzuhalten. Die Landesgesetzgebung hat dafür zu 
sorgen, dass, wo dies geschieht, ein Verfahren Platz greift, welches 
den vorher angedeuteten Gesichtspunkten genügt; die Gesammtheit 
der communalen Interessen gegen einen zu starken Druck vom Stand- 
punkt der sanitätspolizeilichen Vorsorge sicherzustellen, kann nicht 
die Aufgabe des Seuchengesetzes sein. 


$ 35. Dass es geboten ist, bei der Ausführung des neuen Gesetzes 
ausschliesslich beamtete Aerzte zu verwenden, bedarf einer weiteren 
Begründung nicht. Die im $ 35 Absatz 1 gegebene Begriffsbestim- 
mung steht, ebenso wie die Bestimmung des Absatz 2 über die aus- 
hilfsweise Verwendung nicht beamteter Aerzte, mit den entsprechen- 
er Vorschriften im $ 2 Absatz 3 des Viehseuchengesetzes im Ein- 





$ 36. Dass die Anordnung und Leitung der Seuchenbekämpfung 
den Landesbehörden überwiesen wird, liegt in den verfassungsmäs- 
sigen Beziehungen zwischen dem Reich und den Bundesstaaten be- 
gründet. Der Reichsverwaltung ist in den weiteren Bestimmungen 
nur ein beschränkter Einfluss auf das Vorgehen der Landesbehörden 
eingeräumt, und auch dieser nur dann, wenn ein schwerer Seuchen- 
ausbruch unmittelbar droht oder schon erfolgt ist, und wenn dadurch 
die Interessen mehrerer Bundesstaaten gefährdet erscheinen. Die Ver- 
antwortlichkeit für die Durchführung der reichsgesetzlich begründeten 
Seucbenpolizei wird daher in der Hauptsache den Landesregierungen 
zufallen. Der Entwurf erblickt auch hierin eine Gewähr dafür, dass 
die Durchführung der durch das neue Gesetz zu fordernden Maass- 
nahmen und Einrichtungen unter voller Würdigung örtlicher Ver- 
hältnisse und Bedürfnisse und mit sorglicher Schonung der nicht von 
den Rücksichten der Gesundheitspolizei umschlossenen, aber gleich- 
falls berechtigten Interessen des Lebens und Verkehrs erfolgen wird. 


$ 37. Die Bestimmung des $ 37 über die Verpflichtung der 
Landesbehörden zu gegenseitiger Unterstützung entspringt dem Be- 
dürfniss, ein planmässiges Ineinandergreifen aller über das eigene Lan- 
desgebiet hinausreichenden Maassregeln sicherzustellen. Eine gleiche 
Vorschrift ist auch in dem Viehzeuchengesetz $ 5 enthalten. 


ss 38, 39. Die Anwendbarkeit des Gesetzes soll sich auch auf 
das Heer und die Marine, sowie auf die öffentlichen Verwaltungen 
erstrecken. Organisation und Diseiplin machen es für die bewaffnete 
Macht, die Interessen des Verkehrs machen es für das Eisenbahn- 
und Postwesen zur Nothwendigkeit, die Anordnung und den Vollzug 
aller sonst den Polizei- und Medicinalbehörden übertragenen Maass- 
nalımen denjenigen Behörden vorzubehalten, welche auf den frag- 
lichen Verwaltungsgebieten ihre besondere Zuständigkeit haben. 

Was die Truppenübungen und Controlversammlungen anlangt, 
so wird es die Aufgabe der militärischen Befehlshaber und Behörden 
sein, unter eigener Verantwortlichkeit darüber Entscheidung zu treffen, 
inwieweit solche Uebungen mit den Rücksichten auf den Gesund- 
heitszustand der Truppen und auf das öffentliche Wohl vereinbar 
ist; durch die Bestimmung im $ 38 Absatz 2 soll nur zum Ausdruck 
gebracht werden, dass in der angegebenen Richtung die nach Maass- 
gabe des Gesetzes etwa angeordneten Verkehrsbeschränkungen nicht 
ohne weiteres für die Militärbebörden bindend sind. Die im Absatz 3 
des $ 38 vorgesehene Verpflichtung zu gegenseitiger Benachrichtigung 
verfolgt im allseitigen Interesse den Zweck, die betheiligten Behör- 
den rechtzeitig von dem Ausbruch und dem jeweiligen Stande der 
Seuchen zu unterrichten. Es entspricht dies der gegenwärtigen Uebung 
und steht mit den einschlagenden Bestimmungen des Viehseuchen- 
gesetzes im Einklang. Die Bezeichnung derjenigen Stellen, welchen 
die Mittheilung obliegt und an welche sie zu richten ist, kann der 
Ausführung des Gesetzes überlassen werden. 

Was den Eisenbahnverkehr betrifft, so wird für die Staatsbetriebe 
der Vollzug der Schutzmaassregeln ausschliesslich den Organen der 
Fisenbahnverwaltung obliegen, während für die Privatbetriebe die 
Aufsichtsbehörden den Betriebsverwaltungen die erforderlichen An- 
ordnungen zugehen lassen sollen. Die in dem Schlusssatze des $ 39 
getroffene Bestimmung über die Beamten und Arbeiter will verhin- 
dern, dass durch Anordnungen der örtlichen Behörden der regelmäs- 
sige Betrieb der Verkehrsanstalten unnöthig und empfindlich gestört 
werde, wie es während der vorjährigen Epidemie mehrfach vorge- 
kommen ist. 


$ 40. Im $ 40 sind die Verpflichtungen und Befugnisse der 
Reichsgewalt bei der Bekämpfung der Seuchen in meist wörtlicher 
Uebereinstimmung mit den entsprechenden Vorschriften des Vieh- 
seuchengesetzes $ 4, sowie des Gesetzes, Maassregeln gegen die Rin- 
derpest betreffend, vom 7. April 1869 (Bundes-Gesetzbl. S. 105) $ 12 
und des Gesetzes, betreffend die Abwehr und Unterdrückung der 
Reblauskrankheit, vom 3. Juli 1883 (Reichs-Gesetzbl. S. 149) $5 fest- 
gesetzt. In allen diesen Gesetzen ist für gewisse Fälle die Nothwen- 
digkeit eines unmittelbaren Eingreifens des Reichskanzlers oder eines 
Reichscommissars anerkannt. 

Die Nothwendigkeit wird sich auf dem hier fraglichen Gebiete 
voraussichtlich nur in seltenen Fällen ergeben, nachdem auf Grund 
eines Reichsgesetzes für diese Maassregeln einheitliche Verhaltungs- 
maassregeln aufgestellt sind. Gleichwohl ist eine dahin zielende 
Ermächtigung wenigstens für die fünf gefährlichsten Seuchen nicht 
ganz zu entbehren, da in Ausnahmefällen die wirksame Bekämpfung 
einer Seuche wohl dazu zwingen kann, die Beaufsichtigung und unter 
Umständen selbst die Leitung der für benachbarte Bezirke verschie- 
dener Bundesstaaten zutreffenden Maassregeln in eine Hand zu legen. 
Insbesondere wird dies der Fall sein, wenn es sich um die Ueber- 
wachung des Schifffahrtsverkehrs auf Wasserläufen, welche die Ge- 
biete verschiedener Bundesstaaten berühren, handelt. Die im vorigen 
Jahre nach dieser Richtung hin von Seiten des Reichs für die Strom- 
gebiete der Elbe und des Rheins geschaffenen Einrichtungen würden 
nicht mit solcher Schnelligkeit haben in Wirksamkeit treten und 
nicht so regelmässig und kräftig haben arbeiten können, wenn nicht 
durch die Abordnung von Reichscommissaren die gleichmässige Or- 
ganisation und die übereinstimmende Thätigkeit aller betheiligten 
Behörden erleichtert und verbürgt worden wäre. Vor Allem hat, 
auch nach dem Zeugniss der betheiligten Landesregierungen in dem 
Stromgebiet der Elbe, in welchem zahlreiche kleine, aber viel be- 
fahrene Wasserwege Jie verschiedenen Staatsgebiete durchschneiden, 


en rer 


u 
ren 


! 








150 MÜNCHENER MEDICINISCHE WOCHENSCHRIFT. No. 7 


die Einsetzung eines Reichscommissars mit einem starken, nur den 
Zwecken der Seuchenbekämpfung dienenden, gleichmässig geschulten 
ärztlichen Personal sich als nothwendig und segensreich erwiesen. 
Aehnliche örtliche Beziehungen können bei einem Seuchenausbruch 
auch für andere Theile des Reichs ernstlich in Betracht kommen. 


$ 41. Die im $ 41 angeordnete schleunige Benachrichtigung 
des Kaiserlichen Gesundheitsamts ist erforderlich, um die Reichsver- 
waltung über den Ausbruch der daselbst genannten Seuchen und über 
ihre jeweilige Verbreitung innerhalb des Reichs unterrichtet zu halten. 
Sie bedarf dessen nicht nur, damit die etwa von Seiten des Reichs 
zu treffenden Anordnungen in die Wege geleitet, oder damit regel- 
mässige Veröffentlichungen zum Zwecke der Aufklärung der Bevöl- 
kerung und zur Verhütung übertriebener und beunruhigender Ge- 
rüchte veranlasst werden können. Sie ist vielmehr auch jedesmal, 
wenn innerhalb des Reichs ein Seuchenausbruch die Aufmerksamkeit 
weiterer Kreise auf sich zieht, in der Lage, auf die von den Vertretern 
auswärtiger Regierungen gestellten Anfragen Auskunft geben zu 
müssen. Je rascher und je vollständiger sie dies zu thun vermag, 
um so mehr wird sie den am internationalen Verkehr betheiligten 
deutschen Interessen zu dienen vermögen. Inwieweit noch weitere 
Mittheilungen über den Verlauf der Seuchen für das Gesundheitsamt 
oder für die Reichsverwaltung überhaupt von Interesse sein werden, 
hängt von den besonderen Zeitverhältnissen ab. Allgemeine Vor- 
schriften hierüber in das Gesetz aufzunehmen, erscheint nicht zweck- 
mässig, die Entscheidung wird dem Bundesrath zu überlassen sein, 


$ 42. Wenn die Reichsverwaltung den auf dem Gebiete des 
Gesundheitswesens vermöge des neuen Gesetzes ihr erwachsenden 
Aufgaben gerecht werden soll, so wird sie der Mitwirkung einer 
aus hervorragenden wissenschaftlichen Autoritäten und aus den er- 
fahrensten Beamten der Landes-Medicinalverwaltungen zusammen- 
gesetzten, also die Wissenschaft und die Praxis in deren sichersten 
Ergebnissen vertretenden Versammlung nicht entrathen können. Das 
Kaiserliche Gesundheitsamt wird in seiner jetzigen Organisation der 
Reichsverwaltung diese Unterstützung nur in unvollkommenem Maasse 
zu gewähren vermögen. Die Art seiner Aufgaben und die beschränkte 
Zahl seiner ordentlichen Mitglieder bringen es mit sich, dass ihm 
nicht immer auf den hier in Betracht kommenden wissenschaftlichen 
Gebieten die ersten Kräfte zu Gebote stehen können; es wird genügen, 
darauf hinzuweisen, dass ein grosser Theil seiner Thätigkeit ausser- 
halb des medizinischen Gebiets liegt, und dass von den sechs vor- 
handenen Mitgliedern nur drei die medizinischen Fächer vertreten. 
Dieser Mangel ist nach anderen Richtungen hin auch schon bisher 
eınpfunden worden. Eine Abhilfe wurde darin gesucht, dass eine 
Reihe von Fachmännern und höheren Landesbeamten, welche je nach 
Bedarf zu den Berathungen über einzelne wichtigere Fragen heran- 
gezogen werden konnten, dem Gesundheitsamt als ausserordentliche 
Mitglieder beigegeben wurde. Neuerdings musste ausserdem für die 
Bearbeitung der auf das deutsche Arzneibuch bezüglichen Fragen 
eine ständige Commission in’s Leben gerufen werden. Durch die 
Berufung vorübergehender Commissionen suchte man endlich dort 
sich zu behelfen, wo diese Einrichtungen dauernder Art den Anforder- 
ungen nicht entsprachen. Hat sich in dieser Weise auch für Einzel- 
fragen eine wirksame Unterstützung des Gesundheitsamtes schaffen 
lassen, so blieb doch der Nachtheil, dass unter den wechselnden 
Personen, welche zum Beirath herangezogen wurden, keine engere 
Fühlung sich herausbildete, dass die Verhandlungen von keiner festen 
Tradition beherrscht wurden und dass aus diesen Gründen auch die 
Rathschläge und Empfehlungen nicht immer von gleichbleibenden 
Anschauungen beherrscht waren. Ueberdies hat es Schwierigkeiten 
bereitet, für diese immer nur einen aushilfsweisen Charakter tragen- 
den Erweiterungen des Gesundheitsamts die hervorragendsten Männer 
der Wissenschaft und Praxis zu gewinnen. 

In untrüglicher Weise haben die bei der vorjährigen Epidemie 
hervorgerufenen Verhältnisse den Beweis für die Unzulänglichkeit 
der bestehenden Einrichtungen geliefert. Zunächst ergab sich die 
Nothwendigkeit, den Beirath, welchen die Reichsverwaltung in dem 
Gesundheitsamt besass, dadurch zu stärken, dass die höchsten Medi- 
zinalbeamten aus den grösseren Bundesstaaten zusammenberufen 
wurden, um über die bei der Bekämpfung der Seuche zu befolgenden 
Grundsätze sich unter einander und mit den Beamten der Reichs- 
verwaltung zu verständigen. Später musste in Verbindung mit dem 
Gesundheitsamt eine Choleracommission errichtet werden, deren Rath- 
schläge für die Bekämpfung der Seuche leitend wurden und deren 
Autorität denn auch bis über die Grenzen des Reichs hinaus aner- 
kannt war. Dass diese Maassnahmen erst nach Ausbruch der Seuche 
sich treffen liessen, ist schon mit Rücksicht auf den damit verknüpf- 
ten Zeitverlust als ein grosser Nachtheil empfunden worden. 

Die Schöpfung eines dauernden und nicht auf engere Aufgaben 
beschränkten Organs, welches vermöge seiner Zusammensetzung den 
Behörden, der ärztlichen Welt und dem Publikum gegenüber volle 
Autorität besitzt, welches mit der Verwaltung unausgesetzt Fühlung 
und für deren Bedürfnisse volles Verständniss hat, welches den Wider- 
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in seinen durch zusammenhängende Erfahrungen getragenen Be- 
schlüssen löst und welches im Bedarfsfalle jederzeit angerufen werden 
kann, ist der Weg, um dem Bedürfniss der Reichsverwaltung entgegen 
zu kommen. Aehnliche Institutionen bestehen in verschiedenen Staa- 
ten des Auslandes. Frankreich besitzt in dem Comitd consultatif 
d’bygiene eine oberste begutachtende Körperschaft für öffentliches 











Gesundheitswesen. In Italien ist bei dem Ministerium des Innern 
ein oberster Gesundheitsrath organisirt. Auch in Oesterreich ist 
dem Minister des Innern ein oberster Sanitätsrath beigegeben; eben- 
so in Belgien der Conseil superieur d’hygiene publique. In Schwe- 
den ist die Ueberwachung des öffentlichen Gesundheitswesens einem 
Gesundheitscollegium anvertraut. In England besteht bei dem Lo- 
kal Government Board eine besondere Abtheilung, welcher eine 
grössere Anzahl von Sachverständigen angehört und die ermächtigt 
ist, durch ständige Inspectoren jederzeit an Ort und Stelle Erhebungen 
anzustellen und Anordnungen zu treffen. In Deutschland ist inner- 
halb der einzelnen grösseren Bundesstaaten für die einschlagenden 
Bedürfnisse zwar gleichfalls gesorgt, wie denn in Preussen die wissen- 
schaftliche Deputation für das Medizinalwesen, in Bayern der Ober- 
Medizinal-Ausschuss, im Königreich Sachsen das Landes-Medizinal- 
Collegium, in Württemberg das Medizinal-Collegium zu Stuttgart 
dafür bestehen. Aber der Mangel beruht eben darin, dass viele auto- 
ritative Organe dieser Art gleichberechtigt neben einander bestehen, 
dass ihre Meinungen und Rathschläge unvermeidlich nicht immer 
dieselben sind, dass ihre Erfahrungen und ihre Wirksamkeit sich zum 
Theil auf enge Kreise beschränken :und dass gerade an der Stelle, 
welche nach der Verfassung über das Gesundheitswesen des ganzen 
Reichs zu wachen berufen ist, dasjenige wissenschaftlich-technische 
Organ fehlt, welches im Inlande und Auslande fast als eine selbst- 
verständliche Ergänzung der administrativen Organe gilt. Für die 
Reichsverwaltung ist es um so wichtiger, sich auf die Autorität 
einer hoch angesehenen Vertretung von Wissenschaft und Praxis 
stützen zu können, als sie unter Umständen in die Lage kommen 
wird, zwischen den abweichenden Anschauungen der Landes-Medizinal- 
behörden den Ausgleich herbeiführen zu müssen. Für die Bevölker- 
ung liegt in einem solchen Organ, das nicht einseitig zusammen- 
gesetzt sein kann, das dem Einflusse einzelner Verwaltungsstellen 
entzogen ist und etwaigen überspannten Anforderungen der Wissen- 
schaft wie der Verwaltung gleich unabhängig gegenübersteht, die 
beste, aber auch die nothwendige Gewähr dafür, dass auf Grund des 
neuen Gesetzes nur angemessene Pflichten ihr auferlegt werden sollen. 
Je weniger es möglich ist, diese Pflichten in allen kinzelheiten und 
für alle Verhältnisse durch das Gesetz selbst festzulegen, um so 
mehr ist es geboten, ein Organ zu besitzen, welches vermöge seiner 
Autorität für den ganzen Umfang des Reichs die Durchführung des 
Gesetzes in gieichmässige und vorsichtige Bahnen weisen hilft. Man 
darf sich nicht verhehlen, dass in Seuchenzeiten auf Grund des neuen 
Gesetzes an den Einzelnen wie auch an die Gemeinden Anforderungen 
gestellt werden können, welche von den Betheiligten nicht immer 
als eine bequeme Last empfunden und gern getragen werden. Ihre 
Nothwendigkeit muss durch eine über alle Einwendung erhabene 
Autorität gedeckt sein. 

Auch dem Auslande gegenüber wird die Bedeutung dieses Beiraths 
nicht unterschätzt werden dürfen. Wenn es darauf ankommt, über- 
triebenen, den Verkehr in ungerechtfertigter Weise erschwerenden 
Absperrmaassregeln entgegenzutreten, bedarf der Reichskanzler einer 
Autorität, auf die er sich berufen kann, deren Ansehen nicht bestreit- 
bar ist. In dieser Beziehung haben während der vorjährigen Epidemie 
die Gutachten der Choleracommission über die Gefahr der Verschlepp- 
ung der Cholera durch Waarentransporte und über ähnliche Fragen 
schätzbare Dienste geleistet. Dass das Reich über ein solches Organ 
verfügte, ist der Wirkung seiner Vorstellungen nicht selten zu statten 
gekommen. Immerhin war die Commission zunächst im Auslande 
nicht bekannt, keine dauernde Bildung, und eben deshalb ohne ihre 
eigene Schuld nicht von dem ganzen Ansehen getragen, wie es im 
Interesse des Schutzes von Handel und Verkehr dem Auslande gegen- 
über zu wünschen gewesen wäre. Die Denkschrift über die letzte 
Cholera-Epidemie hat dargelegt, wie oft und wie lange die Bemüh- 
ungen des Auswärtigen Amtes gegenüber den durch Grundsätze der 
Wissenschaft und Erfahrung nicht gerechtfertigten, aber für die 
deutsche Ausfuhr mit harten Erschwerungen verbundenen Abwehr- 
maassregeln fremder Staaten vergeblich geblieben sind. Erfolgreicher 
wird es voraussichtlich handeln können, wenn ihm eine Autorität von 
bleibender und unbedingt anerkannter Bedeutung zur Seite steht. 

Aus diesen Erwägungen sieht der $ 42 die Bildung des Reichs- 
Gesundheitsraths vor. Nach der Absicht des Entwurfs soll der- 
selbe mit dem Gesundheitsamt in enge, organische Verbindung ge- 
bracht werden. Der Vorsitz wird regelmässig dem Director dieser 
Behörde zufallen müssen; die ausserordentlichen Mitglieder und die 
ständige Commission für Bearbeitung des deutschen Arzneibuchs sollen 
in dem Reichs-Gesundheitsrath aufgehen. Als Mitglieder sind die 
ersten Fachgelehrten aus den verschiedenen, in das Gesundheitswesen 
einschlagenden Zweigen der Wissenschaft, hervorragende Vertreter 
der in Betracht kommenden Gebiete der Technik (Bauwesen, chemische 
Industrie, Nahrungsmittelindustrie), sowie böhere Verwaltungsbeamte 
in Aussicht genommen. Indem die Auswahl der Mitglieder der Be- 
schlussfassung des Bundesraths vorbehalten ist, wird Gewähr dafür 
gegeben, dass die Interessen der Bundesstaaten, sowie aller Verwal- 
tungszweige und Lebenskreise ihre Berücksichtigung finden. i 

Wird hiernach auch die Zahl der Mitglieder recht beträchtlich 
sein, so ist deshalb doch eine bedenkliche Erschwerung der Thätiz- 
keit des neuen Organs nicht zu besorgen. Denn zur Vereinigung 
aller Mitglieder wird nur in Ausnahmefällen Veranlassung gegeben 
sein; in Aussicht genommen ist, innerhalb des Reichs-Gesundheits- 
raths Ausschüsse für einzelne Zweige des Gesundheitswesens zu bilden, 
welche nach Bedarf entweder einzeln oder mehrere gemeinschaftlich 
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in Berathung treten. Muss sachgemäss die Hauptaufgabe des Reichs- 
gesundheitsraths in der Unterstützung der Reichsverwaltung bei der 
Erfüllung der ihr zufallenden Aufgaben bestehen, so werden doch 
auch die Landesbehörden seinen Rath in Anspruch nehmen können. 
Damit er in die Lage versetzt wird, zur Vorbereitung seiner Beschluss- 
fassung die nöthigen Ermittelungen auf möglichst kurzem Wege an- 
stellen zu lassen, ist ihm im Entwurf die Befugniss beigelegt, mit 
den Landesbehörden unmittelbar in Verbindung zu treten und Aus- 
kunftspersonen an Ort und Stelle zu entsenden. In schweren Seu- 
chenzeiten wird dieses Mittel der Belehrung für ihn unentbehrlich 
gein; auch die Choleracommission hat davon, im Einverständniss und 
unter voller Anerkennung der betheiligten Bundesregierungen wäh- 
rend der vorjährigen Seuche wiederholt Gebrauch gemacht. Zur Er- 
ledigung der Arbeiten sollen dem Reichs-Gesundheitsrath die Arbeits- 
kräfte des Gesundheitsamts zu Gebot stehen. Erhebliche Kosten wer- 
den daher durch die Errichtung nicht erwachsen, zumal die Mitglied- 
schaft als Ehrenamt gedacht ist. 


6) Strafvorschriften. 


$ 43. Für die Strafandrohungen des Entwurfs in den $$ 43 bis 
45 sind die Bestimmungen im $ 327 des Strafgesetzbuchs zum Aus- 
gangspunkte zu nehmen. Die Vorschrift lautet: 

„Wer die Absperrungs- oder Aufsichtsmaassregeln oder Ein- 
fuhrverbote, welche von der zuständigen Behörde zur Ver- 
hütung des Einführens oder Verbreitens einer ansteckenden 
Krankheit angeordnet worden sind, wissentlich verletzt, wird 
mit Gefängniss bis zu zwei Jahren bestraft. 

Ist infolge dieser Verletzung ein Mensch von der anstecken- 
den Krankheit ergriffen worden, so tritt Gefängnissstrafe von 
drei Monaten bis zu drei Jahren ein.“ 


Diese Vorschrift sichert für die wissentliche Verletzung | 


der auf Grund des Gesetzes zu erlassenden Anordnungen in den 
meisten Fällen die Möglichkeit einer angemessenen Bestrafung, da 
die Anordnungen regelmässig Absperrungs- oder Aufsichtsmaassregeln 
der im $ 327 des Strafgesetzbuchs gedachten Art zum Gegenstande 
haben werden. Eine Ergänzung dieser Strafbestimmungen hat nur 
insoweit einzutreten, als: 

1) behördliche Anordnungen in Frage kommen, welche Maass- 
regeln anderer als der im $ 327 bezeichneten Art betreffen, 

2) das Gesetz selbst Vorschriften enthält, deren Beachtung durch 
Strafvorschriften sichergestellt werden muss, 

3) als endlich neben der wissentlichen Verletzung der behörd- 
lichen Anordnungen auch ein vorsätzliches Zuwiderhandeln, das ohne 
Kenntniss der ergangenen Anordnung erfolgt, sowie der fahrlässige 
Ungehorsam gegenüber derselben unter Strafe gestellt werden muss. 

Hiernach ist zunächst im $ 43 Nr. 1 die wissentliche Verletzung 
der auf Grund des $ 15 Nr. 3 erlassenen Ausfuhrverbote mit der 
nämlichen Strafe bedroht, wie sie im $ 327 des Strafgesetzbuchs für 
die Verletzung von Einfuhrverboten vorgesehen ist. Die grosse Ge- 
fahr, welche eine unvorsichtige Verwendung der mit den Kranken 
unmittelbar in Berührung gekommenen Gebrauchsgegenstände, ins- 
besondere der Bett- und Leibwäsche und der bei der Behandlung 
und Pflege benutzten Geräthschaften (medicinische Instrumente, Ver- 
bandstoffe, Ess- und Trinkgeschirr und dergleichen) in sich birgt, 
lässt es gerechtfertigt erscheinen, derartige Gegenstände bis nach 
Ausführung der Desinfection von jeder anderweitigen Benutzung aus- 
zuschliessen. Dasselbe gilt von allen Gegenständen, für welche wegen 
bekannter oder vermutheter Inficirung eine Desinfection polizeilich 
angeordnet war, einschliesslich der zur Kranken- oder Leichenbeför- 
derung benutzten Transportmittel. Diesen Zweck sucht der Entwurf 
durch die im $ 43 unter Nr. 2 und 3 aufgenommenen Strafvorschrif- 
ten zu erreichen. Wenn hier auch derjenige mit Strafe bedroht 
wird, welcher die bezeichneten Gegenstände selbst in Gebrauch nimmt, 
so musste dies um deswillen geschehen, weil der Betreffende durch 
seine Unvorsichtigkeit nicht nur die eigene Person, sondern auch 
andere gefährdet, wie dies beispielsweise eintreten kann, wenn ein 
bei der Behandlung eines Kranken benutztes Instrument ohne vor- 





herige Desinfection zu gleichem Zweck weiter verwendet wird. Wo 
die polizeiliche Anordnung einer Desinfection die Voraussetzung für 
die Straffälligkeit bildet, macht es keinen Unterschied, ob die An- 
ordnung eine allgemeine oder nur auf einen bestimmten Einzelfall 
berechnet war. 

Es können Fälle vorkommen, in welchen selbst bei wissentlichem 
Verstosse gegen die obigen Vorschriften die Verhängung einer Frei- 
heitsstrafe ausser Verhältniss zu der Schwere der begangenen Ge- 
setzesverletzung stehen würde. Im Absatz 2 ist daher für den Fall 
mildernder Umstände die Auferlegung einer Geldstrafe für zulässig 
erklärt. 


$ 44. Der $ 44 gewährt in den Nummern 1 bis 3 den erforder- 
lichen Strafschutz für gewisse im Gesetz selbst gegebene Vorschriften. 
Demgemäss sind hier für die Verletzung der Anzeigepflicht ($$ 1 
bis 5), sowie der durch $ 7 begründeten Verpflichtung zur Gewähr- 
ung des Zutritts und zur Auskunftertheilung gegenüber dem beamte- 
ten Arzt entsprechende Vorschriften getrotfen. Das Strafmaass ist 
dem $ 65 des Viehseuchengesetzes, welcher von ähnlichen Ueber- 
tretungen handelt, entlehnt. Unter Nr. 4 sind hier endlich noch die 
Zuwiderhandlungen gegen die auf Grund des $ 13 erlassenen Anord- 
nungen erwähnt. Nach $ 13 kann unter gewissen Voraussetzungen 
eine Meldepflicht für zureisende Personen eingeführt werden. Die 
wissentliche Verletzung einer solchen Anordnung würde an sich unter 
die schon erwähnte Vorschrift des Strafgesetzbuches fallen. Die dort 
angedrohte Strafe erscheint jedoch für die hier in Rede stehenden 
Fälle als zu hart. Solche Zuwiderhandlungen können füglich nicht 
schwerer beurtheilt werden, als die Fälle einer Verletzung der im 
Gesetz selbst aufgestellten Anzeigepflicht. Auf diesen Erwägungen 
beruht die Aufnahme dieses Falles in den $ 44, welcher im Gegen- 
satz zu $ 45 eine nicht nur subsidiäre Strafandrohung enthält. Die 
Verletzung der Meldepflicht für zureisende Personen soll hiernach 
immer nur auf Grund des $ 44 dieses Gesetzes und nicht auf Grund 
des Strafgesetzbuchs zur Strafe gezogen werden. 


$ 45. Im $ 45 endlich ist die Strafe für alle Verletzungen der 
auf Grund des neuen Gesetzes ergehenden polizeilichen Anordnungen 
zur Bekämpfung der ansteckenden Krankheiten vorgesehen, soweit 
sie sich nicht als wissentliche Verletzungen darstellen und dem- 
gemäss unter das Strafgesetzbuch fallen. Der subsidiäre Charakter 
der Strafvorschrift ergiebt sich aus den eingeschalteten Worten „so- 
fern nicht nach den bestehenden gesetzlichen Bestimmungen eine 
höhere Strafe verwirkt ist*. 


$ 46. Der Zeitpunkt, mit welchem das Gesetz in Kraft treten 
soll, muss so weit hinausgerückt werden, dass zuvor die zur Ausführ- 
ung unbedingt erforderlichen Anordnungen getroffen werden können. 
Hauptsächlich wird es dabei auf die Vorbereitungen für die Durch- 
führung der Anzeigepflicht und auf den Erlass der nöthigen An- 
weisungen für die Ermittelung der Seuchen ankommen. Ein Zeit- 
raum von drei Monaten dürfte hierfür genügen. Auf den Erlass 
der durch die $$ 22, 24 und 26 der Beschlussnahme des Bundesraths 
vorbehaltenen Vorschriften braucht nicht gewartet zu werden; so- 
lange der Bundesrath von der ihm erhaltenen Ermächtigung noch 
nicht Gebrauch gemacht hat, bewendet es bei den geltenden landes- 
rechtlichen Bestimmungen. 

Was endlich das Verhältniss des neuen Gesetzes zu dem zur Zeit 
geltenden Recht anlangt, so kommt aus der Reichsgesetzgebung, ab- 
gesehen von den wenigen hier einschlagenden Vorschriften der Ge- 
werbeordnung, nur das Impfgesetz vom 8. April 1874 in Frage. Beide 
Gesetze bleiben unberührt. Dasselbe gilt von den im $ 18 Absatz 3 
des Impfgesetzes erwähnten landesrechtlichen Bestimmungen über 
Zwangsimpfungen bei dem Ausbruch einer Pockenepidemie. Im übri- 
gen werden diejenigen Vorschriften der Landesgesetzgebung, welche 
sich auf die Bekämpfung der unter das neue Gesetz fallenden Krank- 
heiten beziehen, ausser Kraft gesetzt, soweit sie mit diesem Gesetz 
oder mit den auf Grund desselben vom Bundesrath erlassenen Vor- 
schriften unvereinbar sind. Für alle anderen Krankheiten bewendet 
es nach wie vor bei dem Landesrecht. 
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Verschiedenes. 
Therapeutische Notizen. 


(Eisenchlorid gegen Diphtherie) wird in dem Decemberheft 
der Ther. Monatshefte von zwei Seiten (Hübner-Frankfurt und N. 


Rosenthal-Berlin) ausserordentlich warm empfohlen. Man muss | 


sich bekanntlich gerade gegenüber der Empfehlung neuer Diphtherie- 
mittel ausserordentlich skeptisch verhalten, die beiden vorliegenden 
Veröffentlichungen machen aber entschieden beide den Eindruck, dass 
das Mittel unbefangen geprüft worden ist. Eine Nachprüfung scheint 
daher entschieden am Platze, um so mehr, als ja auch die günstigen 
Mittheilungen Rehn’s auf dem vorjährigen Congress für innere Me- 
diein vorliegen. 

Die Verabreichung des Mittels ist allerdings bei den genannten 
zwei Herren eine verschiedene. Hübner verwendet es rein oder in 
Verdünnungen von 1:1 bis 1:5 zu Pinselungen zwei bis drei Mal 
täglich, während Rosenthal es innerlich giebt und zwar in einer 
durch Glycerin corrigirten 2proc. Lösung, stündlich einen T'hee- 
bis Esslöffel. Der Erfolg war bei beiden Autoren ein überraschend 
günstiger. Kr. 


(Zur Prophylaxe der Furunkel), besonders im Nacken und 
an der Nase, empfiehlt Rosenbach (Breslau), von fleissigen Ein- 
fettungen der betreffenden Theile Gebrauch zu machen (Ther. Monats- 
hefte, Nov. 1892). Die Entstehung solcher Furunkel beruht zweifel- 
los in erster Linie auf einer abnormen Trockenbeit der Haut. Durch 
das Einfetten wird die Trockenheit beseitigt und zugleich auch den 
Mikroorganismen das Eindringen erschwert. Als Einfettungsmittel 
empfiehlt sich vor allem Lanolin, ferner ungesalzene, frische Butter, 
Cold-Cream, Schweinefett. In manchen Fällen nützt auch Vaselin, 
doch ruft es bei vielen Menschen Reizerscheinungen hervor. Kr. 


(Von Methylenblau gegen Malaria) haben Parenski und 
Blatteis (Krakau) recht befriedigende Erfolge gesehen. Besonders 
zu rühmen ist von dem Mittel, dass es in mehreren Fällen wirksam 
war, wo das Chinin versagt hatte. Gegeben wurde es entweder sub- 
cutan (2 Mal täglich 0.1—0.5) oder per os 2—3 Mal täglich 0.4—0.5. 
Benutzt wurde ausschiesslich das Merck'sche Präparat. (Ther. Mo- 
natshefte, Jan. 1893.) Kr. 


(Scopolaminum hydrochloricum, ein neues Mydriati- 
cum.) Dieses, wie Atropin, Hyoscin etc. der Gruppe der Tropäine 


angehörige Alkaloid, aus der Wurzel von Scopolia atropoides darge- | 








stellt, wurde von Rählmann in der ophthalmologischen Praxis ver- | 


sucht (Klin. Monatsbl. f. Augenheilkunde. Febr... Nach Versuchen 
von Kobert war über dasselbe bekannt, dass es der Atropinwirkung 
entgegengesetzte Eigenschaften habe, so namentlich auf die Hirn- 
rinde nicht, wie Atropin, reizend, sondern lähmend, auch nicht puls- 
beschleunigend wie Atropin, sondern vielmehr verlangsamend wirke. 
Die praktische Anwendung des Mittels durch R. ergab, dass dasselbe 
als Mydriaticum und Antiphlogisticum alle anderen gebräuchlichen 
Tropäine übertrifft. In der Stärke der mydriatischen Wirkung ver- 
hält es sich ähnlich dem Hyoscin, ohne dessen Nachtheile zu be- 
sitzen; auch die lästigen Nebenwirkungen, des Atropin kommen ihm 
nicht zu: es stört den Appetit nicht, es erzeugt in normalen Dosen 
keine Trockenheit im Hals, keine nervöse Unruhe mit Röthung des 
Gesichtes und frequentem Puls, wie sie bei Atropinbehandlung so häufig 
ist. Das Mittel leistet daher vortreffliche Dienste bei beginnender Atro- 
pinvergiftung, indem es das Atropin mehr als ersetzt. Die schmerz- 
stillende und antiphlogistische Wirkung steht hinter der des Atropin 
nicht zurück. In 5 Fällen von Hypopyon wurde nach S.-Gebrauch 
ein regelmässiges Kleinerwerden beobachtet. Auf den intraocularen 
Druck wirkt S. nicht ein, wird also auch, im Gegensatz zu Atropin, 
bei pathologischer Steigerung desselben vertragen. $. wirkt etwa 
5 mal so stark wie Atropin. Man wendet Lösungen an von 1—2 
pro Mille (l/ıo bis 1/5 Proc.), welche einer !/2 und lproc. Atropin- 
lösung entsprechen. Am besten wirkt es in refracta dosi. R. erblickt 
in dem Mittel eine dauernde Bereicherung des Arzneischatzes. 
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